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Somalia: Zieht 
die UNO ab?
Bundesregierung will ihre Wuppen 
so lange wie möglich im Land lassen

Die Bundesregierung hat sich nach ih­
ren letzten Erklärungen entschlos­
sen. den Bitten der UNO, vorgebracht 

durch UN-Generalsekretär Ghali und 
Untersekretär Annen in einem Telefon­
gespräch mit Kinkel, zu folgen, die Be­
setzung somalischer Gebiete durch Ein­
heiten der Bundeswehr vorerst ohne Än­
derungen fortzufuhren.

Die Bundesregierung hat dabei offen­
sichtlich nicht bedacht, daß Herr Ghali 
bei seinem ersten Besuch in Somalia im 
Januar des Jahres mit Steinen begrüßt 
wurde und bei seinem zweiten Besuch 
Mitte Oktober das Flughafengebäude 
nicht verlassen konnte, da Somalis ihn 
auch dieses Mal entsprechend begrüßen 
wollten. Im übrigen hält sich unter So­
malis hartnäckig das Gerücht, daß Gha­
li, als er noch Außenminister Ägyptens 
war, eine Übereinkunft mit dem damali­
gen, von westlichen Regierungen bis 
kurz vor seiner endgültigen Vertreibung 
aus Somalia unterstützen somalischen 
Diktator Barre getrofffen habe, ägypti­
sche Fellachen im fruchtbaren Juba-Ge- 
biet anzusiedeln. Beide, Barre und Gha­
li. hätten finanziell von diesem Dealpro- 
tttrerea können. Ghali scheint diese Plä­
ne immer noch nicht aufgegeben zu ha­
ben, denn einen für Somalis nachvoll­
ziehbaren Grund für weitere Stationie­
rung von UNO-Soldaten gibt es nicht.

Es gibt hingegen auch Meinungen in­
nerhalb der UNO, die ebenfalls für einen 
Abzug der Truppen plädieren und für 
Bereitstellung von Gesprächsangeboten.

Doch zurück zur Politik der Bundesre­
gierung: Sie plädiert nach wie vor für 
weitere militärische Besatzung. Diese 
militärische Besatzung hat bisher schon 
nichts genutzt, sondern im Gegenteil 
Somalis das Leben gekostet, ihre Exi­
stenzgrundlagen zerstört, zu einer Aus­
breitung gewaltsamer Konflikte inner­
halb des Landes geführt und zu einem 
verschärften Ungleichgewicht in der 
wirtschaftlichen Situation des Landes 
geführt.

Mohamed Farah Aideed muß gefan­
gengenommen werden — nach Meinung 
des Herrn Generalsekretärs der UNO
und bis vor kurzem der USA — dann sei 
Somalia „befriedet“. Ihnen ist entgan­
gen — oder sie wissen es genau und ver-
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folgen ihn gerade deshalb — daß Aideed 
Vorsitzender der Somali National Al­
liance (SNA) ist. Die SNA ist eine Koa­
lition von vier Parteien aus vielen Regio­
nen Somalias und mit Mitgliedern aus al­
len „Stämmen“ Somalias. Diese Allian­
ce setzt sich ein für den Abzug aller aus­
ländischen Besatzungstruppen und „Be­
rater“, gegen ausländische Entwick­
lungshilfe und Auflagen von sogenann­
ten internationalen Gremien (wie z.B. 
IWF und Weltbank), für von Somalis 
selbstbestimmte Eigenentwicklung des 
Landes, für Wiederherstellung der 
Selbstversorgung mit Lebensmitteln 
(was bis in die 60er Jahre in Somalia 
Realität war), für Entwicklung der 
Landwirtschaft mit Produkten für das 
Inland, für Entwicklung der Viehwirt­
schaft und deren Produkten — inkl. der 
nomadischen Viehhaltung, für Entwick­
lung des Fischerei wesens (ca. 3200 km 
Küste), für Dezentralisierung mit eher 
basisdemokratischen Strukturen und vor 
allem für politisches Selbstbestim­
mungsrecht der Somalis. Das Kopfgeld 
in Höhe von 25000 US-Dollar, das auf 
Aideed ausgesetzt ist, hatte keinen So­
mali dazu bewegen können, Aideed, 
„Vater des Friedens“, wie er von An­
hängern der SNA bezeichnet wird, an 
die USA/UNO auszuliefem.

Da die Somalis Aideed also nicht aus­
liefern, wurde von der UNO/USA nach 
anderen Wegen gesucht, ihn gefangen 
zu nehmen und die Organisation der 
SNA zu zerstören. Die USA entsandten 
ihre Ranger-Elitetruppe, 500 Mann, die 
sich bereits in Panama bei der Ergrei­
fung Noriegas bewährt hatten. Drei Mal 
versuchten die Ranger, Aideed durch 
überraschende Überfälle festzunehmen. 
Beim dritten Versuch hatten sie von 
einer angeblichen Versammlung der 
SNA mit allen ihren führenden Köpfen 
gehört, die am 3. Oktober im Hotel 
Olympia stattfinden sollte. Doch es folg­
te eine weitere große Blamage und Nie­
derlage für die Rangers und für die 
USA. Die SNA hatte das Treffen fin-

EG-Währungsinstitut in Frankfurt
Die Währungsunion soll statt durch Konsens durch Unterwerfung erreicht werden

Einen „verhaltenen Jubel“ auf deut­
scher Seite meldet Die Welt nach der 
Entscheidung des Brüsseler EG-Gipfels, 
den Sitz des „Europäischen Währungs­
instituts“ (EWI) nach Frankfurt zu le­
gen. Die Entscheidung ist ein Signal, 
daß die BRD als Sitz der neuen Behörde 
künftig auch formell massiven Einfluß 
auf die Währungs- und Haushaltspolitik 
der anderen EG-Staaten nehmen will.

Das EWI wird seine Arbeit zum 1.1. 
94 aufnehmen. Es hat die Aufgabe, „die 
Zusammenarbeit zwischen den nationa­
len Zentralbanken zu verstärken“, „die 
Koordinierung der Geldpolitik der Mit­
gliedstaaten“ zu verbessern, die Mit­
gliedstaaten in ihrer Wirtschaftspolitik 
zu beraten und die nächste Stufe der 
Währungsunion, die 1997, spätestens 
1999 beginnen soll, vorzubereiten.

Auch wenn die währungspolitische 
Hoheit bis dahin noch bei den nationalen 
Zentralbanken bleibt, entsteht mit dem 
EWI ein neuer Hebel zur Einmischung 
in die Wirtschafts- und Haushaltspolitik 
der EG-Staaten. So haben die EG-Fi­
nanzminister wenige Tage vor dem Son­
dergipfel von Brüssel erste Vereinba-

120000 Mitglieder der Gewerkschaften IG Bau und NGG demonstrierten am vergangenen Donnerstag, den 28. Oktober, in Bonn gegen das Gesetz der Bun­
desregierung zur Abschaffung des Schlechtwettergeldes. (Ausführlicher Bericht auf Seite 7). — (rül, Bild: af/mz)

giert, in den Tagen vorher Schützengrä­
ben in der Nähe um das Hotel ausgeho­
ben und in den Schützengräben und den 
umliegenden Häusern auf die Rangers 
gewartet. Somalis eroberten 4 bis 6 Pan­
zer, töteten US-Rangers, nahmen Ge­
fangene und gaben ihrer Freude über 
diesen Sieg laut und öffentlich Aus­
druck. Auch bei diesem Kampf kamen 
viele Somalis ums Leben oder wurden 
verletzt. Insgesamt sind bereits über 
1000 Somalis von ÜNO/USA-Truppen 
umgebracht worden und zehntausende 
verletzt. Von Schadensersatz, Wieder­
gutmachung, Entschädigung für mate­
rielle Zerstörung und/oder für die Getö­
teten und für von ihnen finanziell Ab­
hängige ist bis heute nicht die Rede, we­
der von der UNO noch von den USA.

Nach der öffentlichen Herabwürdi­
gung von US-Soldaten begannen die 
USA verbal einzulenken (angeblich vor­
gesehener Abzug ihrer Truppen bis zum 
31. März 1994), bei gleichzeitiger und 
zu ihren verbalen Äußerungen im Ge­
gensatz stehender Verstärkung ihres Mi­
litärs in Somalia von ca. 5000 auf ca. 
10000 bis 12000 US-Soldaten. Die 500 
Rangers wurden gegen ca. 5000 Mari­
nes ausgetauscht, von denen ca. 2000 
auf dem Festland und ca. 3000 auf 
Kriegsschiffen vor der Küste stationiert

e
rungen vorbereitet, die den EG-Staaten 
untersagen, öffentliche Defizite weiter 
durch Zentralbank-Kredite zu decken. 
Faktisch nehmen damit die Einmi­
schungsrechte der großen EG-Mächte in 
die Haushalts- und Wirtschaftspolitik 
der wirtschaftlich schwächeren Staaten 
weiter zu.

Da das Urteil des Bundesverfassungs­
gerichts zum Maastrichter Vertrag noch 
einmal die „stabilitätspolitischen“ Vor­
schriften der Verträge für die Wäh­
rungsunion bekäftigt, zeichnet sich hin­
sichtlich der geplanten Währungsunion 
ab, daß die großen EG-Mächte versu­
chen werden, eine Währungsunion nicht 
durch Konsens, sondern durch Kampf 
und Unterwerfung der anderen EG-Staa- 
ten zu errichten. Die in einer ersten Stufe 
angestrebte gemeinsame Währung eini­
ger weniger EG-Zentralmächte (die Re­
de ist von der BRD, Frankreich und den 
Benelux-Staaten) soll die Währungen 
der anderen Staaten untergraben und 
letztlich aus dem Markt werfen.

Dafür gibt es geschichtliche Vorbil­
der. Die USA und Großbritannien bei­
spielsweise hatten über lange Zeit meh­

sind. Die zusätzlichen US-Soldaten sind 
angeblich nötig, um die 5 000 bereits sta­
tionierten zu schützen und um dann spä­
ter abzuziehen. Auch John F. Kennedy 
hatte zu Beginn des Vietnamkrieges 
einen Abzugstermin der Truppen bei 
gleichzeitiger Verstärkung der Truppen 
bekanntgegeben. Das Ergebnis ist hin­
länglich bekannt. Wenn die Lage für 
US-Soldaten in Somalia angeblich so ge­
fährlich ist und man sie. schützen möch­
te, warum werden sie dann nicht gleich 
abgezogen? Warum erst noch Militär 
verstärken?

Somalis werden weiter gegen auslän­
disches Militär und gegen Besatzung 
jeglicher Art kämpfen, ob unter UNO- 
oder USA-Vorzeichen. Sie werden wei­
ter für ihr Recht auf Selbstbestimmung 
kämpfen, das ihnen seit fast einem Jahr 
von der UNO (und im Verbund damit 
der Bundesrepublik) und von den USA 
vorenthalten wird. Und sie werden be­
rechtigte Forderungen geltend machen 
für das ihnen im Jahr 1993 (nicht 1884!) 
unter Führung der ehemaligen Kolonial­
mächte und den USA zugefügte Leid.
— (Heli Gerlach)

(Die Autorin ist Mitglied der Deutsch-Somali­
schen Gesellschaft Berlin/Mogadischu e.V., 
Mehringdamm52,10961 Berlin)

rere Notenbanken. Die von diesen her­
ausgegebenen Banknoten konkurrierten 
auf den Geldmärkten wie alle anderen 
Schuldscheine und schwankten im Kurs 
— je nach Wirtschaftskraft und „Solidi­
tät“ der herausgebenden Notenbank. 
Am Ende waren die wirtschaftlich 
schwächeren Notenbanken entweder aus 
dem Geschäft geworfen oder per Gesetz 
als Notenbanken aufgelöst.

Bei einem „Hartwährungsverbund“ 
der großen EG-Mächte wäre der weitere 
Gang ähnlich: Über kurz oder lang wür­
den die verbleibenden Notenbanken der 
schwächeren Staaten — Griechenland, 
Portugal, Irland z.B. — bei Devisenkre­
diten an die Wand gedrängt, ihre Kredite 
teurer, bis sie sich der Wirtschafts- und 
Währungspolitik der EG-Zentralmächte 
unterwerfen. Der Geschäftssitz des neu­
en Währungsinstituts — evtl, in den 
Räumen der 1945 aufgelösten IG-Far- 
ben — unterstreicht, daß die BRD-Kon- 
zeme bei diesem Kampf um die Hege­
monie in Europa erneut zu den Gewin­
nern gehören wollen.
Quelle: Bundesbank-Presseberichte, Nr. 66, 71 
und73/93;D/eW£Zr, 30.10.93— (rül)'

Aktionskonferenz in 
Bischofferode: Ergebnisse 
Etwa 200 Personen beteiligten sich am 
30. Oktober in Bischofferode an einer 
Aktionskonferenz zur Unterstützung der 
Kaliwerker gegen die von der Bundesre­
gierung und Treuhand im Auftrag von 
BASF geplante Schließung ihres Wer­
kes. In einer einstimmig verabschiede­
ten Resolution stellen die Teilnehmer 
fest: „Die von den Kaliwerkem vorge­
brachten Argumente gegen die Schlie­
ßung haben sich bislang in jeder Hin­
sicht als voll berechtigt erwiesen. Ange­
sichts der hohen Arbeitslosigkeit, dem 
Hunger in der Welt, einer ohne Arbeit 
fehlenden Perspektive für unsere Jugend 
gibt es keine Alternative zum Weiterbe­
trieb des Kaliwerkes, zum Kampf um 
den Erhalt jedes Arbeitsplatzes. Die 
Konferenz fordert die sofortige Rück­
nahme der geplanten Stillegung des Ka­
liwerkes in Bischofferode!“ Die Arbei­
ter und Angestellten in Ost- und West­
deutschland werden aufgerufen, die So­
lidarität zu verstärken und selbst den 
Widerstand gegen Lohnkürzung und Ra­
tionalisierung zu entwickeln. Die Aktio­
nen „5 vor 12“ in Thüringen gegen wei­
tere Stillegungspläne sollen verstärkt 
und der Informationsaustausch unter den 
Teilnehmern der Konferenz verbessert 
werden.

Inzwischen mehren sich die Zeichen, 
daß die EG-Kartellbehörde die Fusions­
pläne von BASF und Treuhand ablehnen 
wird. Für die Kaliwerker wäre das ein 
wichtiger Erfolg im Kampf gegen die 
Stillegungspläne! — (rül)

Republikaner: „Europa ja 
— Maastricht niemals “
So lautet das Motto der Republikaner, 
mit dem sie in den Europawahlkampf 
ziehen wollen. Franz Schönhuber in sei­
ner Rede auf dem Bundesparteitag in 
Rastatt am 30.10. weiter: „Unser Wahl­
ziel: CSU und F.D.P. raus aus dem Eu­
ropaparlament.“ Die Republikaner sol­
len „die deutsche Widerstandsbewe­
gung gegen das Versailles ohne Krieg, 
Masstricht, werden“. Die Türkei soll 
auf keinen Fall in die EG: „Europa en­
det am Ural und am Bosporus“. Schön­
huber selbst wird Spitzenkandidat, 
zweiter auf der Liste ist Rudolf Krause, 
der vor kurzem noch der CDU-Fraktion 
im Bundestag angehörte. Ersatzkandida­
ten sind Klaus Zeitler, einstiger SPD- 
Oberbürgermeister von Nürnberg, und 
Hans Hirzel, unter den Nationalsoziali­
sten im Widerstandskreis „Weiße Ro­
se“, später Journalist der „Frankfurter 
Hefte“. Gast auf dem Parteitag war u.a. 
auch der niedersächsische CDU-Politi­
ker Franz Röhrs. Über 2000 protestier­
ten vor der Halle und in Rastatt gegen 
den Parteitag. 24 Personen wurden fest­
genommen. — (u.b.)



Aktuelles aus Politik und Wirtschaft 

HBV-Vorsitzender AIDS-Hilfe zum AIDS-Skandal
zurückgetreten
Fehleinschätzung der Annexion der DDR 
führte zu Finanzkrise

Am 25.10.93 ist der Vorsitzende der 
Gewerkschaft HBV, Lorenz 
Schwegler, zurückgetreten. Gleichzei­

tig trat H.-G. Stritter zurück — bis 1992 
Finanzverantwortlicher der HBV. Hin­
tergrund ist die Finanzkrise, in die die 
HBV mit dem Anschluß der DDR gera­
ten ist. Die HBV war 1990 in Ost­
deutschland finanziell groß eingestiegen 
und hatte die meisten der in den Dienst­
leistungsgewerkschaften des FDGB orT 
ganisierten Mitglieder übernommen. 
Entsprechend der gestiegenen Mitglie­
derzahl wurde auch die Zentrale in Düs­
seldorf ausgebaut. Es gab Planungen, 
die HBV zur „modernen Dienstlei­
stungsgewerkschaft“ umzubauen und 
drittgrößte Gewerkschaft im DGB zu 
werden.

Mit der Ausdehnung der westdeut­
schen Handelskonzeme nach Osten wur­
den die Konsumgenossenschaften, in 
denen die meisten HBV-Mitglieder im 
Osten beschäftigt waren, Stück für Stück 
vernichtet. Nur ein Teil der DDR-Be­
schäftigten wurde übernommen, Mas­
senentlassungen waren die Folge, Ar­
mut breitete sich aus. Damit sank der 
Mitgliederstand im Ostdeutschland rapi­
de von über 300000 imJahr 1990 auf 
heute 190000. Gleichzeitig blieben die 
Löhne weit unter den Westlöhnen. Dies 
alles schlug sich in den Beitragseinnah­
men/Ost nieder, die nur einen Bruchteil 

Türkei erklärt Kurden 
den Vernichtungskrieg 
Nationaler Sicherheitsrat beschließt Völkermord
Die kurdische Stadt Lice wurde bombardiert

der kalkulierten Summe erreichten. Das 
Defizit allein für 1992 betrug über 9 
Mio. DM und mußte aus dem Vermögen 
der HBV gedeckt werden. Meinungs­
unterschiede darüber, mit welchen orga­
nisatorischen Maßnahmen diese Krise 
überwunden werden soll, haben letztlich 
zu den Rücktritten geführt. Bis zur Neu­
wahl wird die bisherige 2. Vorsitzende 
Margret Mönig-Raane den Vorsitz über­
nehmen.

Die Krise der HBV — mit der Finanz­
krise als sichtbarer Spitze — hat ihre Ur­
sachen in einer Fehleinschätzung der 
Annexion der DDR und deren Folgen. 
Der schlagartigen Ausdehnung nach 
Osten, an der sich viele Gewerkschaften 
beteiligt haben, lag die Idee zugrunde, 
bei diesem Unternehmen zu den Gewin­
nern zu gehören. Diese Idee ist vollstän­
dig gescheitert. Die lohnabhängig Be­
schäftigten in Ost und West finden sich 
nach dem DDR-Anschluß als Verlierer 
wieder — und mit ihnen die Gewerk­
schaften. Die ganze Gewerkschaftsbe­
wegung befindet sich in einer Krise. Für 
die Abwehr der Schläge, zu denen die 
Kapitalistenverbände gerade ausholen, 
ist die Gewerkschaftsbewegung kaum 
gerüstet.

Die HBV wird es zum Beispiel schwer 
haben, die Kämpfe gegen die Abschaf­
fung des Ladenschlußgesetzes erfolg­
reich zu führen. — (res)

Als völlig unzureichend haben Spre­
cher des Bundesverbands der re­
gionalen AIDS-Hilfen, der „Deutschen 

AIDS-Hilfe e.V.“ (DAH) auf ihrer Bun­
desmitgliederversammlung in Köln am 
23./24.10. die „Entschädigungsange­
bote“ von Bundesgesundheitsminister 
Seehofer für durch Blutprodukte mit 
AIDS infizierte Personen abgelehnt. 
Seit 1985 sei bekannt, daß die sogenann­
te „diagnostische Lücke“ das Schlüssel­
problem bei der HIV-Sicherheit von 
Blut- und Plasmaprodukten darstelle. 
Die „diagnostische Lücke“, in der eine 
potentiell infektiöse Blut- oder Plasma­
spende aufgrund der noch nicht ausrei­
chend vorhandenen HIV-Antikörper 
nicht als solche identifizierbar sei, kön­
ne in keiner Weise durch eine „nament­
liche Meldepflicht“ geschlossen werde. 
Die politisch Verantwortlichen sollten 
den Verbraucherschutz von Blut- und 
Plasmaempfangem nicht mehr allein 
den vornehmlich profitorientierten Her­
stellern überlassen.

Zugleich wiesen die AIDS-Selbst- 
hilfegruppen auf den Zusammenhang 
von AIDS und Sozialabbau hin und pro­
testierten gegen die geplanten Kürzun­
gen bei der Sozialhilfe. Sozialabbau 
werde zu einer zunehmenden Verbrei­
tung von^AIDS führen. Nach Angaben 
der DAH sind über die Hälfte der 60000 
HIV-Positiven und mehr als 10000 
Aids-Erkrankte auf Sozialhilfe angewie­
sen. Rund ein Viertel der in den Groß­
städten lebenden Infizierten seien ob­
dachlos. Die Versammlung verabschie­
dete ein Memorandum „Aids und sozia­
le Not“. Im folgenden dokumentieren 
wir die Erklärung des Vorstands der 
DAH vom 18. Oktober, die noch vor 
Bekanntwerden der Firmenskandale und 
der Bildung eines Untersuchungsaus­
schusses des Bundestags verabschiedet 
wurde:

„Im Rahmen der öffentlichen Ausein­
andersetzung zwischen dem Bundesmi­
nister für Gesundheit und dem Bundes­
gesundheitsamt, welche die Auflösung 
des letzteren als Bundesoberbehörde zur 
Folge haben wird, stellt sich mit sieben­
jähriger Verspätung die Frage nach der 
Entschädigung von Menschen, die sich 
über Blut und Blutprodukte mit HIV in­
fiziert haben.

Die Deutsche AIDS-Hilfe unterstützt 
die Förderung der Deutschen Gesell­
schaft für Hämophilie nach Einrichtung 
eines Entschädigungsfonds für HIV- 
positive Bluter und Bluttransfusions­
empfänger. Wir halten es aber für 
falsch, die Verantwortung für diese Vor­
gänge allein dem Bundesgesundheitsamt 
anzulasten, da auch Ärzteschaft, Kran­
kenkassen und Pharmaindustrie ihre 
Verantwortung wider besseres Wissen 
nicht wahrgenommen haben.

Erschreckend deutlich wird an den 
jetzt offengelegten Zahlen, daß mehr als 
350 Infektionen vermeidbar gewesen 
wären, wenn das Bundesgesundheitsamt 
die Richtlinien zur Sicherung von Blut­
präparaten nicht erst im Oktober, son­
dern bereits im Januar 1985 verpflich­
tend eingeführt hätte. Die diagnosti­
schen Voraussetzungen standen hierfür 
bereits zur Verfügung. Auch Blutspen­
dedienste und Pharmaindustrie sahen 
offenbar nicht die Notwendigkeit, auch 
ohne Gesetzesgrundlage diese Sicher­
heitsvorkehrungen aus humanitären 
Gründen freiwillig einzuführen.

Bisher völlig verschwiegen wurde, 
daß es bereits seit 1981 / 82 virusinakti- 
vierte Blutpräparate gibt. Diese wurden 
zur Vermeidung von Hepatitisinfektio- 
nen bei Blutern entwickelt und stellten 
sich im Nachhinein auch als HTV-sicher 
heraus. Hier waren es die Krankenkas­
sen, die die Kosten für die sicheren, aber 
auch teureren wärmebehandelten Präpa­
rate scheuten und eine Übernahme ab­
lehnten. Bei sofortiger Einführung die­
ser Präparate wären mit Sicherheit viele 
Hepatitis- und die weitaus meisten der 
über 2000 HIV-Infektionen über Blut 
und Blutprodukte verhindert worden. 
. Offensichtlich wurden also durch die 
zuständigen bundesdeutschen Behör­
den, die Pharmaindustrie und die Kran­
kenkassen Infektionen mit Hepatitis und 
HIV billigend in Kauf genommen.

Um von diesem skandalösen Faktum 
abzulenken, werden nun neuerlich 
Zwangstestung und Meldepflicht in die 
öffentliche Diskussion gebracht. Hier­
gegen wehren wir uns entschieden und 
werden nicht zulassen, daß das Versa­
gen der verantwortlichen Stellen nun auf 
dem Rücken der Betroffenen ausgetra­
gen werden soll. Wir weisen seit langem 

und immer wieder daraufhin, daß durch 
die bundesdeutsche Politik auch heute 
noch HIV-Infektionen in erheblichem, 
bisher nicht quantifizierbarem Ausmaß 
billigend in Kauf genommen werden. 
Auch hier gilt es, Verantwortlichkeiten 
einzuklagen und Verantwortung wahr­
zunehmen.

Im Drogenbereich etwa scheitern 
HTV-präventive Maßnahmen, z.B. die 
bundesweite, flächendeckende, kosten­
lose Abgabe von Einwegspritzen sowie 
niedrigschwellige Methadonprogramme 
an den rechtlichen und administrativen 
Rahmenbedingungen. Im Strafvollzug 
wird die Vergabe von sterilen Spritzbe­
stecken grundsätzlich verweigert, ob­
wohl allgemein bekannt ist, daß in den 
Anstalten l.v. Drogenkonsum stattfin­
det. Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker hat dies in seiner Eröff­
nungsrede zur IX. Internationalen 
AIDS-Konferenz eindrucksvoll darge­
stellt.

Wenn Bundesgesundheitsminister 
Seehofer nach diesem Skandal öffentlich 
schärfere Maßnahmen zur Bekämpfung 
von HIV-Infektion und AIDS fordert, 
die sich in erster Linie gegen Betroffene 
und Betroffenengruppen richten, stellt 
er sich in die Reihe derjenigen, die von 
den eigentlich Schuldigen abzulenken 
versuchen. Die epidemilogische Ent­
wicklung in der Bundesrepublik zeigt, 
daß die Arbeit der Deutschen AIDS-Hil­
fe, der Bundeszentrale für gesundheit­
liche Aufklärung und des AIDS-Zen- 
trums des Bundesgesundheitsamtes auf 
ihren jeweiligen Gebieten erfolgreich 
ist. Im europäischen Vergleich ist die 
Infektionsrate in der Bundesrepublik 
eine der niedrigsten. Überlegungen, 
offensiver gegen die Immunschwäche­
krankheit AIDS vorzugehen, z.B. durch 
Reihentestungen, Zwangstestungen für 
Angehörige von Risikogruppen oder 
Meldepflicht, gefährden diese bisher zu 
günstige Bilanz. Im Sinne einer erfolg­
reichen AIDS-Prävention wäre Bundes­
gesundheitsminister Seehofer gut bera­
ten, seine Verantwortung an den richti­
gen Stellen wahrzunehmen und keine 
Ablenkungsmanöver zuzulassen.“
Quellen: Pressematerialien der Deutschen 
AIDS-Hilfe e.V., Dieffenbachstr. 33 (II. Hof), 
10967Berlin- (rül)

Generalstab und Regierung der Tür­
kei sind fest entschlossen, dem kur­
dischen Befreiungskampf mit Völker­

mord am kurdischen Volk zu begegnen. 
Drei Tage nach dem Massaker der türki­
schen Armee an der Zivilbevölkerung in 
der kurdischen Stadt Lice und der Zer­
störung der Stadt gab der Nationale Si­
cherheitsrat der Türkei, dem die Mehr­
zahl der Generale und Minister angehö­
ren, u.a. Generalstabschef Güres, 
Staatspräsident Demirel, Ministerpräsi­
dentin Ciller, am 25. Oktober eine 
Kriegserklärung gegen Kurdistan ab: 
der „terroristischen“ kurdischen Bevöl­
kerung wird der totale „Vemichtungs-* 
krieg“ angesagt. Der Nationale Sicher­
heitsrat beschloß gesetzliche Maßnah­
men zur Vernichtung der kurdischen 
Opposition. Die staatliche Gewalt wird 
damit den Sondergerichten und Militärs 
übergeben, was einer Verhängung des 
Kriegsrechts gleichkommt.

Der Terror und die Morde gegen Ver­
treter von Zeitungen, Gewerkschaften, 
Menschenrechtsvereinen und Parteien, 
die den kurdischen Widerstand unter­
stützen und organisieren, soll ausge­
dehnt werden. Hohe Gefängnisstrafen 
drohen ab sofort Leuten, die solche Or­
ganisationen gründen oder sich daran 
beteiligen, die schriftliche oder mündli­
che Kritik an der „Unteilbarkeit des tür­
kischen Staates“ und am Krieg in Kurdi­
stan üben. Hohe Strafen sind auch für 
Beteiligung an Demonstrationen und 
anderen Aktionen vorgesehen. Gewer­
betreibenden, die sich an Aktionen be­
teiligen, z.B. jetzt die kurdischen Zei­
tungskioskbesitzer, soll der Laden für 
sechs Monate geschlossen werden. In 
den Prozessen soll die Verteidigung ver­
unmöglicht werden, die Gefangenen sol­
len in Isolationshaft sitzen.

Zur Bekämpfung des kurdischen Wi­
derstands wird ein Fonds zur Terror-Be­
kämpfung eingerichtet. Der Fonds wird 
finanziert aus dem Staatsbudget, der Na­
tionalen Lotterie, aus sportlichen Be­
gegnungen, Waffenexporten und Ver­
kehrsstrafen.

Staatspräsident Demirel rief alle Insti­
tutionen zum Kampf gegen die PKK auf. 

Demirel forderte in Ankara alle Instituti­
onen seines Landes einschließlich Parla­
ment und Presse zur gemeinsamen Be­
kämpfung des kurdischen Befreiungs­
kampfes auf.

Der Generalstabschef Güres erklärte: 
„In Kürze werden wichtige Entwicklun­
gen stattfmden. Wir werden sie alle tot­
schlagen. Alle führenden Kader der 
PKK werden liquidiert.“ Mord und Ter­
ror will die türldsche Regierung auf das 
Ausland ausdehnen. Die Tageszeitung 
Hürriyet vom 25.10. veröffentlichte 
Namen und Fotos der führenden PKK- 
Kader, unter ihnen der ERNK-Europa- 
vertreter Kani Yilmaz und der ERNK- 
Europasprecher Ali Sapan.

Die Ergebnisse einer Delegation aus 
der BRD und Belgien, die die kurdische 
Stadt Lice nach dem Bombardements 
besuchte, sowie die Beschlüsse des Na­
tionalen Sicherheitsrates veröffentlichen 
wir auf Seite 5. — (rub)

Aktuell in Bonn

Arbeitszeitnovelle
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Neufassung der Gesetze zur Arbeits­
zeit liegt jetzt im Bundestag. Die SPD­
regierten Länder im Bundesrat hatten in 
ihrer ersten Beratung über den Entwurf 
eine Reihe von Änderungen verlangt, 
die die Bundesregierung alle nicht über­
nehmen will. So wollen die SPD-regier- 
ten Länder die Arbeitszeitvorschriften 
auch für Heimarbeiter angewendet ha­
ben, insbesondere die Vorschriften über 
Ruhezeiten und Nachtruhe. Nachtarbeit 
im Sinne des Arbeitszeitgesetzes soll um
22 Uhr beginnen (die Regierung will: ab
23 Uhr). Nach 5 Arbeitsstunden soll ein 
gesetzlicher Anspruch auf Pause beste­
hen (Bundesregierung: nach 6 Stunden). 
Einschränkungen bei Nacht- und Sonn­
tagsarbeit will die Regierung ebenfalls 
nicht übernehmen. Ihre Arbeitszeitregel 
lautet: Was immer der Markt (an Ar­
beitskräften) hergibt, sollen die Kapita­
listen ausbeuten können. (Ds. 12/5888)

Verfassungskommission beendet
Die seit Anfang 1992 tagende gemeinsa­
me Verfassungskommission von Bund 
und Ländern hat ihre Arbeit abgeschlos­
sen. Ihre Ergebnisse gehen jetzt dem 
Bundestag zu und sollen bis Ostern 1994 
dort und im Bundesrat beschlossen wer­
den. 15 Artikel des Grundgesetzes wer­
den danach neu gefaßt oder geändert. Im 
einzelnen: In Artikel 3 („Männer und 
Frauen sind gleichberechtigt“ wird auf­
genommen eine staatliche Verpflich­
tung, auf die „tatsächliche Durchset­
zung“ hinzu wirken. Artikel 20 wird er­
gänzt um den Staatsauftrag, „in Verant­
wortung für die künftigen Generationen 
die natürlichen Lebensgrundlagen“ zu 
schützen (neuer Art. 20a) und „die Iden­
tität der ethnischen, kulturellen und 
sprachlichen Minderheiten“ zu achten 
(Art. 20b). Weitere Änderungen er­
leichtern die gebietliche Neuordnung 

von Ländern bis hin zum Zusammen­
schluß von Ländern, die Bereiche der 
„konkurrierenden Gesetzgebung von 
Bund und Ländern“ werden neu gefaßt, 
ebenso Einzelheiten der Länderaufsicht 
über Sozialversicherungen.

CDU/CSU: EG-Reformpläne
Einen Tag vor dem EG-Sondergipfel, 
der den Sitz der künftigen EG-Zentral­
bank nach Frankfurt vergab, hat die 
CDU/CSU-Fraktion im Bundestag For­
derungen zur Reform der EG vorgelegt. 
So soll die WEU schneller ausgebaut 
werden, bereits Mitte 1994 erwartet die 
Fraktion Vorschläge für eine gemein­
same Verteidigungspolitik. Die EG-Or­
gane sollen verkleinert werden, der 
Grundsatz, daß jedes EG-Mitgliedsland 
einen EG-Kommissar stellt, aufgegeben 
werden. Obwohl die Union dementiert, 
dies solle keine Stärkung der großen ge­
genüber den kleinen EG-Staaten bewir­
ken, wird genau dies die Absicht sein.

„Harmonischer“ Rüstungsexport
Die Bonner Regierung nutzt die Angst 
um die Arbeitsplätze und kurbelt die Rü­
stungsindustrie an. Die „gegenwärtige 
Förderpraxis für die Luft- und Raum­
fahrt“ soll „an den veränderten interna­
tionalen Rahmen angepaßt werden“. So 
der Parlamentarische Staatssekretär im 
Wirtschaftsministerium, Reinhard Göh- 
ner. Göhner unterstrich, Bonn habe die­
sen Industriezweig mit „erheblichem 
Startkapital“ ausgestattet, allein „in den 
letzten Jahren mit mehr als zehn Milliar­
den Mark“. Notwendig sei ein „Erhalt 
von Mindestkapazitäten auf wehrtechni­
schem Gebiet“. Dafür wird die „Har­
monisierung“ der EG-Bestimmungen 
beim Rüstungsexport angestrebt, sprich, 
die ohnehin laschen Bestimmungen zur 
Beschränkung des 'Rüstungsexports 
werden weiter verwässert.

Noch eine „Petersberger Erklärung“
Die „Spitzenverbände der gewerblichen 
Wirtschaft“ verabschiedeten eine „Pe­
tersberger Erklärung“. Gefordert wird 
eine „Offensivstrategie“ zur „Siche­

rung des Standorts Deutschland“. U.a. 
soll die „Staatsquote bis 2000 auf das 
Niveau von 1989/90 zurückgeführt 
werden, was, da die Posten „Verteidi­
gung“ und „Schuldendienst“ unangeta­
stet bleiben sollen, nur durch neue mas­
sive Streichungen bei Sozialleistungen 
geht. Ein „zweiter Arbeitsmarkt“ mit 
Löhnen, die „deutlich unter denen des 
ersten“ liegen, wird gefördert.

40 neue Dioxinschleudern
Im Frühjahr verabschiedete das Bonner 
Kabinett die „Technische Anleitung 
(TA) Siedlungsabfall“. Danach dürfen 
Gemeinden nur noch solche Materialien 
auf Deponien entsorgen, die „weniger 
als 5 Prozent organische Produkte“ ent­
halten. Hausmüll gehört nicht dazu. 
Diese TA läßt den Städten und Gemein­
den kaum andere Möglichkeiten, als 
Müll zu verbrennen. Die erste, die nach 
der neuen Rechtslage errichtet witd, ent­
steht soeben in Weisweiler bei Aachen. 
Insgesamt müssen rund 40 Verbrcn- 
nungsanlagen neu gebaut werden.

Bahnhöfe und Gleise verscherbelt
Kaum haben Robin Wood und die „Initi­
ative für eine bessere Bahn (FBB)“. u.a. 
mit Bahnhofsbesetzungen, darauf auf­
merksam gemacht, bestätigt Focus (43/ 
93): Nicht nur der Kölner und Leipziger 
Hauptbahnhof werden verkauft, mas­
senhaft soll Gelände der Bahnen unter 
den Hammer kommen. Die „erschließ­
baren Flächen“ hätten „einen Markt­
wert von 40 Milliarden Mark“. Der DB- 
Vorstand gründete ein spezielles Ressort 
für das „Geschäft mit Immobilien“.

Was kommt demnächst?
Am 5. November berät der Bundesrat 
u.a. über den Regierungsentwurf zum 
Pflegegesetz. Bundeskanzler Kohl will 
auf der Beratung eine Rede zum „Sund­
ort Deutschland“ halten. Am 6 A'ovw 
ber sind zahlreiche Landesparteitage: 
SPD in Brandenburg, FDP in Baoes- 
Württemberg, SPD und CDU in Nieder­
sachsen. Am 5. Dezember sind Kommu­
nal wählen in Brandenburg.
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Sozialhilfeinitiativen 
wehren sich
Von Wolfgang Scherer
| is Oktober 1992 begann die Bundes- I re^erung die Diskussion über die 
Knien der Deutschen Einheit“, die 
Scherung des Wirtschaftsstandortes 

De^schhnd“ und die „Finanzierbar­
keit des Wohlfahrtsstaates“ Sehr 
schnell wurde deutlich, daß es aus- 
shiiefilicb um die Senkung des über 
Jihnehnte entwickelten Niveaus der so- 
nden Sicherung ging.

Tenor aller politischen Diskussionen 
taJ Auseinandersetzungen, wie sie von 
öer Bundesregierung bzw. den sie tra- 
cenden Parteien und den ihr nahestehen­
den Verbänden und Organisationen ge­
führt wurde, war, wie die Staatsausga- 
beo gedrosselt werden könnten. Und 
ies vor dem Hintergrund denkbar un­
günstiger Prognosen nicht für die Ge- 
v.innentwicklung der Unternehmen, 
sondern der steigenden Erwerbslosig­
keit und Verarmung immer weiterer 
Teile der Bevölkerung (wenngleich die 
pessimistischen Aussichten nur bruch­
stückhaft und sukzessive von den Ver­
tretern der regierenden Parteien und 
dem Kapital zugegeben werden).

Das erste Sparpaket, noch im Juni die- 
ses Jahres verabschiedet, hieß demzu­
folge noch „Föderales Konsolidierungs- 
programm (FKP)“: Dieser Titel sugge­
rierte die Notwendigkeit der Verteilung 
im Rahmen der „Kosten der Deutschen 
Einheit“ und erweckte den Eindruck, 
daß mit Ausnahme der Arbeitslosenun­
terstützung im Rahmen des Arbeitsför- 
demngsgesetzes (AFG) hinreichend 
Maßnahmen getroffen wären, um die 
Öffentlichen Kassen zu entlasten. Kaum

war das Gesetz zum FKP verab-
siiedet, wurden neue Spa/pläne vorge- 

vvoch viel weitreichender sind 
als die vorigen: Mit den zwei „Gesetzen 
zur Umsetzung des Spar-, Konsoiidie- 
nings- und Wachstumsprogrammes 
(SKWPG)“ werden sowohl vielen bis­
lang gültigen sozialstaatlichen Prinzi­
pien als auch arbeitsmarktpolitischen 
Sicherheiten der Garaus gemacht. Die 
Gesetze wurden am 22. Oktober in zwei­
ter und dritter Lesung vom Bundestag 
verabschiedet, mit den Stimmen der Re­
gierungskoalition. Bei einigen, so u.a. 

I dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG), 
I ist noch die Zustimmung des Bundesra­

tes erforderlich, bei anderen, wie z.B. 
dem AFG, ist diese nicht erforderlich.

In den folgenden Ausführungen wird 
I versucht, die komplexe Materie der 

Sparmaßnahmen am Beispiel des BSHG 
sowohl hinsichtlich der Akteure als auch 
der sozialpolitischen Konsequenzen 
r^hzuzeichnen.

Zum.FKP schlug die Bundesregierung 
vor, in der Sozialhilfe bei einmaligen 
Leistungen zu kürzen, regionale Regel- 
säze (d.h. Sozialhilfesätze) einzuführen 
end die Erhöhung der Sozialhilfe nicht 
rehranden Preissteigerungen zu orien- 
ueren, sondern bereits jetzt für die näch­
st Jahre festzulegen (fiir 1993 /1994 
Vierteljährlich um 0,5 %, für 1994/1995 
vierteljährlich um rd. 0,75 %, für 1995/ 
% um höchstens 3 %). Ferner sollte die
ü-eneinnützige und zusätzliche Arbeit 

. '.ßZ’-Arbeit) verschärft werden und 
Kriterium der „Zusätzlichkeit“ ent- 

(siehe hierzu weiter unten). Haus­
se ab 4 Personen sollten pro Person 

: 5? weniger Sozialhilfe erhalten
• 1 Lohnabstandsgebot“). Weiter waren

den sogenannten Mehrbedarfszu- 
*Higen Streichungen, Kürzungen und

* -^reazungen geplant. Kürzungen und 
’ -Rehungen der Sozialhilfeleistungen

erleichtert werden. Daneben wa-
weh einige weitere Detail-Ver- 

’keteungen ins Auge gefaßt. Einige 
Absichten waren bereits vor Jah-

- nm den Ministerpräsidenten der 
•^dereinstimmig angeregt worden, so 
^enndie (für die SPD) fatale Situation 

daß sie sich zu einem Regie- 
•SsXMSchlag verhalten mußte, zu dem 

-• -Hbst ausreichend Material geliefert

^rits Anfang des Jahres entwickel- 
c r-*desweit die annähernd 300 Initia- 

die in der Bundesarbeitsgemein- 
Sozialhilfeinitiativen organi- 
Aktivitäten zur Abwehr der 

•7’dje. Mit Briefen an Bundestags­

abgeordnete, Unterschriftenlisten, örtli­
chen Veranstaltungen und Informations­
ständen versuchten sie (erfolglos), so­
wohl einen breiteren Widerstand zu ent­
wickeln als auch die Sparpläne zu ver­
hindern. Gemeinsam mit den Bundesar­
beitsgruppen der Initiativen gegen Ar­
beitslosigkeit und Armut (= Bundeszu­
sammenschluß der Erwerbsloseninitiati­
ven) und den gewerkschaftlichen Ar- 
beitsloseninitiativen (die separat koor­
diniert sind), wurde bundesweit im Fe­
bruar ein Aktionstag durchgeführt 
(„Wenn Kohl spart, gehn bei uns die 
Lichter aus“). Wenngleich dieser ört­
lich durchaus vielfach erfolgreich ver­
lief, konnte die Basis des Widerstandes 
gegen den Sozialabbau letztlich nicht 
verbreitert werden.

Da beim gesamten FKP und speziell 
bei den Sozialhilfeänderungen die Zu­
stimmung der Länder erforderlich war, 
lud der Bundeskanzler im März die Mi­
nisterpräsidenten der Länder und die 
Parteivorsitzenden zu einem Gespräch 
ein. Diesen Termin nahmen die Sozial­
hilfeinitiativen zum Anlaß, mit einer 
Aktion vor dem Bundeskanzleramt auf 
ihren Protest aufmerksam zu machen. 
Unter dem Titel „Zukunft der Armen: 
Straßenfeger der Nation“ wurden Flug­
blätter in die Menge der wartenden Jour­
nalistinnen geworfen und von Initiativ- 
Mitgliedem, angetan mit reflektieren­
den orangenen Arbeitsjacken, mit Rei­
sigbesen wieder weggefegt.

Die Medienwirkung war gut, politisch 
aber wurde nichts bewegt. Zwar verlau­
tete im Anschluß an die Konferenz, daß 
Sozialleistungen nicht gekürzt würden 
— diese Meldung hatte aber nur wenige 
Stunden Gültigkeit. Natürlich wurden 
auch bei den Ministerpräsidenten die 
Sparmöglichkeiten weiter untersucht.

Daraufhin besetzten in der darauffol­
genden Woche Initiativmitglieder das 
Dach der SPD-Parteizentrale in Bonn 
(„SPD-Baracke“) mit Fahnen und 
Transparenten gegen die „Solidarpakt- 
Lüge“. Unser Ziel war, hierüber Ein­
fluß auf die SPD und speziell ihre Mini­
sterpräsidenten zu gewinnen, um sie zu 
einer Abkehr vom Sparkurs in der So­
zialhilfe zu bewegen. In der Folge der 
Aktion gab es denn auch ein Gespräch 
mit dem damaligen Bundesgeschäftsfüh­
rer der SPD und Mitarbeitern sowie 
Bundestagsabgeordneten. Die SPD- 
Vertreterinnen versicherten, daß sie bei 
der Sozialhilfe Kürzungen und sonstige 
Verschlechterungen verhindern woll­
ten.

Die Bundestagsffaktion der SPD lei­
stet denn auch andauernden Widerstand 
gegen den Sozialabbau. Gleiches gilt für 
die Bundestagsabgeordneten des Bünd­
nis 90 und der PDS, mit denen jeweils 
gleichzeitig enge Kontakte bestanden. 
Ungleich schwieriger ist die Einflußnah­
me auf die Politik der Länder — und 
zwar speziell der allein SPD-regierten. 
Dort wird weder von den SPD-Leuten, 
noch von den GRÜNEN nachhaltiger 
Widerstand entwickelt (eine Ausnahme 
bilden Grüne Landtagsabgeordnete in 
jenen Bundesländern, in denen sie in 
Opposition sind).

So kam es, daß die Ministerpräsiden­
ten der SPD-regierten Länder sich hin­
sichtlich der Regelsätze in der Sozialhil­
fe an einer Kompromißformel versuch­
ten, die ganz fatal war: Sie schlugen der 
Bundesregierung vor, die Sozialhilfe 
nur noch so zu erhöhen, daß sie der Ent­
wicklung der Brutto-Löhne entspricht. 
Damit war und ist der Willkür in der Be­
rechnung der Sozialhilfe, d.h. des Be­
trags, der erforderlich ist, in dieser Ge­
sellschaft „menschenwürdig“ zu leben, 
Tür und Tor geöffnet. Die Brutto-Lohn­
erhöhungen tendieren derzeit, je nach 
Einkommenshöhe, gegen Null — Ein­
kommensverluste sind z.T. die Folge. 
Dennoch gibt es hier in der Haushalts­
führung zumeist noch gewisse Sparpo­
tentiale, und wenn es auch das Auto sein 
sollte. Null-Runden in der Sozialhilfe 
(wie sie nun nächstes Jahr stattfinden) 
oder geringere Erhöhungen von durch­
schnittlich 1,4% in diesem Jahr haben 
aber eine viel einschneidendere Konse­
quenz: Die Regelsätze der Sozialhilfe

bewegen sich nicht auf einem Niveau, 
das in der Haushaltsführung noch Spar­
potential beinhaltet — bei rd. 510 DM 
fiir einen alleinstehenden Erwachsenen 
beginnt der Kampf um das physische, 
zumindest das gesundheitliche Überle­
ben. Die von den. SPD-Ministerpräsi­
denten vorgeschlagenen und von der 
Bundesregierung noch verschärften Be­
grenzungen des Anstiegs der Sozialhilfe 
sind letztlich eine Kürzung. Muß doch 
diesem knappen Haushaltsbudget die 
Preissteigerung gegenübergestellt wer­
den — und diese betrug lt. Statistischem 
Bundesamt fiir Sozialhilfebezieherinnen 
bereits per 1.1.93 etwa 3,5 %.

Da die Ministerpräsidenten absehbar 
den Sparplänen der Bundesregierung 
nicht nur nicht ausreichend Widerstand 
entgegensetzten, sondern auch noch 
selbst Verschlechterungsvorschläge ein­
brachten, wurde im Mai anläßlich der 
Bundestagsdebatten erneut das Dach der 
SPD-Baracke besetzt, diesmal für eine 
Woche. Die Presseaufmerksamkeit war 
diesmal gleich Null. Auch die Unterstüt­
zung durch andere sozialpolitische Or­
ganisationen blieb aus. Während die in
der gleichen Woche stattfindende Asyl­
debatte breiten Widerstand in den sozia­
len Bewegungen auslöste und Teile der 
kritischen Öffentlichkeit auf die Straße 
und ans Rednerpult trieb, verlief die 
Verabschiedung des FKP einen Tag spä­
ter abseits der Aufmerksamkeit dieser 
Gruppierungen und Personen.

Mit dem FKP haben wir in der Sozial­
hilfe folgende Verschlechterungen für 
Millionen von Menschen: Es gibt eine 
Ausweitung der gemeinnützigen Arbeit 
und eine Reduzierung der Zusätzlich- 
keit, speziell junge Erwachsene sollen in 
diese Art von Pflichtarbeit gezwungen 
werden. Einmalige Leistungen werden 
reduziert werden — der Umfang läßt 
sich noch nicht annähernd abschätzen, 
da die Ausführungsbestimmungen auch 
vier Monate später noch nicht vorliegen. 
Haushalten ab 4 Personen wird die So­
zialhilfe um 5 % gekürzt. Mehrbedarfs­
zuschläge werden gestrichen, gekürzt 
und begrenzt. Und die Sozialhilfe wurde 
tatsächlich nur um im Jahresdurch­
schnitt 1,4 % erhöht, nächstes Jahr gibt 
es 0% mehr und im darauffolgenden 
maximal 3 %. Unter dem Strich hat also 
die Bundesregierung mit Zustimmung 
der Bundesländer beim FKP ihre Spar­
vorstellungen voll durchgezogen.

Wenige Tage nach Verabschiedung 
des FKP kamen die SKPWG-Pläne auf 
den Tisch. Zentrale Sparbereiche sind 
hier wiederum das Bundessozialhilfege­
setz sowie nunmehr auch das AFG. 
Herausragend in der öffentlichen Dis­
kussion ist die Begrenzung der Arbeits­
losenhilfe auf zwei Jahre, die es bislang 
im Prinzip unbefristet gab. Arbeitslo­
senhilfeempfangerinnen werden dann 
auf Sozialhilfeleistungen angewiesen 
sein. Die Kürzungen bzw. Veränderun­
gen im BSHG sind folgende: Es wurden 
die Voraussetzungen geschaffen, daß 
Mietschulden in Zukunft nur noch als 
Darlehen gewährt werden müssen (bis­
lang eher als Beihilfe). Die Kürzungen 
für größere Haushalte werden von 4 auf 
5 Personen hochgesetzt (in dieser Ange­
legenheit drohen bereits Verfassungs­
klagen). Und, als wichtigste Neuerung: 
Die „Zusätzlichkeit“ bei der „Gemein­
nützigen und Zusätzlichen Arbeit“ wird 
ersatzlos gestrichen, die Kriterien zur 
Heranziehung werden weiter verschärft.

Der Sachverhalt bei der GZ-Arbeit 
ist: Sozialhilfeberechtigte sind i.d.R. 
verpflichtet, ihren Lebensunterhalt vor­
rangig durch Erwerbsarbeit zu sichern. 
Finden sie keinen Arbeitsplatz, können 
sie durch das Sozialamt zur GZ-Arbeit 
herangezogen werden („Hilfe zur Ar­
beit“ oder „Schaffung von Arbeitsgele­
genheiten“; §§ 18-20 BSHG). Kommen 
sie dieser Arbeitsverpflichtung nicht 
nach, wird ihnen die Sozialhilfe zuerst 
gekürzt, später ganz entzogen. Wegen 
des Charakters dieser „Hilfe“ sprechen 
die Initiativen hier von „Zwangsar­
beit“. Es gibt Fälle, in denen die Arbeit 
befristet ist und tarifvertraglich entlohnt 
wird. Daneben gibt es aber die Variante, 
daß die Hilfebezieherinnen nur mit einer

DGB-Demo gegen Sozialabbau im Ruhrgebiet, 26.9.92

Aufwandsentschädigung von 1,- bis 3,- 
DM pro Stunde entlohnt werden. Diese 
Personen arbeiten zumeist 20 Stunden in 
der Woche bei den Stadtreinigungen, in 
den Grünanlagen, bei den Sport- und 
Badeämtem; gelegentlich auch als Hilfs­
kräfte in Krankenhäusern usw. In eini­
gen Städten müssen sie solche Arbeiten 
auch bei den Wohlfahrtsverbänden ab­
leisten. Sie arbeiten ohne Sozialversi­
cherung, ohne gewerkschaftliche Ver­
tretung und ohne die Rechte, die Tarif­
verträge und entsprechende Gesetze für 
Arbeitsverhältnisse vorsehen.

Die Praxis der GZ-Arbeit ist so alt wie 
das BSHG und wurde insbesondere An­
fang der 80er Jahre exzessiv praktiziert. 
Aus den Erfahrungen jener Zeit wissen 
wir, daß mit Hilfe der GZ-Arbeit ein 
Abbau von Planstellen bei den Kommu­
nen erleichtert wird. Es gab damals gro­
ßen Widerstand der Sozialhilfebezieher­
innen gegen diesen Arbeitsdienst — so­
wohl die individuelle bzw. kollektive 
Verweigerung als auch durch widerstän­
diges Verhalten während des Arbeitsein­
satzes. Ganz wichtig aber im Kampf ge­
gen die GZ-Arbeit war der Sachverhalt, 
daß die zu leistende Arbeit sowohl „ge­
meinnützig“ als auch „zusätzlich“ zu 
sein habe. Der Beweis der „Gemeinnüt­
zigkeit“, also dem Gemeinwohl zu die­
nen, war von den Städten in der Regel 
immer zu erbringen. Die „Zusätzlich­
keit“ erforderte aber, daß es sich um 
Arbeiten handeln müsse, die nicht oder 
nicht in absehbarer Zeit von der Kom­
mune pflichtgemäß zu erledigen sei. Da 
Arbeiten wie die Straßenreinigung aber 
zur Pflichtaufgabe der Kommune gehö­
ren, konnten vor den Verwaltungsge­
richten viele Prozesse gegen die Arbeits­
verpflichtungen gewonnen werden. Die 
GZ-Arbeit wurde in der Folgezeit in den 
Großstädten denn auch weitestgehend 
reduziert und nur noch in ihrer tarifver­
traglich entlohnten Variante praktiziert.

Nunmehr wird das Erfordernis der 
„Zusätzlichkeit“ gestrichen. Das be­
deutet, daß die Städte und Landkreise in 
Zukunft im Rahmen ihrer Sparmaßnah­
men Arbeitsplätze abbauen und die dort 
zu verrichtenden Tätigkeiten durch So­
zialhilfebezieherinnen für ’nen Appel 
und ’n Ei durchführen lassen können. 
Der Arbeitsplatzabbau wird vor allem in 
niedrigeren Leistungsniveau-Bereichen 
(hinsichtlich der Ausbildung und Be­
rufserfahrung) stattfinden. Es wird zu­
sätzliche Erwerbslosigkeit (sei es durch 
Entlassungen, sei es durch Nicht-Wie­
derbesetzen von Planstellen) produziert 
werden.

Die Bundesregierung stellte hier den 
Ländern und Gemeinden eine Falle: Sie 
entläßt Langzeitarbeitslose aus der Ar­
beitslosenhilfe in die Sozialhilfe. Da die­
ser Gesetzesakt nicht der Zustimmung 
der Länder bedarf, müssen nunmehr die 
Länder und Gemeinden mit dieser zu­
sätzlichen finanziellen, personellen und 
sozialen Situation fertig werden. Die 
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Sozialhilfeausgaben bei den Kommunen 
werden um Milliarden steigen. Würden 
die Bundesländer bei der Verhandlung 
über die BSHG-Änderungen im Rahmen 
des SKPWG auf einer Erhöhung der Re­
gelsätze in der Sozialhilfe entsprechend 
der Preissteigerungsrate bestehen, er­
höhten sich die Sozialhilfeausgaben der 
Kommunen um weitere Milliarden. Man 
darf also gespannt sein, wie die Länder 
über das SKPWG beschließen werden.

Gleichgültig, wie die Regelsatzent­
wicklung verlaufen wird, geraten ab 
nächstem Jahr die Kommunen, unter 
noch stärkeren finanziellen Druck. Da­
bei wird es besonders Kommunen tref­
fen, die eine hohe Zahl von Erwerbslo­
sen haben und ohnehin durch Struktur­
veränderungen und Konjunktureinbrü­
che Jahren enorme Einbußen bei den 
Gewerbesteuern usw. hatten. Durch die 
Ersetzung von Normalarbeitsverhältnis­
sen durch die Pflichtarbeiterinnen sind 
verführerische Perspektiven zur Sanie­
rung der kommunalen Haushalte in Aus­
sicht gestellt. Die Bundesregierung 
weist ausdrücklich auf diese Sparmög­
lichkeit hin und entzieht langfristig allen 
Argumenten über die steigenden Sozial­
hilfeausgaben ein Stück weit den Boden.

Wir stellen seit Frühjahr vermehrt den 
Einsatz der (bisherigen) GZ-Arbeiterln- 
nen fest. Wohnungslose und Asylbewer­
ber (Gemeinschafts-Pflichtarbeit für 2,- 
DM) werden bereits in größerem Um­
fang zu dieser Arbeit gezwungen, bei 
den anderen Gruppen der Sozialhilfebe­
rechtigten gibt es gleichfalls steigende 
Zahlen. Steigerungen von früher 30 auf 
nunmehr 260 Pflichtarbeiterinnen im 
Monat sind uns aus diversen Kommunen 
bekannt; es gibt bereits konkrete Planun­
gen, tausende von Sozialhilfebezieher­
innen in die Zwangsarbeit zu drücken 
(z.B. Leipzig). Der geminderte Zuschuß 
für Ersatzdienstleistende wird gleich­
falls Verlagerungen auf die Pflichtarbeit 
zur Folge haben.

Die Sozialhilfeinitiativen werden im 
nächsten Jahr neben der Forderung nach 
Erhöhung der Regelsätze den Kampf 
gegen die Zwangsarbeit zu einem der 
Schwerpunkte ihrer Arbeit machen. Er­
ste Kontakte zu den Gewerkschaften, 
zum DGB und speziell zur ÖTV, deren 
Mitglieder von dieser Entwicklung ganz 
besonders betroffen sein werden, wur­
den bereits aufgebaut. Auch die Bundes­
arbeitsgruppen der Initiativen gegen Ar­
beitslosigkeit und Armut beschlossen 
dieser Tage, den Kampf gegen die 
Zwangsarbeit zum Schwerpunkt ihrer 
bundesweiten Zusammenarbeit im näch­
sten Jahr zu machen. Die Initiativen hof­
fen auf die Unterstützung dieses sozial- 
und arbeitsmarktpolitischen Kampfes.

Wolfgang Scherer ist Geschäftsführer der Bun­
desarbeitsgemeinschaft der Sozialhilfeinitiati­
ven e.V. (BAG-SHI). Deren Anschrift lautet: 
BAG-SHI, Moselstr. 25, 60329 Frankfurt a. M., 
Tel. (069) 250030, Fax (069) 235584.
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Streiks in 
Frankreich
Regierung Balladur 
unter Druck

Die im Frühjahr nach einem über- vorgelegte 
wältigenden Wahlsieg der Bürger- Entwurf fiiEntwurf für 

ein Be- 
schäfti- 
gungsge- 
setz (loi 
quinquennal;

liehen gebildete Regierung unter Mini­
sterpräsident Balladur hat erste Maßnah­
men der angekündigten Privatisierung 
staatlicher Unternehmen eingeleitet: 
Anfang Oktober wurde die Banque Na­
tional de Paris (BNP), Frankreichs groß- sieht eine erhebliche Flexibilisierung 
tes Bankunternehmen, erstmals an der 
Börse gehandelt. 72 Millionen Aktien 
zum Nennwert von 240 Francs pro Stück 
wurden angeboten. Unter anderen will 
auch die Dresdner Bank sich mit 10 % 
der Anteile in der französischen Banken­
landschaft einnisten. Die Staatskasse 
soll durch die Privatisierung der BNP 
um schätzungsweise 28 Mrd. Francs 
aufgebessert werden.

Weitere Privatisierungen staatlicher 
Unternehmen will Balladur bei Bahn 
und Post, im Energiesektor und bei der 
Fluggesellschaft Air France durchset­
zen. In Verbindung mit der gesetzlichen 
Lockerung von Arbeitszeitregelungen 
bedeuten diese Maßnahmen gewaltige 
Einschnitte in das Leben weiter Teile der 
lohnabhängigen Bevölkerung. Der Mit­
te August von Arbeitsminister Giraud

CGT-

Erstmals in der Geschichte der französischen Fluggesellschaft Air France besetzen die Beschäftigten die Rollbahnen. Nach 10 Tagen Streik sind die Pläne der Regierung vorerst vom Tisch.

das Fünfjahresgesetz) vatisierungen richteten. „Die Arbeits­
bedingungen werden immer schwerer, 
die Sicherheit ist kaum noch zu gewähr­
leisten. Immer mehr Kilometer pro Tag 
müssen zurückgelegt werden und durch 
eine Reorganisation der Regionen sollen 
weitere 30000 Beschäftigte der SNCF €C

Äm 12. Oktober riefen die Gewerk­
schaften CGT und FO die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes zu einem 24- 
stündigen Streik auf. Am Vormittag de­
monstrierten 10000 Beschäftigte der 
Post. Eine weitere Demonstration von 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
fand am Nachmittag statt. 30000 de­
monstrierten durch die Straßen von Pa­
ris. In Bordeaux (10000), Marseille 
(15000) und Clermont-Ferant (4000) 
fanden ebenfalls Demonstrationen statt. 
Bei der Air France konnte lediglich die 
Hälfte der Mittelstreckenflüge abgewik- 
kelt werden. Die Beschäftigten blockier­
ten das Terminal 2 des Flughafens Paris- 
Roissy. Bei Post und Telecom beteilig­
ten sich zwischen 40 und 75 % der Be­
schäftigten, und auch ein Großteil des 
Zugverkehrs kam zum Erliegen.

Am 18. Oktober besetzt die Beleg­
schaft der Air France die Landebahnen 
der Flughäfen Orly und Roissy. 4000 
Beschäftigte sollen entlassen werden, 
davon 3000 beim Bodenpersonal - der 
dritte SanierUngsplan für das Unterneh­
men in drei Jahren. Produktionsbereiche 
aus Toulouse sollen in die Tschechische 
Republik verlagert werden. Innerhalb 
von vier Jahren wäre die Belegschaft 
dann um mehr als 8000 Beschäftigte ab­
gebaut. Bis 1995 sollen die Löhne einge­
froren, die Zuschläge für Arbeit bei 
Nacht, an Sonn- und Feiertagen sowie 
die Zahlungen der Kilometergeldzulage 
gekürzt werden. Die tägliche Arbeitszeit 
soll um 25 Minuten verlängert und die 
Beschäftigten gezwungen werden, drei 
Tage Urlaub in den Winterferien zu neh­
men.

Mehr als 11500 Beschäftigte arbeiten 
12. Oktober, öffentlicher Dienst, erste landesweite Großaktion seit Amtsantritt von Balladur: Arbeitgeberpräsident Pärigot verurteilt die Streikaktion der Ge- an Sonn- und Feiertagen und in der 
werkschaften. Die derzeit unternommenen Anstrengungen, das Land aus der Krise zu fuhren, würden behindert, behauptet er. Nacht. Für Feiertage gibt es 200 % Zu-

der Arbeitszeiten durch die Unterneh­
mer vor, z. B. die Sonntagsarbeit in den 
großen Handelskonzemen, die Auswei­
tung von Zeit- und Teilzeitarbeitsverträ­
gen oder die Umwandlung von Urlaubs­
und Freizeittagen der Lohnabhängigen 
in Verfügungsmasse der Unternehmen. 
„Arbeiten am 14. Juli“ — französischer 
Nationalfeiertag — „und die Sommer­
ferien im Winter nehmen“, beschreibt 
die Zeitung der PCF, l’Humanite, die 
Gesetzesvorlage.

Die Gewerkschaften haben den Ge­
setzentwurf heftig kritisiert. Die CGT 
nennt ihn eine der schwersten Aggres­
sionen gegen die Arbeitswelt, die einer 
Zerstörung der Arbeitsbeziehungen und 
der kollektiven Garantien gleichkomme. 
Frankreich werde jeglicher sozialer Ge­
setzgebung entsorgt. Die CFDT spricht

schlag, 100 % in der Nacht und 50 % am 
Sonntag. 250 DM machen die angekün­
digten Kürzungen durchschnittlich an 
Lohnverlusten aus. Konkret ist es für 
Viele bedeutend mehr: Ein Beschäftigter 
des Frachtzentrums verdient z.B. mo­
natlich 8600 Francs. Mit den Zuschlä­
gen für ein Wochenende und sieben 
Nächte im Monat kommt er auf insge­
samt 12000 Francs (etwa 3 500 DM), ein 
Drittel mehr.

Am 19. Oktober gibt Verkehrsmini­
ster Bosson den Befehl, Polizeieinheiten 
der CRS gegen die Streikenden einzuset­
zen und die Pisten, wenn nötig auch mit 
Gewalt, zu räumen. Trotz Polizeieinsatz 
bleibt der Flugverkehr in Orly und Rois- 
sy unterbrochen. Einen Tag später teilt 
Bosson mit, die geplanten Maßnahmen 
seien unwiderruflich. Am 23. Oktober 
macht die Regierung erste Zugeständ­
nisse: Die Kürzungen beim Kilometer­
geld und den Zuschlägen für Feiertage 
sollen fallen. Die Belegschaft lehnt ab. 
Der gesamte Plan müsse zurückgenom­
men werden.

Am 24. Oktober läßt Balladur persön­
lich verlauten, die gesamten Maßnah­
men würden zurückgenommen und der 
Präsident der Air France entlassen. Die 
FO setzt daraufhin den Streik aus, ande­
re Gewerkschaften fordern auf, weiter 
zu streiken, bis schriftliche Zusagen der 
Regierung, vor liegen, eine Vereinbarung 
über die Bezahlung der Streikvage erzielt 
und die juristische Verfolgung von Strei­
kenden ausgeschlossen ist.

Die französische Öffentlichkeit ver­
bucht die Aktion der Beschäftigten wn 
Air France als erste Niederlage für die 
Regierung Balladur. Der Streik hat im 
ganzen Land Sympathie gefunden. 
Schon wird befürchtet, das gesamte Pri­
vatisierungskonzept sei durch den Streik 
in Frage gestellt, und gewarnt, die Poli­
tik Balladurs könne zu einer sozialen Ex­
plosion führen. Für den 18. November 
rufen die Gewerkschaften von 15 öffent­
lichen Unternehmen zu einem gemeinsa­
men nationalen Aktionstag in Paris auf. 
— (map)

von politischer Revanche und der Gene­
ralsekretär der Gewerkschaft FO, Marc 
Blondei, bemerkte zu den Folgen: „Der 
Premierminister zwingt uns in eine Posi­
tion des dauernden Protestes.“ Da Bal­
ladur wisse, daß die Gewerkschaften so­
ziale Pakte ablehnen, gehe er homöopa­
thisch vor: hier ein kleiner Schnitt bei abgebaut werden? 
den Renten, jetzt beim Arbeitsgesetz, 
morgen bei der sozialen Sicherheit.

Tatsächlich kommt der gewerkschaft­
liche und betriebliche Widerstand nicht 
mehr zur Ruhe, insbesondere in den Un­
ternehmen, die für die Privatisierung 
reif geschossen werden sollen: Anfang 
Oktober demonstrierten in Paris 35000 
Beschäftigte der staatlichen Eisenbahn­
gesellschaft StyCF. Sieben Gewerk­
schaften hatten zu den Aktionen aufge­
rufen, die sich gegen Lohnsenkungen, 
Entlassungen sowie soziale Verschlech­
terungen im Unternehmen und die Pri-
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Italien

Generalstreik 
gelungen
Zu einem vierstündigen (in manchen Regionen 
auch ganztägigen) Generalstreik am 28.10. hat­
ten die größeren italienischen (Richtungs-) Ge­
werkschaftsbunde CGIL, CISL und UIL aufgeru­
fen — gegen das Haushaltsgesetz der Regierung 
für 1994 und gegen den dramatischen Beschäfti­
gungsabbau.

Zwar stecken die Gewerkschaften in der 
Krise und übten viele Streikende auch an 
der Gewerkschaftspolitik Kritik. Den­
noch nahmen viele an dem Generalstreik 
teil. In etwa 90 Städten fanden Demon­
strationen und Kundgebungen mit ge­
schätzten 700000 Teilnehmern statt.

Die größten Kundgebungen waren mit 
ca. 50000 Teilnehmern in Mailand, 
30000 in Turin, jeweils 20000 in Flo­
renz, Bologna und Modena, 30000 in 
Rom, 50000 in Neapel. Jede dieser 
Kundgebungen und der vielen anderen 
hatte ihren besonderen regionalen Hin­
tergrund. So wirkt sich z.B. in Mailand 
und Turin neben der Krise zahlreicher 
kleinerer Industrien die Beschäftigungs­
politik des Fiat-Konzerns aus, der zum 
Jahresende einen Abbau von weiteren 
12500 Stellen im Automobilsektor ins 
Gespräch gebracht hat. Latium, die Re­
gion um Rom, hat gerade die Dokumen­
tation vorgelegt, mit der sie wie zuvor 
schon andere offiziell als Krisenregion 
mit Anspruch auf Fördermittel aner­

kannt werden will. Am dramatischsten 
ist die wirtschaftliche und die Beschäfti­
gungsentwicklung aber im Süden und 
dort wiederum in Neapel. 27% der ab­
hängig Beschäftigten sind in Neapel ar­
beitslos gemeldet. Im Raum Neapel und 
in anderen Städten des Südens stecken 
auch die riesigen Inseln der Stahl-, Au­
to- und Chemieindustrie in der Krise, die 
dort mit staatlicher Unterstützung ange­
siedelt worden sind, ohne aber zu einer 
breitflächigen Wirtschaftsentwicklung 
zu führen.

In der kalabrischen Stadt Crotone hat­
ten im September die 630 Beschäftigten 
der Niederlassung des Enichem-Kon- 
zems, die zur Hälfte entlassen werden 
sollen und dann ohne Beschäftigungs­
möglichkeiten dastehen, in ihrer Ver­
zweiflung das Werk und die Bahnver­
bindung besetzt. Sie hatten Werkshallen 
und Büros beschädigt, Fahrzeuge ange­
zündet und Phosphor ausgeleert, bis die 
staatlichen Stellen finanzielle Unterstüt­
zung bei Arbeitslosigkeit und Suche 
nach Ersatzarbeitsplätzen zugesagt hat­
ten. Crotone ist dadurch landesweit zu 
einem Beispiel des erbitterten Kampfs 
um Beschäftigungs- und Lebensmög­
lichkeiten geworden und dürfte zusam­
men mit anderen betrieblichen und re­
gionalen Auseinandersetzungen die Ent­
scheidung der Gewerkschaften für die 
Streikaktion beeinflußt haben.

Die Mobilisierung wurde nicht ver­
hindert durch eine Gegenaktion des Un- 
temehmerverbands Confindustria, ei­
nen Offenen Brief an alle Beschäftigten, 
in dem der Staat als der eigentliche 
Schuldige an der Krise dargestellt wur­

de: Die staatliche Einmischung in die 
Wirtschaft habe die Ausgaben aufge­
bläht und die Arbeitskosten verteuert, 
weshalb die Mittel für die wirtschaftli­
che Entwicklung fehlten. Ähnlich argu­
mentierte die (kleine) „gelbe“ Gewerk­
schaft der Lega Nord, Confedersal, die 
zum Boykott des Generalstreiks aufge­
rufen hatte. — (rok)

Kroatien

Regierung gegen 
Gewerkschaften
Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien be­
herrscht die Berichterstattung in unseren 
Medien, aber auf die inneren Verhältnisse vor 
allem in Kroatien wird äußerst selten eingegan­
gen. Welche Struktur und welchen Einfluß haben 
nun die Gewerkschaften in Kroatien?

Zur Beantwortung dieser Frage veran­
staltete der Arbeitskreis Internationale 
Solidarität beim DGB Kreis Stuttgart 
eine Diskussionsrunde mit einen kroati­
schen Betriebsrat. Zur aktuellen Lage in 
Kroatien berichtete dieser, daß die Re­
gierung unter Franjo Tudjman mehrere 
Sozialgesetze verabschiedet hat, die für 
die Gewerkschaften und die lohnabhän­
gige Bevölkerung die reine Katastrophe 
sind. Solche Gesetze gab es in Deutsch­
land vor hundert Jahren. Es gibt keinen 
Mutterschutz, keinen Kündigungs­
schutz, keine Gewerbeaufsicht, keine 
Berufsgenossenschaften. Nach dem 

neuen Betriebsverfassungsgesetz sollen 
zwar Betriebsräte gebildet werden, aber 
ohne Mitbestimmungsrechte. Ihnen 
steht nur ein Initiativrecht zu. Streiks 
dürfen nach den neuen Gesetzen nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers durchge­
führt werden.

Interessant ist, daß Professoren aus 
Deutschland, Frankreich, England diese 
Gesetze ausgearbeitet haben. Sie haben 
aus jedem Land sozusagen das 
Schlimmste herausgesucht.

Die Betriebsdirektoren in Kroatien 
haben praktisch die Macht, alles mit der 
Begründung des Kriegszustandes durch­
zuführen. 90 Prozent der Produktion 
sind staatlich kontrolliert.

Der Tariflohn beträgt weniger als 
100 DM, ein Effektivlohn von 300 DM 
ist schon eher hoch. Zum Tariflohn gibt 
es Zuschläge wie fünf Prozent pro 
Beschäftigungsjahr und Urlaubsgeld. 25 
Prozent vom Lohn sind Zuschüsse für 
Essen und Fahrtkosten.

Der Einfluß der Gewerkschaften ist 
durch die starke parteipolitische Zer­
splitterung begrenzt. In Kroatien gibt es 
keine Einheitsgewerkschaften, sondern 
Gewerkschaftsgruppen und Betriebsge­
werkschaften. Tarifverträge werden mit 
der Regierung als Mindestbedingungen 
für alle Beschäftigten ausgehandelt. Das 
entspricht dem Tarifsystem in den skan­
dinavischen Ländern.

Die größte Gewerkschaftsgruppe SSH 
(Freiheitliche Gewerkschaft Kroatien) 
umfaßt 600000 Mitglieder. Sie ist eine 
reformierte, alte Gewerkschaft mit 
meist parteilosen Gewerkschaftsfüh­
rern. Im politischen Klima in Kroatien 

werden aber Gewerkschaftsführer, die 
nicht der Regierungspartei HDZ ange­
hören, öffentlich schon als Gegner 
deklariert.

Die auf Betreiben der Regierung ge­
gründete Gewerkschaftsgruppe heiß! 
HUS und umfaßt circa 250000 Mitglie­
der. Daneben gibt es noch die Gewerk­
schaftsgruppe Kon förderetion mit eben­
falls 250000 Mitgliedern und die Intel- 
lektuellen-Gewerkschaft Matiza.

Gewerkschaftliche Verbindungen 
nach Serbien hinein gibt es nicht. Viele 
Serben in Kroatien verlieren derzeit ue- 
gen des Krieges ihren Arbeitsplatz 
Trotz des aufgeputschten öffentlichen 
Klimas versuchen Gewerkschafter, 
ihnen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zu helfen.

Die Privatisierungen und der Krieg 
haben dazu geführt, daß die Kluft zwi­
schen Arm und Reich immer große: 
wird. Die Unternehmen sollten auf 
100 DM Nettoverdienst pro Beschäftig 
ten 136 DM Steuern abführen, aber dk 
Privatuntemehmen führen gesetzeswid- 
rig keine Steuern ab. Eine tatsächliche 
Finanzkontrolle übt der kroatische Sua’ 
über die Privatuntemehmen den?-- 
nicht aus. 10 bis 20 Prozent der Bov’A: 
rung leben wie im Paradies und in Zag­
reb sieht man häufig teure Autos wk 
Ferraris und Porsches, während dk 
breite Mehrheit verelendet. Im derze^ 
gen Krieg geht es nur noch im Profil- 
Plünderungen und Waffenschiebereks

Der kroatische Betriebsrat 
dafür, daß von deutschen Gewertschtf* 
tem die kroatischen Gewerksch^*-' 
unterstützt werden sollten. — in»)
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Türkische Regierung wird durch BRD zu 
Massakern ermutigt Keine Waffen an die Türkei!

Dj* unten dokumentierten Berichte 
Massaker des türkischen Staa- 

g! kurdischen Lice und die Erklä- 
des Nationalen Sicherheitsrates der 

zum „Vernichtungskrieg44 gegen 
kurdische Völk sind auf keinerlei 

i r -lend auf keinen Widerstand bei der 
r ^regierung oder anderer EG-Re- 

gestoßen. Der türkische Staat 
•'4 offen zur Vernichtung des kurdischen 
\r{ixs übergegangen, da er den seit 

1 Jahren andauernden kurdischen 
Befitiungskampf nicht zerschlagen 
ftaaie. 600 zerstörte Dörfer, Giftgas- 
. Zerstörungen von Städten und 
crAJ zwei Millionen kurdische Flücht­
lage sind das bisherige Ergebnis dieser 
FVlitik. Befurchtet werden muß, daß das 
fcriäsche Regime durch die Haltung der
Bundesregierung und Nato-Staaten ge- nen gestellt worden,
rsdezu zu weiteren Massakern ermutigt
wird.

In den deutschen Medien wird vom 
..Terrorgipfel“ der türkischen Regie­
rung und der Militärs gegen die PKK ge­
sprochen. Überhaupt keine Rolle spielen 
in der Berichterstattung die Waffenliefe­
rungen und Kredite an die Türkei, die es 
dem türkischen Kolonialregime über­
haupt erst ermöglichen, Terror, Massa-

Massaker in Lice
Das Kurdistan-Komitee in der BRD informiert

■■

Uber 30000 Menschen demonstrier­
ten am 30. Oktober in Köln gegen 
dis Massaker des türkischen Staates und 

der türkischen Armee in der kurdischen 
Stadt Lice. Die Kreisstadt war am 22. 
Oktober von der türkischen Armee bela­
gert worden, alle Zugangswege und Te- 
ktoTwexbXndungen waren' unterbrochen. 
Berichtet wird, daß 5000 türkische Sol­
daten am Morgen des 22.10. die Stadt 
mit Unterstützung von Flugzeugen, 
Hubschraubern und Panzern angriffen.

„Nach Augenzeugenberichten und 
Guerilla-Quellen wurden bisher mehr 
als 380 kurdische Zivilisten vom türki­
schen Militär ermordet. Sehr viele Zivi­
listen wurden verletzt, ein Teil in das
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ker und diesen verbrecherischen Völ­
kermord zu verüben .

Vielmehr läßt die Bundesregierung 
weiter Waffen in die Türkei liefern. Sie 
läßt es auch zu, daß ein Zug mit ca. 190 
Waggon Munition aus Beständen der 
US-Armee vom Truppenübungsplatz 
Bergen-Hohne in die Türkei transpor­
tiert werden, wie die Zeitung Özgür 
Gündem berichtete.

Noch immer verfolgt die Bundesan­
waltschaft in Karlsruhe nicht die Völker­
mordanzeige gegen bundesdeutsche 
staatliche Stellen wegen Unterstützung 
des Völkermordes am kurdischen Volk 
nach §220a Strafgesetzbuch. Diese An­
zeige war schon im Januar von Vertrete­
rinnen und Vertretern verschiedener 
Verbände und Parteien und Einzelperso-

Vertreter kurdischer Organisationen 
und Parteien rufen immer wieder auf, 
daß sich die demokratische Öffentlich­
keit in der BRD gegen den Völkermord 
in Kurdistan wendet. Dazu gehört auch, 
daß Front gemacht wird gegen die Waf­
fenlieferungen aus der BRD. Gefordert 
werden muß ein sofortiger Stopp aller 
Waffenlieferungen an das türkische Re­
gime. — (rub)

Krankenhaus von Diyarbakir eingelie­
fert. Ein Augenzeuge berichtete, daß er 
gesehen habe, wie 27 Menschen aus dem 
Viertel, wo er wohne, vom Militär in ei­
ner Moschee gesammelt und hingerich­
tet worden seien. Mehrere Verletzte be­

stätigten den Einsatz von Feuerwerfem 
gegen die Bevölkerung.

Ein Großteil der Häuser in der Stadt 
sind zerstört. Die umliegenden Dörfer 
Derxos (Dibek), Sise (türk. Yolcati), 
Paral, Licok und Helhel wurden von der 
türkischen Armee völlig zerstört.

Ein Bewohner der Kreisstadt Lice, 
Kerim Cantürk, der selbst mit Brand­
wunden am ganzen Körper in der medi­
zinischen Klinik in Diyarbakir liegt und 

am linken Auge erblindet ist, berichtet: 
,Sie haben meine ganze Familie ermor­
det. Wir wohnen in dem Viertel Kala- 
wun .. . Auf einmal hörten wir Schüsse 
fallen. Sie beschossen die Viertel Fum, 
Sahar und vor allem die ganze Innen­
stadt. Wir waren 10 Personen zu Hause. 
Da unsere Häuser aus Holz bestehen, 
fingen sie sofort an zu brennen ... In 
dem Moment erklärte das Militär: 
»Kommt sofort aus euren Häusern raus. 
Wir werden euch nichts tun, wenn ihr 
rauskommt.* Alle, die aus den Häusern 
gingen, wurden erschossen. Vor meinen 
Augen wurden sechs Leute verbrannt.

Drei von meinen Kindern sind ermor­
det worden, meine Frau Zarife Canpolat 
(30) ist noch schwer verletzt. Meiner 
einjährigen Tochter sind durch einen 
Feuerwerfer die Augen geplatzt, ihr 
rechter Arm wurde gebrochen. Unsere 
Gäste, die^sich auch in unserer Wohnung 
befanden, Ali Canpolat (25), Hüseyin 
und seine Frau Saliha Boga wurden getö­
tet. Von den 70—80 Familien in unse­
rem Viertel haben wir bisher keine 
Nachricht bekommen. Vermutlich sind 
sie auch tot.*

Gleichzeitig wurden in der Kreisstadt 
Tatvan in der Provinz Van Flugblätter 
von den Militärs verteilt, in denen der 
Bevölkerung gedroht wird, sie ähnlich 
wie am 16. März 1988 in Halabja zu 
massakrieren. Damals hatte die iraki­
sche Armee Giftgasbomben über Halab­
ja abgeworfen und insgesamt 10000 
Menschen massakriert.

Die Angriffe auf die Zivilbevölkerung 
in der Kreisstadt Lice und Kulp sowie 
auf die umliegenden Dörfer stehen un­
mittelbar in Zusammenhang mit den Er­
klärungen der türkischen Regierung und 
des Generalstabschefs Dogan Güres, die 
vor ein paar Tagen erklärt haben, daß sie 
die .Frage' bis März nächsten Jahres be­
endenwollen ...

Mit diesen Erklärungen macht die tür­
kische Regierung noch einmal deutlich, 
daß sie nicht zu einer friedlichen und po­
litischen Lösung der kurdischen Frage 
bereit ist, obwohl die kurdische Seite 
schon mehrmals zuvor ihre Bereitschaft 
dazu bekundet hat.**

— (Kurdistan-Komitee in der BRD, 27.10.93)

Es gibt Zeugen
Eine Delegation berichtet aus Lice

Am Freitag, dem 29. Oktober 1993, 
besuchten Parlamentsabgeordnete, 
Journalisten und eine europäische Dele­

gation von verschiedenen Organisatio­
nen die Stadt Lice im Südosten der Tür­
kei, 80 km nördlich von Diyarbakir. Die 
Stadt ist am Freitag, dem 22. Oktober, 
angegriffen worden. Die ersten Nach­
richten in der europäischen Presse über 
den Angriff besagten, daß der Angriff 
verursacht wurde bei Auseinanderset­
zungen zwischen der türkischen Armee 
und der PKK-Guerilla. Wir ergründeten 
folgendes:
■ Im Zentrum der Stadt sind die 
Hauptstraße und die Umgebung des 
Parks komplett verbrannt. Dort befindet 
sich das Hauptgeschäftszentrum der 
Stadt: Geschäfte, Banken, Apotheken, 
Bäckereien usw. Nahezu alle Mauern 
sind schwarz von Ruß, anscheinend von 
Flammenwerfern verursacht. Die Fen­
sterscheiben sind zerbrochen und die 
Einrichtung verbrannt. Wir sahen auch 
die Reste von verbrannten Lebensmit­
teln und Gemüsen. Auf manchen Plätzen 
der Straße haben wir die Überreste von 
zerschmolzenem Plastik und unbekann­
ten Substanzen gesehen, welche einen 
teerähnlichen Gummi bildeten. Sechs 
Tage nach dem Angriff konnten wir 
noch den Geruch von verbranntem Ma­
terial wahmehmen.
■ Beinahe durch die ganze Stadt sahen 
wir ganze Reihen von Häusern und auch 
einzeln stehende Häuser mit verschiede­
nen Schäden:
— Viele von ihnen sind komplett zer­
stört, das einzige, was übrig blieb, sind 
verbrannte Reste von Betten, Stühlen 
und anderen Möbeln. Die Wände sind 
eingestürzt.
— Wir sahen auch Häuser, deren Dä­
cher zerstört sind, wo nur die anderen 
Wände übrig geblieben sind. In anderen 
Häusern sahen wir runde Löcher mit ei­
nem Durchmesser von ein bis zwei Me­
tern in den Dächern, die eindeutig von 
einer Explosion von oben verursacht 
worden sind. Die örtliche Bevölkerung

Terror der Generäle
Der Nationale Sicherheitsrat der Türkei tagte

Der Nationale Sicherheitsrat der
Türkei hat auf einer Sitzung am 

Montag, dem 25? Oktober, die kurdi­
sche Zivilbevölkerung als „terrori­
stisch“ bezeichnet und ihr den totalen 
„Vernichtungskrieg“ angesagt. An dem 
Sicherheitsrat nahmen in der Mehrzahl 
Generäle, General Stabschef Dogan Gü­
res, die türkische Ministerpräsidentin 
Tansu Ciller und Staatspräsident Süley­
man Demirel sowie einige Minister teil 
... Auf der Sitzung ... hat der Natio­
nale Sicherheitsrat der Türkei die Be­
schlüsse in Form eines Gesetzentwurfes 
niedergelegt. Der Entwurf soll dann 
dem Parlament Zur Billigung vorgelegt 
werden. Der Gesetzentwurf enthält fol­
gende Punkte:
■ Jeder, der eine geheime Organisa­

tion gründet, bekommt 10 Jahre Gefäng­
nisstrafe, 500 Mio. TL Geldstrafe.
■ Personen, die Organisationsmitglie­
der bei sich aufnehmen, bekommen fünf 
Jahre Gefängnisstrafe, 100 Mio. TL 
Geldstrafe.
■ Jedem, der durch schriftliche oder 
mündliche Propaganda auf Sitzungen 
und öffentlichen Kundgebungen die 
Staatsform, die Säkularität und die un­
trennbare Einheit des Staates angreift, 
werden fünf Jahre Gefängnisstrafe und 
100 Mio. TL Geldstrafe auferlegt.
■ Personen, die wegen „Terror“ ver­
urteilt wurden, kann die Auswahl von 
Verteidigern durch den Richter begrenzt 
werden ... Der Richter soll bei Gesprä­
chen zwischen dem Angeklagten und 
seinem Anwalt dabeisein.
■ Bei der Anhörung von Angeklagten 
... dürfen auch die Sicherheitskräfte, 
die den Angeklagten befragt und das Er­

erzählte uns: „Hubschrauber, Bomben, 
Raketen!“
— Speziell in der Nachbarschaft des 
Armeequartiers, das sich an die Stadt 
anschließt, konnten wir viele von Pan­
zerschüssen stammende Löcher in den 
Mauern sehen.
— Im Minarett der Moschee befindet 
sich ein Loch von einem Meter Durch­
messer.
■ Die örtlichen Behörden sagten, daß 
101 Häuser und 252 Geschäfte zerstört 
wären.
■ Alle öffentlichen Gebäude waren in­
takt mit Ausnahme weniger Spuren von 
Gewehrfeuer. Das Wohngebiet der Ar­
mee und das Armeequartier selbst waren 
ebenfalls intakt.
■ Die Menschen kamen spontan zu uns 

und versuchten, uns zu erzählen, was. 
geschehen ist. Einige Einwohner stopp­
ten uns und zeigten auf die Zerstörung. 
Sie erklärten: „Askerler“, was „Solda­
ten“ heißt. Einige fügten noch hinzu: 
„PKK-gerilla yok!“ „Nicht die PKK- 
Guerilla“. Auf unsere Frage: „Wer hat 
das getan?“ erhielten wir von vielen 
verschiedenen Einwohnern die anonyme 
Antwort: „Die Armee!“ ..... . .
■ Alle oben erwähnten Tatsachen las­
sen uns zu dem Schluß kommen, daß der 
Angriff vom 22. Oktober 1993 auf Lice 
von der Armee ausgeführt wurde und 
daß die PKK-Guerilla nicht in ihn ver­
wickeltwar ...
■ Was die Zahl der Toten betrifft, so 

ist die offizielle Zahl 13. Wir hatten kei­
ne Möglichkeit, dies zu überprüfen. 
Aber offensichtlich ist dies eine Unter­
schätzung der realen Anzahl.

Diyarbakir, 30.10. 93. 
gez.: AKTION 3. WELT Saar, Teres Keller; ASTA 
der Universität Bremen, Ulrich Steinmeyer; BIZ 
(Bremer Informationszentrum für Menschenrechte 
und Entwicklung), Kerstin Elbing; BUKO (Bundes­
kongreß entwicklungspolitischer Aklionsgruppen), 
Roland Röder; GrdDW (Medizinische Hilfe für die 
3. Welt, Belgien), Dr. Geert van Moorter; Die 
GRÜNEN: Angelika Beer, Siegfried Mansch 
(MdL, NRW), Walter Rüffler (MdL, Bremen), 
Regina Scheuerer; HBVHamburg: Roben Jarowoy

gebnis dokumentiert haben, wenn nötig 
in einer geheimen Anhörung als Zeugen 
verhört werden.
■ Personen, die wegen „terroristi­
scher Schuld“ verurteilt wurden, sollen 
ihre Gefängnisstrafe entweder in Einzel­
zellen oder zu Dritt in einer Gefängnis­
zelle verbringen ... die Kommunika­
tionunter ... soll verhindert werden.
■ Diejenigen, die die Terrororganisa­

tion durch Spenden, Rolladenschließak­
tionen und ähnliche Aktionen unterstüt­
zen ..., werden mit einer Gefängnis­
strafe zwischen ein und drei Jahren be­
straft. Gewerbebesitzer, die an Rolla­
denschließaktionen teilnehmen, sollen 
sechs Monate lang ihr Gewerbe schlie­
ßen müssen ...
■ Alle Mittel und Werkzeuge, die die 

Terrororganisation benutzt, sollen be­
schlagnahmt werden.

, ■ Es soll ein Fonds zur Terrorbekämp­
fung eingerichtet werden. Der Fonds 
wird seine finanziellen Mittel aus den 
Gewinnen von anderen Fonds, aus dem 
Staatsbudget, der Nationalen Lotterie, 
aus sportlichen Begegnungen, Waffen­
exporten und Verkehrsstrafen beziehen.
■ Die Familien der Sicherheitsbedien­
steten, die bei der Terrorbekämpfung 
fallen, sollen den geregelten Monats­
lohnweiterhinbeziehen. ...
■ ... Mitglieder ..., die keine Schuld 
auf sich geladen haben und sich ergeben 
sowie Informationen über die Organisa­
tion weitergeben, werden nicht bestraft. 
Somit tritt das Reue-Gesetz, das jedes 
zweite Jahr verlängert wird, in Kraft. 
(aus: Hürriyet, 27 10.1993)
— (Kurdistan-Komitee in der BRD e.V., Köln, 
28.10.93)



6®. 199^3 Berichte und Reportagen regional

Waigel streicht Gelder 
bei den NS-Verfolgten 
Interview mit Uwe Flohr

Uwe Flohr ist Pressesprecher des 
Bundesverbandes Information und 
Beratung für NS-Verfolgte e. V, Köln.

□ Wir haben gehört, daß Bundesfinanzminister 
Waigel die beantragten Finanzmittel für die 
Informations- und Beratungsstelle für NS* 
Verfolgte für 1994 nicht bewilligt.

Für 1992 und 1993 erhielten wir. finan­
zielle Zuschüsse des Landes Nordrhein- 
Westfalen mit dem ausdrücklichen Hin­
weis, „daß damit nicht in eine vom Bund 
zu leistende Regelförderung eingetreten 
werden soll.“ Grund genug für uns, im 
Februar dieses Jahres über die Mitglie­
der des Unterausschusses Wiedergutma­
chung des Deutschen Bundestages einen 
Finanzierungsantrag für 1994 zu stellen. 
Zahlreiche Verfolgtenverbände in 
Deutschland haben in Schreiben an das 
Bundesfinanzministerium auf die Not­
wendigkeit des Fortbestehens der Infor­
mations- und Beratungsstelle für NS- 
Verfolgte hingewiesen. Dagegen kommt 
der in dieser Sache federführende Bun­
desfinanzminister Waigel zu dem 
Schluß: „daß ein sachliches. Bedürfnis 
für eine finanzielle Förderung des Ver­
bandes nicht gegeben Art/* Waigel wei­
ter: „Ist es wirklich Aufgabe der Bundes­
regierung, eine Einrichtung finanziell zu 
fördern, die in ihren Publikationen das 
Wiedergutmachungswerk der Bundesre­
gierung negativ bewertet und die bisher 
von sämtlichen Bundesregierungen ver­
tretene Wiedergutmachungspolitik in 
Frage stellt ?“

Der Bundesverband kann aus seiner 
mehr als dreieinhalbjährigen Tätigkeit 
Hunderte von Schicksalen kommentie­
ren, die bisher weder als NS-Verfolgte 
anerkannt wurden, geschweige denn ir­
gendwelche Hilfen erhielten. Viele die­
ser alten und oft kranken Menschen le­
ben am Rande des Existenzminimums.
Wenn wir in unserer Arbeit immer wie­
der auf diese Schicksale hinweisen, tun 
wir dies in Anbetracht des unermeßli­
chen Leides, das diese Menschen erlit­
ten haben.

□ Welche Folgen hätte die Nichtbewilligung 
der Bundesmittel für Ihre Arbeit?

Wir können es uns nach wie vor nicht 
vorstellen, daß sich die Bundesregie­
rung in dieser Art und Weise aus ihrer 
moralischen, menschlichen und finan­
ziellen Verantwortung zurückzieht. 
Sollte dies aber dennoch der Fall sein, 
schließt mit dieser Entscheidung die 
bundesweit einzige Einrichtung, die um­
fassend über das zersplitterte Entschä­
digungsrecht für NS-Verfolgte infor­
mieren und die Betroffenen beraten 
kann. Z. Zt. existieren in 
Bund und Ländern 15 
verschiedene Entschädi­
gungsregelungen und 
Härtefonds, die bei un­
terschiedlichen Behör­
den bzw. Versiche­
rungsträgern angesiedelt 
sind. Die Verfolgten­
organisationen selbst, 
die Mitglieder im Bun­
desverband Information 
und Beratung für NS- 
Verfolgte sind, können 
aufgrund des zum Teil 
hohen Alters ihrer Mitglieder nicht mehr 
die Beratungsarbeit in Entschädigungs­
angelegenheiten leisten.

Hinzu kommt, daß es kaum noch 
Rechtsanwälte gibt, die auf das Ent­
schädigungsrecht für NS-Verfolgte spe­
zialisiert sind.

Wir glauben nicht, daß es sich mit dem 
Prinzip des Sozialstaates vereinbaren 
läßt, diese oft alten und kranken Men­
schen, die meisten von ihnen sind zwi­
schen 70 und 90 Jahre alt, einfach ihrem 
Schicksal zu überlassen.

BERICHTIGUNG: betrifft: Frauenstreik 94 — Bericht In der letzten Ausgabe an dieser Stelle

Durch einen Fehler bei der Eingabe des von der Autorin eingereichten Manuskripts ist uns am Ende des Artikels eine ärgerliche Auslassung unterlaufen. 
Es hieß dort fälschlich: „Auch in Hamburg hat sich ein Streikkomitee gebildet, in dem Frauen aus unterschiedlichen Gewerkschaftsbereichen 
Zusammenarbeiten.“

Richtig mußte es heißen: „Auch in Hamburg hat sich ein Streikkomitee gebildet, in dem Frauen aus unterschiedlichen Gewerkschaftsbereichen sowie 
Frauen und Lesben aus autonomen Projekten und Gruppen Zusammenarbeiten.“ (Auslassungen in kursiv hervorgehoben). Wir bitten die Autorin und 
die Leser/innen um Entschuldigung. — (Red.)

□ Können Sie mal einen der Fälle schildern, 
wie Sie NS-Verfolgten Hilfestellung geben 
konnten?

Gerne schildere ich Ihnen aus unserer 
alltäglichen Praxis ein Schicksal. Es 
dreht sich um:
Frau B., 57Jahre, Schleswig-Holstein.
Der Vater von Frau B. wurde 1939 im 
Rahmen der Aktion „Arbeitszwang 
Reich“ verhaftet. Die Mutter von Frau 
B. war eine Sintezza und die Familie leb­
te unter den Sinti. Direkt nach der Ver­
haftung des Vaters, der Ende ’41 im KZ 
Dachau ermordet wurde, wurden die 
drei ältesten Geschwister von Frau B. 
durch das Jugendamt in ein Heim ge­
bracht. Die schwangere Mutter von Frau 
B. versteckte die anderen Kinder bei 
Verwandten. Doch zum Schulbeginn 
von Frau B. entdeckte das Jugendamt die 
Kinder und sie wurden ebenfalls in ein 
Kinderheim verbracht, in dem sie 
schwere Zwangsarbeit leisten mußten. 
Zudem wurde 1940 die 16jährige, nach 
einer Gehirnhautentzündung blinde und 
taube Schwester von Frau B. trotz ver­
zweifelter Gegenwehr der Mutter abge­
holt und in eine Heilanstalt gebracht, wo 
sie angeblich an einer Lungenentzün­
dung starb. Erst im Rahmen ihrer jetzi­
gen Bemühungen hat Frau B. die er­
schütternde Wahrheit erfahren müssen, 
man hat ihre Schwester verhungern las­
sen.

1945 bemühte sich die Mutter von 
Frau B. vergeblich, ihre Kinder aus den 
Heimen zu holen und eine Entschädi­
gung für den Tod ihres Mannes zu erhal­
ten. Frau B. wird erst mit 18 Jahren, 
1952, aus der Heimerziehung entlassen, 
und die Mutter erhält erst nach vielen 
Jahren im Rahmen eines Vergleichs eine 
geringfügige Summe (1000,- DM), von 
der sie noch einen großen Teil dem 
Rechtsanwalt bezahlen mußte. Der in 
den achtziger Jahren gestellte Antrag 
beim Härtefonds für politisch und ras­
sisch Verfolgte von Frau B. wird mit der 
Begründung abgelehnt, daß nicht erwie­
sen sei, ob die Verfolgung aus rassi­
schen Gründen erfolgte.

Durch Intervention der Informations­
und Beratungsstelle erhält Frau B. eine 
einmalige Beihilfe von 5000,- DM nach 
eineinhalbjährigen Bemühungen.

□ Welche Möglichkeiten sehen Sie, eine Wei­
terförderung zu erreichen? Können andere 
Stellen einspringen? Was stellen Sie sich 
unter öffentlichem Druck vor? Was haben 
Sie bereits unternommen?

Selbstverständlich haben wir im Sinne 
der NS-Verfolgten das NEIN des Bun­
desfinanzministeriums nicht einfach nur 

zur Kenntnis genommen, 
sondern uns in dieser An­
gelegenheit wiederum an 
die Mitglieder des Aus­
schusses des Deutschen 
Bundestages gewandt und 
dort um Unterstützung 
gebeten. Ferner liegt den 
Mitgliedern des Haus­
haltsausschusses sämtli­
cher Bundestagsfraktio­
nen unser Finanzierungs­
antrag für 1994 vor. Hier 
hoffen wir, daß die noch 
anstehenden Beratungen 

für uns und die Betroffenen zu einem gu­
ten Ende kommen werden. Parallel dazu 
haben wir uns an die Fraktionen des 
nordrhein-westfälischen Landtages ge­
wandt, um im Falle eines negativen Be­
scheides aus Bonn von dort aus als eine 
Art Überbrückungsmöglichkeit letztma­
lig Gelder aus dem NRW-Etat zu be­
kommen. Große Hoffnungen über ein 
JA aus Düsseldorf haben wir nicht, weil 
es sich bei unserer Einrichtung um eine 
bundesweit tätige handelt und das Land 
Nordrhein-Westfalen hier den Bund in

Eine kleine 
Selbstdarstellung
Wirum gibt es uns ?
Bald 50 Jahre nach Kriegsende war­
ten weltweit immer noch Hunderttau­
sende von Verfolgten des Nazi-Re­
gimes auf angemessene Anerkennung 
und finanziellen Ausgleich.
Für wen sind wir da ?
Ihre Interessen zu vertreten, sie in 
den oft schwierigen und langwierigen 
Antragsverfahren zu begleiten, ist 
Anliegen des Bundesverbandes Infor­
mation und Beratung für NS-Verfolg­
te. Hier haben sich seit 1992 Verfolg­
tenverbände, Betroffene und enga­
gierte Individuen zusammenge­
schlossen.
Welche Initiatoren gab es 1992 ?
Zu den Initiatoren gehören u.a.: 
Claims Conference, Arbeitsgemein­
schaft verfolgter Sozialdemokraten, 
Vereinigung der Verfolgten des Na­
zi-Regimes/Bund der Antifaschi­
sten, Bund der '„Euthanasie“-Ge- 
schädigten und Zwangssterilisierten, 
Bundesvereinigung Opfer der NS- 
Militärjustiz, Schwulenverband in 
Deutschland, Interessengemein­
schaft ehemaliger Zwangsarbeiter 
unter dem NS-Regime, Aktion Süh­
nezeichen / Friedensdienste.
Warum eine Informations- und Bera­
tungsstelle und was tut diese ?
In Köln betreibt der Bundesverband 
die Informations- und Beratungss- 
stelle für NS-Verfolgte. Sie unter­
stützt Verfolgte aller Opfergruppen 
in Entschädigungsfragen und ande­
ren mit der Verfolgung zusammen­
hängenden Problemen. Dies ge­
schieht besonders durch:
— Herausgabe von Informationsma­

terialien
— Information der Öffentlichkeit 

über Verfolgung und Entschädi­
gung

— telefonische Und persönliche 
Beratung

— Vermittlung erfahrener Gutachter 
und Rechtsanwälte

— Vertretung von Antragstellern ge­
genüber Entschädigungsbehörden 
und Rentenversicherungsträgem

— Veranstaltung von Seminaren der 
politischen Bildung und Begeg­
nung für Betroffene und Multipli­
katoren
Bundesverband Information und 
Beratung für NS-Verfolgte e.V, 
Kämmergasse 1,50676 Köln. -

der Pflicht sieht. Unterstützung durch 
einen öffentlichen Druck stellen wir uns 
so vor, daß wir in den vergangenen 14 
Tagen intensiv -den Kontakt zu den Me­
dien gepflegt haben, um auf unsere Si­
tuation aufmerksam zu machen. Mit den 
ersten Reaktionen seitens der Zeitungen, 
des Rundfunks und des Fernsehens sind 
wir zufrieden. Folgerichtig und erfor­
derlich wäre es, wenn sich interessierte 
Bürger unseres Landes an die Abgeord­
neten des Bundestagsausschusses Wie­
dergutmachung als auch an die soge­
nannten „Haushälter“ der einzelnen 
Bundestagsfraktionen wenden würden, 
um unseren Antrag entsprechend zu un­
terstützen. Auch ein entsprechendes 
Protestschreiben an den Bundesfinanz­
minister Waigel könnte sicherlich nicht 
verkehrt sein.

□ Gab es schon Reaktionen auf die Pressever* 
Öffentlichungen bzw. Stellungnahmen von 
Parteien?

Durch die Presseveröffentlichungen ha­
ben eine ganze Reihe von Journalisten 
und Journalistinnen bei uns angerufen 
und um weiteres Informations- und Hin­
tergrundmaterial gebeten, das sicherlich 
in nächster Zeit auch veröffentlicht 
wird. Darüber hinaus haben uns eine 
ganze Reihe von NS-Verfolgten angeru­
fen und uns ihre Solidarität bekundet 
bzw. angefragt, inwieweit und über wel­
che Kanäle sie unser Anliegen unterstüt­
zen können. „Offizielle“ Stellungnah­
men der Parteien oder anderer Organisa­
tionen liegen zur Zeit noch nicht vor.
Das Gespräch führte Ulrike Bach am 22.10.93.

Hamburg

GAL kämpft für 
SPD-Programm
Für die Entwicklung der Koalitionsverhand­
lungen zwischen GAL und SPD in Hamburg war 
bis zum letzen Wochenende im Oktober all­
gemein eine Entscheidung über „Scheitern“ 
oder „Durchbruch“ erwartet worden. Auf der 
Klausurtagung der beiden je zehnköpfigen Ver­
handlungskommissionen in einem Norderstedter 
Hotel ging es um Wirtschafts- und Verkehrs­
politik.

Erwartungsgemäß blieben die als 
„Knackpunkte“ der Verhandlungen an­
gesehenen Themen umstritten. Dennoch 
sollen die Verhandlungen weitergehen, 
wobei statt der Diskussion von Einzel­
punkten jetzt von einer vierköpfigen 
Spitzengruppe (Voscherau, SPD-Lan­
desvorsitzender Frahm, GAL-Frak- 
tionsvorsitzende Sager und Landesvor­
stand Littmann) ein Gesamtpaket „von 
der Unterelbe bis zur Hafenstraße“ er­
örtertwird.

Die bisherigen Verhandlungen waren 
geprägt davon, daß die SPD mit Bürger­
meister Henning Voscherau einen Mann 
zu ihrem Delegationsleiter gemacht hat, 
der sich zuvor explizit gegen eine rot­
grüne Koalition ausgesprochen hatte. 
Mit einer Liste von „Essentials“ hat er 
Eckpunkte für die Verhandlungen vor­
gelegt, die sich wie ein Programm für 
eine Große Koalition lesen und in weit­
gehender Weise die von der Handels­
kammer vor den Wahlen erhobenen For­
derungen zur „Standortpolitik“ wieder­
geben. Die CDU zeigte sich so begei­
stert von diesen Programmpunkten. Die 
Handelskammer forderte die SPD zu 
„kompromißloser Standfestigkeit“ in 
den Verhandlungen auf.

Demgegenüber hatte sich die GAL- 
Verhandlungskommission auf ihrer Mit­
gliederversammlung am 25.9. gegen die 
von Teilen der Mitgliedschaft geforderte 
Aufstellung eines Katalogs „von kon­
kreten Verhandlungszielen in den Berei­
chen Wohnungsbau, Armut, Flücht­
lings-Unterbringung, Umwelt- und Ver­
kehrspolitik“ verwahrt. Der offensicht­
lich starke Drang der GAL-Realos nach 
der Teilhabe an Macht und Senatoren­
sesseln veranlaßte sie, jingeachtet der 
provokanten Taktik der SPD bereits bei 
den ersten Verhandlungsthemen weit­
gehende Zugeständnisse zu machen.

Beim Thema Wohnungspolitik erziel­
te man Einigkeit auf der Basis, daß bis 
zum Jahr 1997 der Bau von 24000 Woh­
nungen gefördert werden soll. Dies ist 
die Einigung auf den bisherigen SPD- 
Plan bei vorläufigem Dissens über eini­
ge Großsiedlungsprojekte und die 
Schwerpunkte in der Förderungspolitik. 
Angesichts der Tatsache, daß bis zum 
Jahrhundertende aber nach Berechnun­
gen der Hamburger Landesbank ca. 
100000 Wohnungen fehlen werden, 
während gleichzeitig ebenfalls fast 
100000 Wohnungen aus der Sozalbin- 
dung herausfallen werden (43 % aller 
Sozialwohnungen in Hamburg 1991), ist 
dies Programm schon von der absoluten 
Größe her völlig unzureichend.

In der Frage der Abfallentsorgung er­
klärte sich die GAL bereit, entgegen ih­
rem Standpunkt, keiner weiteren Müll­
verbrennungsanlage zuzustimmen, sich 
dem Urteil eines Sachverständigengut­
achtens in dieser Frage zu beugen. Die 
SPD ließ sie jedoch kalt abfahren und 
verlangte die bedingungslose Zustim­
mung zum Bau einer weiteren Anlage.

Die Forderung nach Aufkauf der nicht 
in Hamburger Besitz befindlichen

Anti-Atom-Bewegung droht 
Siemens mit Boykott
München. Am 20. Oktober haben 51 
Organisationen und Initiativen aus der 
Anti-Atomkraft-Bewegung den Sie­
mens-Konzern in einem offenen Brief 
aufgefordert, seine Beteiligung am 
Atomgeschäft umgehend einzustellen.

Die 51 Organisationen und Initiativen 
haben sich zur Durchsetzung dieser For­
derungen im Koordinationskreis „Sie­
mens-Kampagne“ zusammengeschlos­
sen. Mitglieder im Koordinationskreis 
sind deutsche und ausländische Bürger­
initiativen gegen Atomanlagen, Nach- 
Tschemobyl-Initiativen, Arbeitsund In- 
teressengemeischaften für intelligente 
Energienutzung, Ärzteorganisationen 
sowie kirchliche und politische Grup­
pen. Zur Zeit entwickelt Siemens zu­
sammen mit dem französischen Reaktor­
bauer Framatome einen neuen „Euro­
päischen Druckwasserreaktor“ (EPR),

HEW-Aktien zum Zwecke des be­
schleunigten Ausstiegs aus der Kern­
kraft ließ die GAL fallen und stimmte 
zu, daß für das KKW Brunsbüttel „19% 
geprüft wird, ob der Nutzungsvertrag 
für 1999 gekündigt wird“, dies jedoch 
nur bei Vorhandensein von ausreichen­
den Ersatzkapazitäten, eine Linie, die 
genau der des SPD-Umweltsenatois 
(und Rot-Grün-Gegners) Vahrenholt 
entspricht. Das GAL-Konzept zum Aus­
stieg aus Brokdorf, Krümmel und Stade 
ließ die SPD an der HEW-Satzung schei­
tern, die der Mitgesellschafterin Preu­
ßen-Elektra den Weiterbetrieb der Kern­
kraftwerke ermöglicht, wenn die HEW 
aussteigen wollen. Die Umweltorgani­
sation Robin Wood warf der GAL post­
wendend vor, ihre alten Standpunkte 
verlassen zu haben und einen „faulen 
Kompromiß“ eingegangen zu sein.

Bei der Diskussion über die Verkehrs­
politik am vergangenen Wochenende 
ergab sich ebenfalls eine eigentümliche 
Konstellation. Den Eckpunkten Vosche- 
raus, die entsprechend den Handelskam­
merforderungen die weitere Förderung 
des Autoverkehrs durch vorrangige 
Realisierung von Straßenbauprojekten 
wie 4. Elbtunnelröhre, Airbus-Trasse. 
Hafenquerspange, Autobahnanbindung 
des Flughafens Fuhlsbüttel vorsehen, 
hielt die GAL ein Verkehrskonzept ent­
gegen, daß in weiten Teilen einem Be­
schluß des SPD-Landesparteitags vom 
Februar 93 entspricht und den Vorrang 
der Förderung von Öffentlichem Perso- 
nen-Nahverkehr, Fahrrad und Fußgän­
gern bei Beschränkungen für den Auto­
verkehr in der Stadt vorsieht.

Daß die Koalitionsverhandlungen 
noch weiter geführt werden, ist zweifel­
los der Existenz einer vorhandenen Strö­
mung in der SPD für eine soziale und 
ökologische Reformpolitik geschuldet.

Die Linke Opposition in der Stadt 
kann sich nicht auf die Verhandlungs­
künste der GAL verlassen, sondern muß 
die Auseinandersetzung um eigene kom­
munalpolitische Forderungen intensi­
vieren. Dabei kann als ein Ausgangs­
punkt die Erklärung eines Zusammen­
schlusses zahlreicher Initiativen, Stadt­
teil- und Selbsthilfegruppen nützen. In 
einer Anzeige erheben sie zahlreiche 
konkrete Forderungen zu Stadtentwick- 
lung, Wohnungspolitik, Arbeitsmarkl- 
poVttik, Frauen, Sozialhilfe, Drogen­
politik, Migranten- und Flüchtlingspo­
litik, Kindern, Jugendhilfe und Behin­
derten und erklären u.a.: „Wir wollen, 
daß die soziale Frage in den Mittelpunkt 
der Verhandlungen um eine neue Regie­
rung gerückt wird. Wir wollen eine kla­
re Parteinahme für die sozial Benachtei­
ligten! Bevor über Milliardenprojekte 
wie Elbvertiefung oder Hafenerweite­
rung verhandelt wird, erwarten wir aus­
reichende finanzielle Anstrengungen für 
eine soziale Reformpolitik.“ — (ulj)

Stuttgart

Bosch: Kurzpausen 
sollen weg
Am 12. März 1993 hatte Herr Zimmerer von der 
Bosch-Geschäftsführung das mittelfristige Ende 
der ABS-Fertigung in Stuttgart-Feuerbach ange­
kündigt. Gleichzeitig hatte er gedroht, daß das 
ABS aber nur dann mittelfristig in Feuerbach 
bleibe, wenn die Fertigungskosten an andere 
Standorte herangeführt würden. Insbesondere 
die Kurzpausen müßten weg. Ansonsten würde 
die Fertigung kurzfristig verlagert.

In der Zwischenzeit wurde Immenstadl 
im Allgäu auf die Fertigung des ABS-

mit dem die gefährliche Nutzung der 
Atomenergie auch nach der Jahrtausend­
wende fortgesetzt werden soll. 
Koordinationskreis SIEMEN S-Kampagzz
Kontakt: Anti-Atom-Laden Berlin eV., 
Postfach 610285,10924 Berlin.

Ladenschluß im Schleswig- 
Holsteinischen Landtag
Kiel. Antrag der FDP, 16.9.93: „Der 
. .. Landtag fordert die Landesregie­
rung auf, sich im Bundesrat für die Ab­
schaffung des Gesetzes über den Laden­
schluß (LadschlG ...) einzusetzen. 
Durchführungsverordnungen sind aaf 
zuheben.“ „Das Thema Ladenschluß ist 
nur ein kleines Beispiel für ein große* 
Thema: Flexibilisierung von Arbeitszei­
ten und Maschinenlaufzeiten. Abb®u 
von bürokratischen Hemmnissen ur.a 
Regulierungen, .... um den W.rt- 
schaftsstandort Deutschland überiebess- 
fähig zu halten ...“ so die wirtschaft**
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Mehrere tausend Stahlarbeiter haben am 21.10. im Ruhrgebiet gegen die von der Regierungskoalition geplanten einschneidenden Änderungen 
tefflArbeit&rderungsgesetz protestiert. Oie Befristung der Arbeitslosenhilfe auf zwei Jahre würde die Stahl-Sozialpläne aushebeln. In Duisburg blockier­
ten mehrere tausend Thyssen-Arbeiter nach einer Kundgebung die A 42. — (wof, Bild: M. Sch.)

Bauarbeiter gegen 
gegen Streichung des 
Schlechtwettergeldes
Mit, Jetzt geht’s los“ und „Kohl muß weg“ 
machten die Bauarbeiter ihrer Wut Luft.

Systems ABS 2S 4-Kanal vorbereitet, 
das bisher nur in Feuerbach gefertigt 
wurde. Diesen Luxus leistet sich Bosch, 
um in Feuerbach massiv mit Arbeits­
platzverlust zu drohen.

Das Ziel ist klar: Die Kurzpausen von 
fünf Minuten pro Stunde in Akkord- und 
Prämienlohn sollen weg. Der Leiter des 
Personalwesens am Feuerbacher Stand­
ort, Herr Wcskott, will die Kurzpausen 
mit Stillstandszeiten verrechnen. Aber 
diese Störungen fallen nicht regelmäßig 
an und oft sind sie so kurz, daß sie nicht 
erholungswirksam sind. Würde der Be­
triebsrat entgegen dem Tarifvertrag der 
Verrechnung zustimmen, dann ergäbe 
sich rechnerisch eine Produktionsstei- 
/:ning um circa neun Prozent (Zeitan- 

tet YcavLpausen an der Gesamtar­
beitszeit).

Weskott kündigte bereits an, daß die 
neue Pausenregelung dann fiir das ganze 
Euerbacher Werk mit allen Fertigun­
gen gelten sollte. Betroffen wären damit 
etwa 3900 Arbeiterinnen und Arbeiter. 
Der Wegfall der Kurzpausen würde den 
Druck zum Personalabbau noch verstär­
ken, 350 Beschäftigte wären rechnerisch 
zusätzlich überflüssig. Gibt der Be­
triebsrat nicht nach, will Bosch bis Ja­
nuar die ABS-Fertigung nach Immen­
stadt verlegen. Auch dann sind die jetzi­
gen 350 Produktions-Arbeitsplätze bei 
ABS weg. Der Betriebsrat soll also zwi­
schen Pest und Cholera entscheiden.

Die Bosch-Geschäftsführung geht da­
von aus, daß es in zwei bis drei Jahren in 
Xordwürttemberg/ Nordbaden keine 
Kurzpausen mehr gibt. Klar ist, Bosch 
will mit den ABS-Arbeitsplätzen eine 
Bresche schlagen. Der Feuerbacher Be­
triebsrat hat verlangt, daß bei den Ver­
handlungen mit der Firma über die zu­
künftige Gestaltung der Fertigung die IG 
Metall an den Verhandlungstisch muß. 
Nach Zögern stimmte Bosch zu.

Ansatzpunkt für das Bosch-Erpres­
sungsmanöver ist die neue Betriebsver­
einbarung für das Motorenwerk bei 
Mercedes-Benz Untertürkheim. Darin 
ist festgelegt: „Zeiten und Tätigkeiten 
im Rahmen neuer Formen der Arbeits­

pol. Sprecherin der FDP. — Gerade die­
ser Saiz taucht in der Presse nirgends 
auf. Der Antrag wird in Ausschüssen 
«eiterbehandelt. — (brg)

Aktionen gegen den 
REP-Bundesparteitag
p^2tt. 4000 demonstrierten gegen den 
^«tesparteitag der REP in der Badner 
Halle. Die Absperrungen an der Halle 
"Unten belagert, eine Demonstration 
(..Eine demokratische Republik braucht 
<-£se Republikaner nicht!“) führte 
^rch die Stadt, mit einer Kundgebung 
2p (ter jüdischen Synagoge und einer 
Kranzniederlegung fiir die 1849 hinge- 
Hihseten 19 badischen demokratischen 
Evolutionäre. Auf der Kundgebung am 
E^haus sprachen u.a. der OB, Vertreter 
‘Un SPD, FDP, Bündnis 90/Grüne, von 
kr Ausländerabteilung der IG Metall 
-s Frankfurt, der Antifaschist Peter 
Gagold. 1500 Polizisten hatte Innenmi­

organisation, die einen Belastungswech­
sel gegenüber der taktgebundenen Ar­
beit beinhalten und erholungswirksam 
sind, werden ganz oder teilweise auf die 
Erholzeit angerechnet.“ Während bei 
Mercedes-Benz aber immerhin neue Ar­
beitsinhalte und -formen vereinbart 
sind, will Bosch sofort bei bestehender 
Bandarbeit die Kurzpausen beseitigen.

IG Metall und der Betriebsrat des 
Werks Feuerbach sind bereit zu verhan­
deln, aber erpressen lassen sie sich 
nicht. Wenn die Firma Bosch eine neue 
Arbeitsorganisation will, die von der 
reinen Montagearbeit abweicht und die 
regelmäßige erholungswirksame Tätig­
keiten beinhaltet, dann kann in diesem 
Zusammenhang auch über die Kurzpau­
sen gesprochen werden.
Quelle: DIALOG, Information der IG-Metall- 
Betriebsräte und Vertrauensleute für die Be­
schäftigten der Robert-Bosch GmbH Feuer­
bach, Oktober 1993 — (rkw)

München

Symbolische Aktion 
gegen Abschiebung
Der Sprecher der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Pro Asyl, Pfarrer Herbert Leunlnger, Herr Simon 
von der Evangelischen Ausländerarbeit 
München, Frau Schlumberger-Dogu vom Bayeri­
schen Flüchtlingsrat, grüne Landtagsabgeordne­
te und Stadträtinnen, die Münchner Bürgermei­
sterin Sabine Csampai, Martin Löwenberg vom 
Münchner Bündnis gegen Rassismus und Frau 
Ammon, Synodale in der Evangelischen Landes­
kirche, besichtigten am Freitag, den 15.10. die 
Asylbewerberunterkunft, die vorerst seit Juli 93 
provisorisch direkt mitten im Rollfeld, auf der 
Schneedeponie (der Ort, wo nach dem ersten 
Schneefall dieser vom Rollfeld verbracht wird) 
mit mehreren Containern, umzäunt und bewacht, 
untergebracht ist.

Die Besucherinnen waren sich einig, 
daß diese Unterkunft menschenunwür­
dig ist, besonders fiir Menschen, die 

nister Birzele auffahren lassen und die 
Stadt in ein Polizeilager verwandelt. Die 
polizeilichen Schikanen und Behinde­
rungen der Demonstrationsteilnehmer 
waren beträchtlich. — (map)

Neuordnung des Rundfunks 
stößt auf Ablehnung
Freiburg. Von der Landesanstalt fiir 
Kommunikation (LfK) wurde jetzt die 
neue Struktur der privaten Hörfunkland­
schaft in Baden-Württemberg bekannt­
gegeben. Spannend an der Debatte über 
die Frequenzverteilung ist die zukünfti­
ge Gliederung für die nichtkommerziel­
len Sender. Im vergangenen Jahr hatten 
sich in mehreren Städten Radioinitiati­
ven gebildet, gemeinsam einen Dach­
verband gegründet, und in den letzten 
Wochen eine breite Öffentlichkeitskam­
pagne entfaltet, die das Anliegen der 
nichtkommerziellen Sender bekannt ma­
chen sollte. 14 Radioinitiativen fanden 

nach einer langen und oft gefährlichen 
Flucht dort — im Höchstfall bis zu 19 
Tagen nach der neuen „Flughafenrege­
lung“ Art. 18a AsylVerfG, unterge­
bracht sind. Auf der nachfolgenden 
Pressekonferenz wurde deshalb auch 
nochmal die Klage der Anwältin und 
grünen Münchner Stadträtin Angelika 
Lex vorgetragen, die sie bereits am 
11.8.93 gegen die Regierung von Ober­
bayern angestrengt hat wegen des Ver­
dachts auf Körperverletzung und Frei­
heitsberaubung. Zur Begründung heißt 
es dort u.a.: „Die Bedingungen für eine 
derartige Unterbringung am Flughafen 
München-Erding sind katastrophal: Am 
Rande der nördlichen Startbahn befin­
den sich Container auf einer abgegrenz­
ten Betonfläche. Das Gelände ist mit 
Doppelgittem von ca. 2,50 m Höhe und 
doppelten Stacheldrahtrollen umzäunt. 
... Die Unterkunftsanlage wird ... be­
wacht. ... Die Container sind bei Son­
neneinstrahlung erheblich überhitzt ... 
Weitaus stärkere Beeinträchtigungen 
ergeben sich ... durch den Fluglärm. 
Die Unterkunftsanlage liegt in der 
Lärmzone 1 des Flughafens. Alle paar 
Minuten startet direkt über der Unter­
kunft ein Flugzeug. ...“. Zwar soll die 
„Schneedeponie“ demnächst geräumt 
werden, aber der alternative Platz für die 
Unterbringung, der uns gezeigt wurde, 
stellt kaum eine Verbesserung dar: er 
befindet sich auch direkt neben dem 
Rollfeld.

Alle Sprecherinnen auf der Presse­
konferenz auf dem Flughafen am 15.10. 
waren sich einig, daß die Flughafenrege­
lung Menschenrecht von Flüchtlingen 
verletzt. Insbesondere die völlig unkon­
trollierbare vorgeschaltete Befragung 
durch den Bundesgrenzschutz, bei der es 
um den Fluchtweg, nicht die Flucht­
gründe ging, wurde kritisiert. Mitarbei­
terinnen des Kirchlichen Sozialdienstes 
am Flughafen, die als einzige außer dem 
BGS und den Bundesamt-Anhörem 
Kontakt mit Flüchtlingen auf dem Flug­
hafen haben, rügten bereits im August 
diesen „Verfahrensstreß“. — (aus: 
Münchner Lokalberichte)

sich letztlich zusammen. In dem jetzigen 
Beschluß der LfK werden jetzt in sechs 
baden-württembergischen Städten Fre­
quenzen für nichtkommerzielle Veran­
stalter ausgeschrieben, in Freiburg, 
Freudenstadt, Karlsruhe, Schwäbisch- 
Hall, Tübingen und Ulm. Die starke 
Stuttgarter Frequenz 105,7, die nach 
Aussagen des Vorsitzenden der LfK, 
Volz, für einen nichtkommerziellen 
Zweck zur Verfügung gestellt werden 
sollte, ist nun an den Medienmulti RTL 
gefallen. Die Stuttgarter Radioinitiative 
wirft nun der LfK Wortbruch vor und 
wird sich weiter um die Ausschreibung 
einer nichtkommerziellen Frequenz fiir 
Stuttgart bemühen. Überhaupt wird das 
Konzept der LfK von dem Dachverband 
der nichtkommerziellen Radioinitiati­
ven Baden-Württemberg „Arbeitsge­
meinschaft freier Gesellschaftsfunk“ 
(AFF) abgelehnt. Seine Forderung ist 
weiterhin Frequenzen für alle 14 Lokal­
bereichsgebiete. — (hav)

Bonn erlebte am 28.10.93 die größte Arbeiterde­
monstration, seitdem die Stadt Regierungssitz 
ist. Mit 30 Sonderzügen, 1600 Bussen und Privat­
wagen waren die Bauarbeiter dem Aufruf der IG 
Bau Steine Erden und der Gewerkschaft Garten­
bau, Land- und Forstwirtschaft gefolgt. Sie zogen 
in drei Marschsäulen durch die Stadt zur Ab­
schlußkundgebung auf den Hofgarten.

Der Vorschlag von Finanzminister Wai­
gel, das Schlechtwettergeld zum 1.6. 
1994 ersatzlos zu streichen wird von 
Gewerkschaften und auch den Baukapi­
talistenverbänden abglehnt. Die Bau­
kapitalisten lehnen die Zahlung des 
Schlechtwettergeldes aus eigener Ta­
sche ab. Die IG BSE rechnet damit, daß 
300000 Bauarbeiter für drei bis vier 
Monate in die Winterarbeitlosigkeit ent­
lassen werden. Die Kosten der Bundes­
anstalt für Arbeit werden durch die Ab­
schaffung des Schlechtwettergeldes stei­
gen und nicht sinken, wie die Bundesre­
gierungbehauptet.

Das Jahreseinkommen der Bauarbei­
ter wird um 6200 DM sinken, die IG 
BSE schreibt dazu: „Das verringerte 
Jahreseinkommen und die Zeit der Ar­
beitslosigkeit verschlechtern die Vor­
aussetzungen für den Bezug von Ar­
beitslosengeld. Die spätere Rente wird 
mit jeder neuen Phase der Arbeitslosig­
keit geschmälert. Die kürzere Beschäf­
tigungsdauer verringert den Urlaub um 
sieben bis acht Tage, verringert auch das 
13. Monatseinkommen.“

Die IG Bau sieht das geknüpfte Netz 
zur ganzjährigen Beschäftigung aus 
Schlechtwettergeld, Lohnausgleich und 
Kündigungsschutz gefährdet. Das 
Schlechtwettergeld wird seit 1959 in der 
Zeit vom 1. November bis 31. März für 
Tage, an denen aus Witterungsgründen 
nicht gearbeitet werden kann, in Höhe 
des Kurzarbeitergeldes gezahlt. Ausge­
nommen ist davon die Zeit vom 24.12. 
bis 1.1. (Lohnausgleichszeitraum) in 
der die Bauarbeiter Lohn aus einer So­
zialkasse des Baugewerbes erhalten. 
Der bis 1995 geltende Rahmentarifver­
trag im Baugewerbe sieht für die „ge­
setzliche Schlechtwetterzeit“ einen 
Kündigungsschutz vor. Es darf nicht 
wegen Witterung gekündigt werden. 
Die Streichung des Schlechtwettergel­
des führt demnach zur Arbeitslosigkeit 
von mindestens vier Monaten und der 
Anspruch auf Lohnausgleich entfällt.

Der'Bundestag hat jetzt am 22. Okto­
ber eine Streichung des Schlechtwetter­
geldes zum 1.4.1996 beschlossen. Ge­
werkschaften und Baukapitalisten sollen 
unter Druck gesetzt werden, die 
Schlechtwetterregelung tarifvertraglich 
für 1996 zu vereinbaren.

Außerdem hat der Bundestag be­
schlossen, das Arbeitslosengeld, Kurz­
arbeitergeld und das Schlechtwettergeld 
bei Alleinstehenden um drei Prozent auf 
60 Prozent und bei Eltern um ein Prozent 
auf 67 Prozent zu kürzen. Desweiteren 
wurde der Bezugszeitraum des Schlecht­
wettergeldes um die Monate November

und März gekürzt, außerdem wird pro 
Ausfalltag die erste Stunde nicht mehr 
bezahlt.

Der Vorsitzende der IG Bau Steine 
Erden Bruno Köbele nannte in seiner 
Rede auf der Abschlußkundgebung in 
Bonn die Entscheidung zum Schlecht­
wettergeld „staatlich verordneter Lohn­
raub“, es sei „massiver Sozialabbau“ 
und „ein Angriff auf die Tarifautono­
mie“. Bruno Köbele sagte zum weiteren 
Vorgehen: „Der Tod des Schlechtwet­
tergeldes auf Raten ist nun eingeleitet. 
Damit finden wir uns aber nicht ab. Da­
mit können wir auch nicht leben. Des­
wegen geht unser Widerstand weiter.“

Der IG Bau-Vorsitzende nannte die 
Koalitionsbeschlüsse einen „sozialpoli­
tischen Amoklauf* unter dem Motto: 
„Die Kleinen werden abkassiert. Die 
Großen werden beglückt. Die brutale 
Umverteilung von unten nach oben ha­
ben wir endgültig satt. Wir haben die 
Schnauze voll.“

Köbele wies in seiner Rede in Bonn 
auch auf das zusätzliche Problem der re­
gierungsseitig geförderten Werkverträ­

ge hin, er sagte: „Osteuropäische Kolle­
gen werden als moderne Lohnsklaven 
mißbraucht. Schlepperbanden verdie­
nen sich goldenen Nasen. Die mittel­
ständische Bauwirtschaft wird von den 
Generaluntemehmem kaputtgemacht. 
Werkverträge — das ist Lohndumping. 
Das ist Schmutzkonkurrenz, wie sie 
schmutziger nicht sein kann. Das ist ein 
gigantisches Arbeitsplatzvemichtungs- 
programm. Deshalb müssen die Werk­
verträge ein für allemal vom Tisch.“ 
Köbele kündigte eine Klage der IG BSE 
vor dem Bundesverfassungsgericht an.

An die Ministerpräsidenten der Bun­
desländer appellierte Köbele: „Stoppen 
Sie den Amoklauf der Bundesregierung 
mit einer 2/3 Mehrheit im Bundesrat! 
Machen Sie im Bundesrat wahr, was Sie 
uns schriftlich zugesichert haben; retten 
sie das Schlechtwettergeld! Retten Sie 
eine funktionsfähige Bauwirtschaft vor 
dem Abgrund in eine kriminelle Saison­
wirtschaft.“ Laut Handelsblatt vom
29.10. haben die Ministerpräsidenten 
von Sachsen-Anhalt und Sachsen, Wer­
ner Münch und Kurt Biedenkopf, ihre 
Solidarität schriftlich signalisiert.

„Sollten unsere Appelle nichts nüt­
zen“, forderte Bruno Köbele auf, im 
Wahljahr 1994 den Stimmzettel zum 
Denkzettel zu machen. Auf der Kundge­
bung in Bonn führte das Nennen des 
Namens Kohl oder anderer Regierungs­
mitglieder zu den Rufen „Kohl muß 
weg“. Aber auch die SPD-Vertreter, 
darunter Hans Jochen Vogel mußten 
Buhrufe und Pfiffe über sich ergehen 
lassen.

Quellen: Bruno Köbele, Manuskript der Rede; 
Kieler Nachrichten, frankfurter Allgemeine, 
Frankfurter Rundschau, Handelsblatt, 
29.10.93- (kaq)
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Kurz berichtet

Berliner IG Metall 
bereitet sich vor
Den Auftakt zur kommenden Tarifaus­
einandersetzung bildete in Berlin die 
große Funktionärskonferenz vom 2. 
November mit dem Vorsitzenden der IG 
Metall, Klaus Zwickel als Hauptredner. 
Am 6. Dezember veranstaltet die Orts­
verwaltung eine Kundgebung vor dem 
Berliner Roten Rathaus. Gewerkschafts­
intern wird nicht mehr ausgeschlossen, 
daß diesmal auch die Berliner IG Metall 
eine Urabstimmung über Streik wird 
durchfuhren müssen. Die Voraussetzun­
gen dafür sind allerdings noch zu schaf­
fen. Die Mitgliederlisten in den Betrie­
ben z.B. müssen auf den aktuellen Stand 
gebracht werden. Bislang konnte es im 
Tarifgebiet 1 (Westberlin) immer bei 
einer eingeschränkten Mobilisierung 
bleiben. Westberlin profitierte von den 
Kampfmaßnahmen z.B. in Nordwür- 
temberg/Nordbaden. Damit hat es nun 
ein Ende. Die Berliner Metaller sind auf 
ihre eigenen Möglichkeiten zurückge­
worfen, und die sind nicht besonders 
günstig. Der schmerzliche aber notwen­
dige Prozeß zur Herstellung der Kampf­
fähigkeit bedingt auch eine deutliche 
Verbesserung des Organisationsgrades 
der Berliner IG Metall. — (brr)

Urteil gegen Erich Mielke: 
Sechs Jahre Haft
Der vor 62 Jahren erfolgte Mord an zwei e 
Polizisten wird — trotz fehlender Bewei- * 
se — dem 85-jährigen Erich Mielke, 
dem ehemaligen Minister für Staatssi­
cherheit der DDR, angelastet. Das Ber­
liner Landgericht sah es für bewiesen 
an, daß Mielke im Alter von 23 Jahren 
am 9. August 1931 die beiden Polizisten 
Anlauf und Lenck auf dem Berliner Bü- 
lowplatz „feige und hinterhältig“ er­
mordet hat. Richter Seidel nannte Erich 
Mielke „einen der gefährlichsten Dikta­
toren des 20. Jahrhunderts“. An 87 Ver­
handlungstagen wurde im Gericht eine 
Diskussion über die Verjährung des 
Mielke zur Last gelegten Mordes ge­
führt. Eine Begründung Wurde gefun­
den, weil die sowjetische Besatzungs­
macht „eine Ausübung der Gerichtsbar­
keit“ 1945 versagt habe. Am Umstand, 
daß die Anklage sich ausschließlich auf 
Naziakten gründete, nahm das Gericht 
keinen Anstoß. Die Verteidigung mußte 
dem Gericht immer wieder klarmachen, 
daß ein wesentlicher Teil der „Beweise“ 
unter Druck und Folter zustande gekom­
men war. Die Verteidigung bezeichnete 
den Prozeß als „unglaublich“ und will 
Revision einlegen. Der Prozeß ist, selbst 
im Hinblick auf die Verantwortung 
Mielkes, ein weiterer Mosaikstein in der 
Abrechnung mit der DDR. — (abe)

Die 1000000ste Unterschrift für das Referendum „Doppelte Staatsbürgerschaft“ wurde am 20. Okto­
ber gesammelt. In Analogie zur Begrüßung des aus Portugal stammenden einmillionsten Gastarbei­
ters 1964 mit einem Kreidler-Florett-Moped erhielt der einmiliionste Unterzeichner ebenfalls ein sol­
ches (Bild). Über die Einleitung eines Referendums muß jetzt der Bundestag entscheiden. — (har)

Auch „Hauptstadtputz“: 
Straßenumbenennung
Berlin. Die Otto-Grotewohl-Straße im 
Bezirk Mitte heißt seit 1. Oktober (Kai­
ser-) Wilhelmstraße. Das Verwaltungs­
gericht wies die Klage eines Anwohners 
gegen die Umbenennung zurück. Der 
Bezirk Mitte hatte die Umbenennung 
abgelehnt und war einer Einzelanwei­
sung der Senatsverkehrsverwaltung im 
Juni nicht nachgekommen. Aufgrund 
einer Änderung des Allgemeinen Zu­
ständigkeitsgesetzes vom April d.J. ge­
hört die Straßenaufsicht (hierzu gehört 
auch die Straßennamensgebung) nicht 
mehr zu den bezirkseigenen Aufgaben, 
sondern wird von ihnen nur noch als 
„übertragene Vorbehaltsaufgabe“ 
wahrgenommen. Die Beteiligung der 
Anwohner wurde vom Gericht grund­
sätzlich ausgeschlossen. Ausnahme nur 
dann, wenn ein Name für jemanden dis­
kriminierend sei, was bei „Wilhelm“ 
gleich ausgeschlossen wurde.

Das Gericht ging in seiner Urteilsbe­
gründung noch weiter. Pauschal er­
mächtigte es die Senatsverkehrsverwal­
tung, die aus der DDR stammenden 
Straßennamen von Personen, die sich als 
„aktive Gegner der Demokratie und gei­
stig-politische Wegbereiter und Ver­
fechter des DDR-Regimes erwiesen ha­
ben“, zu beseitigen. Kaum eine Woche 
später fordert die CDU, auch die Wil­
helm-Pieck-Straße (Wilhelm Pieck war 
u.a. DDR-Staatspräsident) müsse von 
der Liste Berliner Straßennamen ver­
schwinden. Bis zum 15. November solle 
der Bezirk Mitte die Rückbenennung in 
Elsässer und Lothringer Straße veran­
lassen, ansonsten müsse der Senat erneut 
vom Hauptstadtvertrag Gebrauch ma­
chen. — (har)

Kündigung Heinrich Fink’s 
endgültig
Berlin. Die fristlose Entlassung des ehe­
maligen Rektors der Humboldt-Univer­
sität, Heinrich Fink, vom November 
1991 ist endgültig. Das Landesarbeits­
gericht Berlin hatte der fristlosen Kündi­
gung wegen Mitarbeit für die Staatssi­
cherheit zugestimmt und eine Revision 
gegen das Urteil nicht zugelassen. Dage­
gen hatte Heinrich Fink Beschwerde 
beim Bundesarbeitsgericht eingelegt. 
Diese Beschwerde wurde jetzt als unbe­
gründet zurückgewiesen. Somit ist das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts rechts­
kräftig. Heinrich Fink soll seit 1969 als 
IM für die Staatssicherheit gearbeitet 
haben. Diesen Nachweis blieb die kün­
digende Senatsverwaltung bis zuletzt 
schuldig. Aussagen von offiziellen Mit­
arbeitern der Staatssicherheit, Fink sei 
unwissentlich als IM abgeschöpft wor­
den, wurde kein Glauben geschenkt. 
Wichtige Aktenbände in der Gauckbe- 
hörde waren gelöscht. (Vgl. Politische Be­
richte Nr. 1 /93 — har)

Kurz- bzw. längerfristig geplante Abrisse: (1) Palast der Republik, (2) ehern. Außenministerium, (3) ehern. Staatsratsgebäude, (4) ehern. Ministerium fcr 
Bauwesen, (5) Gaststätte „Ahornblatt“, (6) sog. Fußumbauung Fernsehturm, (7) Alexanderplatz.

Nachdem sich Bundesregierung und 
Berliner Senat auf einen Zeitplan 
für den Regierungsumzug von Bonn 

nach Berlin geeinigt zu haben scheinen, 
rückt die Diskussion um die Gestaltung 
der Berliner Mitte erneut in den Vorder­
grund.

1,2 Milliarden Mark allein für die 
„Verschönerung“ u.ä. von Brücken 
und Plätzen zu und auf der Spreeinsel, 
200 Millionen Mark für den Abriß des 
Palastes der Republik und des DDR-Au­
ßenministeriums — lassen sich Bundes­
regierung und Berliner Senat trotz riesi­
ger Haushaltsdefizite die Verwirkli­
chung ihrer Vorstellungen kosten.

Um eine solche Politik durchsetzen zu 
können, sind bzw. werden Gesetze und 
Verordnungen geändert: Mit der Ände­
rung des Allgemeinen Zuständigkeitsge­
setzes werden bezirkseigene Aufgaben 
dem Senat übertragen; mit dem Haupt­

Streit um die Gestaltung 
der Stadt-Mitte Berlins
Die Debatte um Berlins historische 

Mitte als zentraler Ort der deut­
schen Hauptstadt, um das nicht mehr 

vorhandene Schloß sowie um die Wün­
sche zu seinem Wiederaufbau reißt nicht 
ab. Mit der jetzt auf dem Marx-Engels- 
Platz entstandenen Schloß-Attrappe soll 
diesem Vorhaben Nachdruck verliehen 
werden. In der Tat scheint der Verlust 
des Gebäudekomplexes die Hauptursa­
che für die ihm und seinem Standort heu­
te zugemessene Bedeutung zu sein. Ist er 
aber auch Ursache dafür, daß sich die 
abhanden gekommene Identität der so 
lange getrennten Deutschen und Berli­
ner an diesem zum Prüfstein geworde­
nen Punkt messen oder entscheiden 
muß? Ist die dem Ort zugesprochene 
Symbolhaftigkeit wirklich so groß ?

Wie steht es dann aber mit der Regie­
rungsabsicht, gerade diesen Platz zu be­
setzten und eine angeordnete Einheit 
„von oben“ zu praktizieren? Oder müß­
te nicht besser danach gesucht werden, 
wie sich die Berliner, um eines wirkli­
chen Zusammenlebens willen, den be­
deutungsträchtigen Ort gemeinsam an­
eignen?

Die übergroße Mehrheit all dessen, 
was in der vergangenen Zeit seit dem 
Fall der Mauer zum Thema „Haupt­
stadt-Entwicklung“ gesagt, konzipiert 
oder gezeichnet wurde, ist mehr oder 
weniger geprägt von drei typischen 
Merkmalen:

_1. Einer weitgehenden Unkenntnis 
über die Bedingungen der Entwick­
lungsgeschichte Ostberlins seit der 
DDR-Gründung, zu der nun einmal 
die Neugestaltung des historischen 
Zentrums gehört.

2. Einer betonten Intoleranz gegenüber 
den Bauwerken Ostberlins — quasi 
als ob die Häuser ideologisch ver­
seucht und darüber hinaus funktio­
nell unbrauchbar, zumindest aber 
nicht standfest seien.

3. Einer starken Verengung aller 
Standpunkte auf eine rein westliche 
Sicht.

stadtvertrag kann sogar das Bundesbau­
ministerium Bauplanungsverfahren an 
sich reißen; und mit der geplanten Ver­
waltungsreform wird der Hoch- und 
Straßenbau weitgehend der Senatsbau­
verwaltung untergeordnet. „Ein unde­
mokratischer Zentralismus feiert Ur­
stände“, kritisiert die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen.

Wie unwirksam schon bezirkliche Be­
schlüsse sind, kann man am Beispiel der 
Stadtschloß-Attrappe sehen. Mit Stim­
menmehrheit von PDS und Bündnis Mit­
te wurde das Bezirksamt aufgefordert, 
die Genehmigung für die Aufstellung 
der Attrappe nicht zu verlängern. Sie 
steht noch immer. 586700 DM sind dem 
Bezirk Mitte an Einnahmen bis zum 10. 
Oktober verloren gegangen, weil der 
Schloß-Förderverein als gemeinnützige 
Einrichtung keine Miete zahlen muß, 
rund 1 Million Mark Einnahmenverluste

Es ist deshalb keineswegs verwunder­
lich, mit welcher Selbstverständlichkeit 
Politiker und Architekten die frühere 
„Osthälfte“ der Stadt als „geschenkten 
Spielplatz“ benutzen, um mittels belie­
biger Abriß- und Neubaugigantomanien 
ihre Vorstellungen über das deutsche 
Hauptstadt-Gesicht zu testen.

Aber: kann aus solch einseitiger Dis­
position heraus tatsächlich eine gemein­
same Zukunft erwachsen, mit dem An­
spruch gegenüber der geteilten Stadt, für 
alle Berliner bessere Lebensbedingun­
gen hervorzubringen?

Oder: birgt dieses Verhalten der Be­
vormundung nicht weit mehr die Gefahr 
in sich, daß alles in den östlichen Stadt­
gebieten neu Entstehende von vielen 
Bürgern als Ausdruck kolonialistischer 
Siegermentalität gewertet und damit von 
vornherein diskreditiert ist?

Ganz offensichtlich ist in dem laut, 
mitunter auch hysterisch geführten Mei­
nungsstreit um die Aufgaben, Inhalte 
und Formen der neuen Hauptstadt vieles 
überzeichnet, manches basiert auf Un­
kenntnis von Geschichte und Realität, 
oft auch nur auf mangelnder Fähigkeit 
zum Zuhören. In allen Auseinanderset­
zungen um gute oder schlechte Archi­
tektur, um die Zerstörung der histori­
schen oder um die „wiederherzustellen­
de“ Stadt fallt jedoch auf, daß selten von 
den Menschen in dieser Stadt die Rede 
ist, von ihren Schwierigkeiten, Hoff­
nungen und Wünschen. Von den Men­
schen, denen diese Stadt Heimat ist, von 
deren Verhalten man neue Urbanität in 
der künftig erhofften Weltmetropole 
erwartet, die ein legitimes Mitsprache- 
recht haben und bei denen dennoch of­
fenkundig ist, daß die Stadt in ihren 
Köpfen noch immer gespalten ist. 
Schließlich bringen sie ganz unter­
schiedliche Erfahrungen und Vorstel­
lungen aus verschiedenen Erlebniswel­
ten mit. Wenn aber nur die Erfahrungen 
und Wünsche der einen Seite zum Hand­
lungskonzept für die gemeinsame Zu­
kunft gemacht werden, wenn nur die 

könnten es werden, wenn die Attrappe, 
wie geplant, bis Juni 1994 stehenbleibt.

Um Einfluß auf die Gestaltung der 
Berliner Mitte nehmen zu können, hat 
sich eine Initiative gegründet. „Die 
Spreeinsel-Initiative Berlin ist entstan­
den als politischer Protest — als Protest 
gegen den staatlichen Herrschaftsan­
spruch in entscheidenden Fragen der 
Stadtentwicklung Berlins, gegen das un­
demokratische Verfahren der staatlichen 
Administration, Bundeseinrichtungen 
auf der Spreeinsel anzusiedeln, und ge­
gen die Verführung der Bevölkerung 
durch private Lobbyisten, sie mit einer 
Fassadenkulisse für eine Neuerrichlung 
des Schlosses zu gewinnen.“

Den nachfolgenden Beitrag haben wir 
der Broschüre Stadt-Schloß — Stadt- 
Mitte ? entnommen, die von der Spree­
insel-Initiative herausgegeben wurde. 
— (har)

einen bestimmen und die anderen ledig­
lich zuhören oder gehorchen dürfen, wie 
soll dann gemeinsame urbane Kultur 
wachsen? Wobei es sich bei diesen Men­
schen nicht nur um „Planungsobjekte“ 
handelt, sondern auch um Planungspart­
ner, also um „Planungssubjekte“.

Erfahrung und Gewohnheit führten 
die Ostberliner in der Regel aus östlicher 
Richtung zur Spreeinsel und in die Stra­
ße Unter den Linden, über den zur 
DDR-Zeit entstandenen großen parkar­
tigen Freiraum zwischen dem Älexan- 
derplatz und der Spree. Sie haben also 
verständlicherweise nicht nur funktio­
nell, sondern auch baulich eine gänzlich 
andere Sicht als diejenigen, die sowohl 
ihre frühere Erinnerung wie auch ihre 
heutige Praxis stets von Westen kom­
mend erlebten. Es wird also notwendig 
sein, die in diesem Bereich real entstan­
dene Baustruktur wie auch das geistige 
Bild von ihr zu vereinen und nicht nur 
einseitig zu bestimmen. Dies zu erwar­
ten, ist ein legitimer Anspruch der aus 
dem Ostteil stammenden Stadtbürecr. 
(...)

Aussöhnung an diesem Ort kann nur 
gewonnen werden — und zwar praktisch 
und symbolisch — wenn die bestehende 
Zerstrittenheit der Deutschen und der 
Berliner gesellschaftlich überwunden 
wird. Das allerdings sollte nicht rück­
wärts gewandt mit dem Wiederauftvn 
des Schlosses — auch nicht gegenwärtig 
machtorientiert mit der Ansiedlung des 
Staates am wichtigsten Platz der Mitte - 
sondern vorwärts gerichtet geschehen, 
durch die Eröffnung eines „Ortes der 
Begegnung von Ost und West“ am zen­
tralen historischen Punkt des Stadtge- 
schehens.

Der Beitrag unter der Überschrift. .Ort der Aus­
söhnung oder der Zerstrittenheit?' säxzt«c 
Dorothea Tscheschner und wurde aus Phc 
gründen gekürzt. Vollständig nachrJoea st er 
in der oben genannten Broschüre, zu benehm 
über Spreeinscl-Initiative, Haus der 
tie, Friedrichstraße 165. 10117 Benn.
5 DM.
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ff Sachsenhausen

Freispruch im 
Prozeß um Anschlag
Der Pnzeß gegen die Brandstiftung an der |üdl- 
sctw Baracke auf dem Gelände des ehemaligen 
KZ Sachsenhausen endete mit Freispruch für die 

den 20jährigen Ingo K. und den 
Z2 jungen Thomas H., aus Mangel an Beweisen.

Offensichtlich können Gerichte, wenn 
sie wollen, verhindern, daß Unschuldige 
bestraft werden, aber gegen die Sabota­
ge von Ermittlungsbehörden, Straftäter 
zu finden, sind sie machtlos. Die Ermitt- 
luKsbehörden haben, sofern die beim 
Bundesgerichtshof beantragte Revision 
nkhts anderes ergibt, zu verantworten, 
daß diese Tat unbestraft bleibt und, wie 
der Staatsanwalt Picard sagte, anderen 
latem als Vorbild dient. Ein Plädoyer, 
in dem von dem angerichteten unermeß­
lichen immateriellen Schaden gespro­
chen wird, in dem auf den Zusammen­
hang mit den Anschlägen von Mölln und 
Rostock wenigstens hingewiesen wird, 
kann nicht wettmachen, daß die Anklage 
wenig Fakten präsentierte, sich haupt­
sächlich auf die Geständnisse der bei­
den, die inzwischen widerrufen wurden, 
stützte. Anfangs war die Polizei ja sogar 
von einer ominösen Selbstentzündung 
ausgegangen. Deshalb besichtigte ein 
Sachverständiger erst nach drei Tagen 
die Brandstätte. Erst Anfang März wa­
ren die Angeklagten vernommen wor­
den, obwohl bereits im Januar Hinweise 
auf sie vorlagen. Trotzdem bleiben Un­
gereimtheiten bei der Begründung des 
Freispruchs durch Richter Przybilla. 
Wozu das geäußerte merkwürdige Ver­
ständnis für den „Leidensdruck“ wegen 
seiner Arbeitslosigkeit, wenn man Ingo 
K. eh für unschuldig hält? Von Thomas 
H. heißt es da: „Es macht keinen Sinn, 
jemand zu bezichtigen, wenn man selbst 
beteiligt war“. Tatsächlich hat aber 
Thomas H. niemanden angezeigt, son­
dern wie in der Verhandlung festge­
stellt, hatte ein Polizist zufällig in einer 
Kneipe mitgehört, wie der angetrunkene 
Thomas H. mit dem Brandanschlag an­
gab. Ebenfalls nicht unbedingt einleuch- 
\scwd die Bewertung der Aussagen von 
Leuten aus der Prenzlauer Neonazisze­
ne, die Angeklagten hätten vor und nach 
der Tat sich damit gebrüstet. Das Ge­
richt hatte diese Aussagen als unglaub­
würdig eingestuft, weil die Anklagten 
infolge ihrer anfänglichen Geständnisse 
als Verräter angesehen worden seien.

Der Vorsitzende des Zentralrates der 
Juden in Deutschland hat das Urteil in 
einer ersten Stellungnahme denn auch 
als unverständlich bezeichnet und er­
klärt, er habe mit einer Verurteilung als 
Mittäter gerechnet.

Am unbefriedigsten bei dem ganzen 
Skandal bleibt, daß die Haupttäter über­
haupt nie belangt worden sind. Der 
rechtsradikale Hintergrund ist unbehel­
ligt geblieben. Die angeklagten Verge­
hen, für die der Staatsanwalt viereinhalb 
Jahre Freiheitsentzug für Thomas H. 
und drei Jahre Jugendstrafe für Ingo K. 
gefordert hatte, waren Brandstiftung, 
Verstoß gegen das Waffengesetz und 
Sachbeschädigung. Offensichtlich hatte 
die Brandstiftung einen organisierten 
neofaschistischen Hintergrund. Offen­
sichtlich sollte aber ja ein Fanal für Po­
grome gesetzt werden. Dem würde ein 
Tatbestand wie der der Volksverhetzung 
entsprechen. Aber dann hätte man eben 
auch gegen die von den Angeklagten er­
wähnten weiteren ca. 20 Tatbeteiligten 
ermitteln müssen. Klar ist, daß der An­
geklagte Ingo K., dem sein Verteidiger 
sicherheitshalber Schuldunfahigkeit 
wegen „verdeckter Debilität“ hatte at­
testieren lassen, wenn auch nicht 
schwachsinnig, so doch nicht in der La­
ge war, den Anschlag zu planen und aus­
zufuhren. Gerade die bescheinigte 
Lenkbarkeit des Angeklagten macht ja 
die Frage, wer denn aus der faschisti­
schen Szene solche Menschen aufsta­
chelt, umso dringlicher. — (chk)

Berlin

Aktionen gegen 
Obdachlosigkeit
fe-» baldige Räumung auch der anderen sieben 
fe'aragenplätze im Berliner Innenstadtbereich 
-“•rtten deren Bewohner nach der Räumung 
h Checken (Leuschnerdamm).

^ährend aus dem Bezirksamt Kreuz­
arg verlautete, man werde keine Wa­

genburgen dulden, hat der Friedrichs- 
haincr Bezirksbürgermeister seine Zusa­
ge erneuert, die Rollheimer solange am 
Spreeufer zu lassen, bis die Bauarbeiten 
an der Rummelsburger Bucht eine Räu­
mung erfordern. Eine Woche lang führ­
ten die Wohnungslosen Aktionstage 
durch. Unter anderem besuchten sie das 
Friedrichshainer Rathaus, als Makler 
ausstaffiert, und erklärten, daß das Ge­
bäude nunmehr verkauft werden müsse. 
Den Marx-Engels-Platz besetzten sie 
mit Wohnwagen. Die Polizei griff sehr 
schnell und hart durch und räumte den 
Platz wieder. Am 23. Oktober fand zum 
Abschluß der Aktionen eine Demonstra­
tion mit ca. 500 Teilnehmern statt. „Wir 
lassen uns aus der Stadtmitte nicht ver­
treiben. Der Widerstand geht weiter“ 
und der Vorwurf an den Senat, für Re­
gierung und Investoren ein besenreines, 
stromlinienförmiges Berlin übergeben 
zu wollen, war der Tenor auf der Ab­
schlußkundgebung.

Von Senatsseite hatte es geheißen, der 
Verwertungsdruck auf die Grundstücke 
im Innenstadtbereich sei derartig ange­
stiegen, daß die Plätze geräumt werden 
müßten. Früher hatte man sich noch 
mehr Mühe gegeben und in solchen Fäl­
len wenigstens eine Sozialwohnungs­
siedlung projektiert, um die Nützlichkeit 
unter Beweis zu stellen. Vom Verwer­
tungsdruck sind allerdings viele be­
droht, eine Begründung so brutal und of­
fen und weitreichend, daß sich eigent­
lich mehr Leute als die oft unbeliebten 
Obdachlosen betroffen fühlen können.

Ohnehin ist die Obdachlosigkeit ex­
plosionsartig angestiegen. Die Wohl­
fahrtsverbände schätzen inzwischen, 
daß ungefähr 20000 Obdachlose allein 
in Berlin leben. Der Senat hat gerade ein 
Kältehilfeprogramm aufgelegt für 1,14 
Millionen DM, das 142 Notübernach­
tungsplätze vorsieht, drei mehr als im 
letzten Jahr. Im letzten Winter waren 
drei Menschen erfroren. Andererseits 
werden die zahlreichen leerstehenden 
Häuser für die Obdachlosen nicht ge­
nutzt. Im Bezirk Mitte, wo Obdachlose 
kürzlich die Johannisstr. 8 (Leerstand 
seit 1989) besetzt hatten und umgehend 
geräumt wurden, stehen allein 3500 
Wohnungen leer. Das Senatsgeld wird 
für teure „Läusepensionen“ ausgege­
ben. Auf diese Art bleibt es bei dem 
Tropfen auf den heißen Stein, den das 
Senatsprogramm ja nicht einmal bedeu­
tet.

Dabei ist die gestiegene Obdachlosig­
keit, von der inzwischen auch ehemalige 
Angehörige der Mittelschicht betroffen 
werden, nur die Spitze des Eisbergs: In 
Ostberlin zahlen bei den städtischen 
Wohnungsgesellschaften bereits jetzt 
rund 49000 Mieter ihre Miete nicht. 
Etwa 58 Millionen machten die Rück­
stände Ende 1992 aus. In Weißensee ist 
jeder zweite Haushalt verschuldet. Aus­
gerechnet hierhin sollen die Probleme 
der unter Verwertungsdruck stehenden 
Innenstadtbezirke verlagert werden.

Dadurch, daß in Weißensee die Ob­
dachlosen in einem Ghetto konzentriert 
werden, mag das Problem aus dem In­
nenstadtbild verschwunden sein, statt 
gelöst wird es aber noch verschärft. In 
der Pankgrafenstraße soll eine Schwein­
mästerei zu "einem Rollheimerdorf um­
gebaut werden. Bei der Räumung des 
Engelbeckens in Mitte hatte die Sozial­
verwaltung des Senats es so eilig, daß sie 
die geräumten Wagen nach Weißensee 
verbrachte, ohne die dortige Bezirksver­
waltung überhaupt informiert zu haben. 
Außerdem brach sie ihre Zusage, daß 
der Umzug auf freiwilliger Basis erfol­
gen sollte.

Der Umbau des Geländes ist auch 
noch nicht abgeschlossen. Bedrohlich 
klingt die Antwort der Senatssozial­
verwaltung auf die Befürchtung weiterer 
Räumungen, es gebe zur Zeit keine Ter­
mine. — (chk)

Brandenburg weitgehend betroffen. Als 
in der Presse der Name des Ortes Homo 
bei Guben in der Lausitz auftauchte, 
ging es auch um Kohle. Das Dorf Homo 
mit seinen 380 Einwohnern soll dem 
Braunkohlentagebau Jänschwalde 
weichen und devastiert werden. Die 340 
Mio. Tonnen Kohle im Gebiet Homo 
werden für das Kraftwerk benötigt. Die 
Lausitzer Braunkohlen AG (Laubag) 
plant die Umsiedlung der Gemeinde ab 
1998.

Die Erinnerung an die Praxis der 
DDR, da ohne viel Federlesen Orte und 
Landschaften von der Braunkohleförde­
rung aufgefressen wurden und von der 
Landkarte verschwanden, ist präsent. 
Im Ort und in der Gegend regt sich Wi­
derstand gegen die Pläne der Laubag. 
Die Bürger erklären trotzig: „Wir blei­
ben hier“. Homo wird mehr und mehr 
zu einem Symbol des Glaubenskrieges 
zwischen denen, die die Kohle ablehnen, 
und solchen, die die Kohle befürworten.

Die Lausitz war einer der Hauptliefe­
ranten für Kohle und Energie in der 
DDR. Der Primärenergieverbrauch Ost­
deutschlands wurde 1990 zu 68,7 % und 
die Bruttostromerzeugung zu 87,8 % 
durch die Braunkohle gewährleistet. Die 
Tagebaue dieser Gegend förderten jähr­
lich ca. 300 Mio. Tonnen. Industrie­
zweige wie Glasindustrie, Metallurgie, 
Chemie, Keramik und Maschinenbau 
basierten auf Lausitzer Kohle und Ener­
gie. (Quelle: Informationsdienst der 
Landtagsfraktion PDS/LL, „Erhaltung, 
Umstrukturierung und Entwicklung der 
Braunkohleindustrie im Land Branden­
burg“, 1993).

Kohle stellte die Lebensgrundlage für 
rund 300000 Arbeiter und ihre Familien 
im Lausitzer Land dar.

Heute spricht man davon in der Ver­
gangenheit, denn die Braunkohleförde­
rung ging auf 50 %, die Stromerzeugung 
auf ca. 60% und die Briketterzeugung 
auf ca.30% zurück. Von den Beschäf­
tigten in der Braunkohle sind nur noch 
rund ein Sechstel in Lohn und Brot. Von 
den 39 Tagebauen in der DDR haben nur 
fünf bis sechs eine Zukunft. Von 17 Bri- 
kettfabriken werden etwa noch vier wei­
ter produzieren. Auch die anderen Indu­
striezweige werden entscheidend redu­
ziert. Die Region durchlebt eine Roß­
kur, die mit einem starken Identitätsver­
lust einhergeht. Man spricht von einer 
Arbeitslosenquote von 12 -15 %.

Die Ursachen für die tiefe Krise der 
Kohle- und Energiewirtschaft Ost­
deutschlands liegen sowohl in der exten­
siven Ausdehnung des Wirtschaftszwei­
ges in der DDR-Zeit als auch in den Fol­
gen des rücksichtslosen Anschlusses der 
DDR. Das Verdrängen durchaus attrak­
tiver Produkte der ostdeutschen Indu­
strie durch westdeutsche Produkte nah­
men der Braunkohlenindustrie Ost­
deutschlands die Basis. Die vorschnelle 
Währungsunion führte zum Wegfall des 
Ostmarktes. Fehlende Sanierungskon­
zepte der Treuhand forcierten die Dein­
dustrialisierung der Region. Die Kon­
zeptionslosigkeit der Brandenburger 
Regierung verzögerte notwendige Ent­
scheidungen. Experten sind sich darin 
einig, daß zum Überleben der Region 
die Braunkohle notwendig ist und erst 
längerfristig eine Umstellung der Wirt­
schaftsstruktur erreicht werden kann.

Homo charakterisiert im Einzelfall 
das Dilemma der gesamten Region. Will 
man für die Region und die dort leben­

Lausitz

Bleibt die Kohle weg? 
Stirbt die Lausitz?
Erwin Strittmatter läßt Nickel, den „bepischper- 
ten“ Wächter der Grube „Felix“, in seinem Ro­
man der „Laden“ (3. Teil) sagen: „Was ver­
braucht ist, ist verbraucht. Manches kann neu 
gemacht und ersetzt werden, Mohrrüben, Kartof­
feln, Leinöl, aber Kohle bleibt weg, man kann 
den Rauch nicht einfangen und wieder Kohle 
draus machen.“ Von allem, was Nickel aufführt, 
leben die Menschen der Lausitz (Land Branden­
burg) seit Menschengedenken.

Bleibt die Kohle weg, wird das Leben 
der Menschen in der Lausitz im Land

den Menschen Perspektiven schaffen, 
muß die Kohle- und Energiewirtschaft 
als ein Standbein erhalten bleiben. Will 
man sie für Mensch, Umwelt und Natur 
verträglich gestalten, müssen neue Kon­
zeptionen her, um dem Recht der Ein­
wohner auf ihre Heimat und dem Recht 
der Menschen auf Arbeit zu entspre­
chen. Bisher herrschten jedoch Konkur­
renz, Pärteienstreit und Konzeptionslo­
sigkeit vor.

Schließlich zeigen die Auseinander­
setzungen um den Entschluß der Potsda­
mer Stadtverordnetenversammlung zur 
Verwendung von Erdgas statt Lausitzer 
Kohle, wie wenig Durchsetzungsvermö­
gen die Brandenburger Regierung hat. 
Brandenburgs Ministerpräsident Stolpe 
gibt zu, daß er die Härte des Wettbe­
werbs zwischen den „Giganten der 
Energie“ unterschätzt hat.

Probleme bringen auch die Fusionsab­
sichten zwischen Berlin und Branden­
burg. Steht heute die Forderung, die 
Grundlastversorgung Berlins mit preis­
günstigem Strom aus der Lausitz zu be­
werkstelligen, sind neue Interessenkon­
flikte vorprogrammiert.

Die Zukunft Homos und die der ge­
samten Lausitz ist nur zu sichern, wenn 
sowohl für diese Region als auch für die 
gesamte Energiepolitik eine Umstruktu­
rierung angestrebt und für die nächsten 
Jahrzehnte der Braunkohle eine Chance 
gegeben wird. — (abe)

Brandenburg

Rechte Parteien zur 
Wahl zugelassen
Das Land Brandenburg macht in Deutschland 
keine Ausnahme. Auch hier sind die rechten Or­
ganisationen präsent und versuchen, sich auszu­
dehnen.

Rechtsextremismus und Rechtsradika­
lismus agieren öffentlich und frei, er 
nimmt zunehmend Einfluß auf die politi­
schen Auseinandersetzungen. Es wird 
unmerklich-eine Tendenz zur Anpas­
sung an rechtspopulistisches Gedanken­
gut erzeugt, und rechtsextremistische 
Organisationen betreiben demagogisch 
Politik mit der sozialen Situation im 
Lande. Sie spekulieren mit der zuneh­
menden Arbeitslosigkeit im Osten 
Deutschlands und argumentieren mit 
Zahlen aus der jüngsten Geschichte der 
Bundesrepublik: In der Wirtschaftskrise 
1966/67 seien 500000 Gastarbeiter 
nach Hause geschickt worden und später 
1982 nochmals 300000. Die Aktivitäten 
der Treuhand werden als Skandal be­
zeichnet und populistisch verkündet, 
daß die „Interessen von Arbeitnehmer­
innen nicht zählen“ (aus einem Flugblatt 
der „Republikaner“).

In Brandenburg organisieren sich 
rechtsradikale Organisationen flächen­
deckend. Sie versuchen, ihre Strukturen 
landesweit aufzubauen. Sie existieren in 
Gestalt von Dachverbänden wie der „Li­
ga für Volk und Vaterland“. Zielgerich­
tet werden Mitgliederwerbungen durch­
geführt und Sympathisanten gesucht. In 
speziell geschaffenen Gruppen betrei­
ben sie eine intensive Jugendarbeit. Be­
gleitet wird diese Organisationsarbeit 
vom massenhaften Verbreiten von Pu­
blikationen. Der „Angriff ‘ strebt eine

Auflage von 100000 Exemplaren an. 
Verstärkt treten sie mit Veranstaltungen 
an die brandenburgische Öffentlichkeit 
wie in Eberswalde, wo die Republikaner 
beabsichtigten, ihren Landesparteitag 
durchzuführen. Zu diesem Parteitag hat­
ten sich rund 150 Teilnehmer angemel­
det. Das Polizeipräsidium von Ebers­
walde verbot die Veranstaltung, weil öf­
fentliche Ordnung und Sicherheit ge­
fährdet waren. Nach offiziellen Anga­
ben des Brandenburger Verfassungs­
schutzes gibt es 1200 rechtsorientierte 
Personen, von denen die Hälfte als ge­
waltbereit eingestuft wird. (Informa­
tionsdienst der Landtagsfraktion der 
PDS/LL, „Rechtsextremismus in Bran­
denburg“, Aktuelle Stunde am 1. Sep­
tember im Landtag Brandenburg).

Verbunden mit der Ausweitung der 
Aktivitäten rechtsextremistischer Grup­
pen sind Ausschreitungen und Provoka­
tionen der verschiedensten Art. Sie ge­
hören mittlerweile zum politischen All­
tag im Lande Brandenburg. Vom Innen­
minister Brandenburgs Ziel (SPD) wer­
den für das erste Halbjahr 1993 357 
rechtsextremistische Straftaten genannt. 
Das entspricht den Zahlen des Vorjah­
res. Darunter wurden 134 fremden­
feindliche Straftaten festgestellt. Es 
wird gegen 399 Tatverdächtige ermit­
telt.

Brandenburg kam im Zusammenhang 
mit rechtsextremistischen Aktivitäten 
ins Gespräch, als 1992 ein Brandan­
schlag auf die jüdische Baracke des ehe­
maligen faschistischen Konzentrations­
lagers Sachsenhausen verübt wurde. 
Weitere Ereignisse wie der Mord an 
dem mosambikanischen Staatsbürger in 
Eberswalde, der Anschlag auf das Asyl­
heim in Dolgenbrodt und andere kamen 
hinzu. Die Vorkommnisse in Dolgen­
brodt sind schwerwiegender Natur, da 
die Rechtsextremisten agieren konnten, 
ohne daß ihnen jemand in den Arm fiel. 
Rostock-Lichterhagen ist dazu fast eine 
Parallele. Die Bürgermeisterin des Ortes 
äußerte, daß die Dorfgemeinschaft 
„darüber nicht sehr traurig war“ und 
„nach dem Anschlag Ruhe war“, womit 
die Anwesenheit der Asylanten im Dorf 
gemeint war. Politische Beobachter in 
Potsdam befürchten nicht grundlos, daß 
Teile der Bevölkerung den Rechtsextre­
men zumindest heimliche Übereinstim­
mung entgegenbringt. Die soziale Lage 
und vor allem die Beschäftigungslosig­
keit unter Jugendlichen ließ die Zahl ju­
gendlicher Täter nach oben schnellen. 
Justizminister Bräutigam (parteilos) 
sprach auf der zitierten aktuellen Stunde 
des Landtages von 155 Jugendlichen, 
die sich in Untersuchungshaft befinden. 
Das seien dreimal soviel wie 1992.

Alle gesellschaftlichen Kräfte Bran­
denburgs, einschließlich aller politi­
scher Parteien, sind sich einig, daß ge­
gen den wachsenden Einfluß rechtsex­
tremistischer Parteien und Gruppen ge- 
meinsame Aktivitäten erforderlich sind. 
Jedoch stehen diesen Beteuerungen, vor 
allem von den Parteien der Regierungs­
seite, nicht immer die entsprechenden 
Taten gegenüber. Manche Schritte er­
scheinen halbherzig und stehen unter 
Kritik der Öffentlichkeit. Für die Kom­
munalwahlen am 5.12.1993 in Bran­
denburg wurden z.B. die „Deutsche Li­
ga für Volk und Heimat“ (DL), die 
„Deutsche Soziale Union“ (DSU) und 
„Die Republikaner“ zugelassen. Wa­
rum das?— (abe)

Erfurt, 12.10.93: Eine der zahlreichen „5 vor 12“-Aktionen in Thüringen gegen Betriebsschließungen durch Treuhand, Regierung und West-Konzerne.
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„Es geht 
auch anders“
AG PDS/LL westliche Bundesländer 
berät über die kommenden Europawahlen. 
Ein Bericht von Andreas Grünwald
und Harri Grünberg

Zwei läge vor Inkraftreten des 
Maastrichter Vertrages und einige 
Tage nach der Entscheidung des euro­

päischen Rates für Frankfurt/Main als 
Sitz des EWI und der EZB fand am 30. / 
31.10.93 in eben dieser Stadt die 2. 
Bundesdelegiertenkonferenz der Ar­
beitsgemeinschaft PDS/Linke Liste 
westliche Bundesländer statt. Mitglieder 
dieser am 22. Mai in Bonn gegründeten 
PDS-Arbeitsgemeinschaft sind die 8 
westdeutschen Landesverbände der 
PDS/Linke Liste, deren rund 1000 Mit­
glieder und Förderer in Frankfurt durch 
45 Delegierte vertreten waren. Thema 
der Konferenz: Die Haltung der PDS / 
Linke Liste zu den anstehenden Europa­
wahlen im Juni ’94 und die Beschlußfas­
sung über die „Grundlinien der Wahl­
strategie für die westlichen Bundeslän­
der“, ein Dokument, das als Vorlage 
durch den Arbeitsausschuß der Arbeits­
gemeinschaft — Gunhild Böth (NRW), 
Harald Werner (Bremen/Niedersach­
sen), Heike Schmüser und Harri Grün­
berg (Hessen), Andreas Grünwald, 
Claudia Gohde und Horst Bethge (Ham­
burg) und Kristina Kamph (Schleswig- 
Holstein) — erarbeitet worden war.

Neben dem Berliner Landesparteitag, 
der am selben Wochenende stattfand, 
markiert auch die Frankfurter Konfe­
renz einen weiteren Schritt in der Kon­
kretion der Wahlstrategie der PDS für 
das Wahljahr 1994.

Schon zu Beginn setzte Silvia Yvonne 
Kaufmann, stellvertretende Bundesvor­
sitzende der PDS und Vertreterin der 
PDS im Europaparlament, Akzente:

Die PDS werde sich im europäischen 
Wahlkampf für ein friedliches, demo­
kratisches und soziales Europa einset­
zen. Wir sind für die europäische Ein­
heit, aber „wir sind gegen das Europa ä 
la Maastricht“, wie es in Bonn „in einer 
großen Euro-Koalition“ aller anderen 
Parteien auf den Weg gebracht wurde. 
Silvia Yvonne Kaufmann betonte die be­
sondere Bedeutung der Europawahlen, 
die diese für die PDS haben, da es im 
Wahljahr 1994 ja darum gehe, die 5- 
Prozent-Hürde zu nehmen. Zum Karls­
ruher Richterspruch führte sie aus: „Die 
Botschaft von Karlsruhe ist im Kern die 
Rehabilitation des Nationalstaates, den 
Schäuble auf dem jüngsten CDU-Partei­
tag als »Schutz- und Schicksalsgemein­
schaft* charakterisierte.“ Der europäi­
sche Prozeß werde unter ein „national­
staatliches Kuratel“ gestellt. Notwendig 
sei es nun, eine Politik zu entwickeln, 
die von diesen neuen Bedingungen aus­
gehe. Die Beförderung linker Zusam­
menarbeit in (West-) Europa stehe auf 
der Tagesordnung. Es sei die Pflicht al­
ler linken Kräfte in Westeuropa, dem 
„ungehemmten Angriff* rechter und 
konservativer Kräfte auf erkämpfte so­
zialstaatliche Regelungen, gewerk­
schaftliche Rechte und der weiteren Mi­
litarisierung der Politik, dem anwach­
sendem Rassismus und Nationalismus 
entgegenzutreten. Dies setze aber „für 
alle voraus, die politischen Unterschied­
lichkeiten bewußt anzunehmen“ und in 
einen produktiven internationalen Pro­
zeß der inhaltlichen Diskussion zu tre­
ten. In diesem Zusammenhang knüpfte 
die stellvertretende PDS-Vorsitzende 
Hoffnungen an das für Anfang ’94 in 
Barcelona vereinbarte Treffen linker 
und grüner Parteien. Hier müsse es dar­
um gehen, auch zu gemeinsamen Posi­
tionen zu gelangen. Ein Gedanke, der 
auch von dem anwesenden Vertreter der 
FKP sowie den Vertreter der „Vereinig­
ten Linken“/Kommunistischen Partei 
Spaniens geteilt wurde.

Die anschließende Diskussion um die­
se Fragen ist auch insofern von Interes­
se, als daß es hier ja auch Grundfragen 
der gesamten wahlpolitischen Strategie 
der PDS/Linke Liste mit angesprochen 
sind. Eine Partei wie die PDS, die als 
linke Oppositionspartei in den neuen 
Bundesländern über realen Massenein­

fluß verfügt, sich bei den anstehenden 
Kommunalwahlen in Brandenburg be­
rechtigte Hoffnungen auf ein sehr gutes 
Ergebnis macht, kann und will es sich 
nicht leisten, ihre politische Positionen 
nur auf Verteidigungspositionen zu be­
schränken. Sie darf nicht verharren bei 
einer Politik, die nur konsequenter als 
die SPD ist bei der Abfederung der so­
zialen Krise. Es besteht die zwingende 
Notwendigkeit, auch über sehr präzise al­
ternative Pölitikentwürfe nachzudenden.

Und: Gilt dies nicht auch für die ge­
samte Linke umso mehr, in einer Zeit, 
da Unterschiede zwischen Teilen der 
staatstragenden Rechten (CSU) und der 
offen rechtspopulistischen und faschisti­
schen Gruppen allmählich verwischen, 
in der auch SPD und GRÜNE in ihrer 
Wirtschafts- und Sozialpolitik die Leit­
gedanken neoliberaler und neokonserva­
tiver Politik Schritt um Schritt überneh­
men, andererseits die Folgen einer tiefen 
Wirtschaftsrezession lange nicht über­
wunden sind, im Gegenteil durch den 
qualitativen Umbau der Produktions­
weise (lean production) nicht nur ein 
weiteres Ansteigen der Massenarbeits­
losigkeit zu befürchten ist, sondern auch 
andere gesellschaftliche Bereiche, wie 
z.B. die Bildungspolitik, mit zum Ge­
genstand eines reaktionären Umbaus 
werden (lean education) ?

Drei Jahre nach Herstellung der Deut­
schen „Einheit“ haben sich die Lebens­
verhältnisse im Osten sowie im Westen 
Deutschlands verschlechtert. Die BRD 
befindet sich in einer tiefen Rezession. 
Schon jetzt sind über 5 Mio. Menschen 
arbeitslos, und die Talsohle ist noch 
längst nicht durchschritten. Die Regie­
rung Kohl und die sie tragenden Unter­
nehmer nutzen die Krise, um das Land 
umfassend umzugestalten. Zur Zeit voll­
ziehen sich in der BRD, ohne daß es zur 
umfassenden Gegenwehr kommt, ein­
schneidende Veränderungen. Unter der 
Meinungsführerschaft der konservati­
ven Kräfte kippt das Land nach rechts 
ab. Gewerkschaften, Linke sowie sozia­
le Bewegungen befinden sich in der De­
fensive. Gestärkt wird die Offensive der 
konservativen Kräfte durch das Zurück­
weichen, wenn auch in unterschiedli­
chem Maße, von SPD und Grünen.

Die alte sozialstaatlich verfaßte BRD, 
mit ihren erkämpften demokratischen 
und liberalen Spielräumen und ihrer au­
ßenpolitischen „Selbstbeschränkung“, 
soll einer neuen Republik weichen. An 
ihrer Stelle könnte ein autoritärer, natio­
nalistischer, aber zumindest deutsch- 
tümelnder, rechtslastiger Staat treten. 
Es gibt kaum einen Bereich in Politik 
und Gesellschaft, der von tiefen Er­
schütterungen ausgespart bliebe.

In dieser Situation ist ein Widereinzug 
der PDS in das Europa- und das Bundes­
parlament an sich schon ein strategi­
sches Etappenziel für die gesamte Lin­
ke, auf dem Weg zu einer konsequenten 
Gegenwehr. Die Konferenz gab mit der 
Verabschiedung der „Grundlinien .. .** 
als Arbeitsgrundlage für den Wahl­
kampf (bei lediglich 2 Gegenstimmen) 
hierzu eine eindeutige Antwort.

Vor diesem Ergebnis wurden auf dem 
Kongreß z.B. folgende Fragen disku­
tiert:

Ist es das alte „Mitteleuropakonzept“ 
der Herrschenden, das nun, trotz gewan­
delter internationaler Verhältnisse, zum 
realen Verständnis deutscher Groß­
machtpolitik beiträgt oder ist nicht seit 
den 2 4- 4-Vereinbarungen eine völlig 
neue Qualität in den internationalen Ver­
hältnissen erreicht, gab es hier nicht eine 
Zäsur? Andrea Lederer (Bundestags­
gruppe) warf gleich zu Beginn die Frage 
auf, ob es für die Linke Sinn mache, so 
etwas wie eine linke europäische Idee zu 
diskutieren? Umgekehrt: Kann sich 
eine linke Opposition überhaupt positiv 
auf Europa beziehen? (So die Frage 
eines Hamburger Delegierten.) Und 
kann sich nicht die Forderung nach einer
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Stärkung des Europaparlaments dann als 
Bumerang erweisen, wenn die aktuelle 
Politik gegenwärtig gekoppelt ist mit 
einer zunehmenden Entmachtung von 
Lokal- und Landesparlamenten? Was ist 
das überhaupt für ein Europa, das sich 
dort herausbildet? Ist nicht gerade die 
Europäische Union zu dem Instrument 
deutscher Großmachtpolitik geworden, 
sowohl ökonomisch, wie politisch und 
militärisch? Ein hessischer Delegierter 
war hier skeptisch und stellte die Gegen­
frage: Was wäre die Alternative zu 
Europa? — Die Gefahr eines deutschen 
Sonderweges? Ein anderer Delegierter: 
Wenn wir uns gegen Maastricht wen­
den, wie setzen wir uns politisch-inhalt­
lich gegen die reaktionäre Rechte und 
ihre Anti-Maastricht-Politik ab? In der 
Analyse blieben die Positionen wider­
sprüchlich. Aber für die politischen 
Schwerpunkte konnte durchaus ein ge­
meinsamer Ansatz gefunden werden.

Eine vorläufige politische Formel, auf 
die sich die Delegierten nach langanhal­
tender Diskussion z.B. in der Arbeits­
gruppe 1 („Die Rolle Deutschlands im 
neuen Europa ..:) verständigen konn­
ten, kann diesbezüglich etwa wie folgt 
skizziert werden:

Wenn wir zum Beispiel so etwas wie 
eine europäische Deklaration der Linken 
diskutieren, so muß es uns darum gehen, 
unsere politischen und sozialen Bedürf­
nisse eindeutig zu definieren und einzu­
fordern. Aber eine reine Sozialcharta 
etwa, die lediglich die Angleichung der 
sozialen Verhältnisse in Europa einfor­
dert, selbst dann, wenn sie das höchste 
Niveau meint, wäre nicht nur langwei­
lig, sondern zugleich konservativ wie 
unrealistisch. Es müsse darum gehen, 
einen politischen Entwicklungsweg zu 
thematisieren, dessen Gegenstand nicht 
von der gegenwärtigen Verfaßtheit der 
Produktionsverhältnisse und Produk­
tionsweisen ausginge, sondern eine neue 
Art der Produktion, Konsumtion und 
Verteilung einfordere. Diese Deklara­
tion müsse dann aber auch in Bezug ge­
setzt werden zu den realen politischen 
Konflikten und zu den gegebenen politi­
schen Instrumenten. Das Europaparla­
ment habe zum Beispiel in der Frauen­
politik eine relativ gute Arbeit geleistet. 
Das Problem bilde hier eher die Euro­
päische Kommission, die absolut nichts

täte. Die PDS/Linke Liste sollte in ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit, in ihren politi­
schen Konzeptionen nachweisen, daß es 
in der Politik anders geht. Es gibt eine 
politische Alternative zu neokonservati­
ver Politik der Militarisierung, des reak­
tionären Umbaus der Sozialpolitik, wie 
sie durch Bundesregierung und etablier­
te Parteien realisiert werden.

Mit diesem Ansatz war, zumindest 
was seine beiden ersten Teile anbetrifft, 
in gewisser Weise eine politische For­
mel gefunden, auf die sich dann zahlrei­
che Delegierte auch in der Plenardiskus­
sion zu den „Grundlinien der Wahlstra­
tegie“ bezogen, die am zweiten Konfe­
renztag diskutiert wurde. Natürlich wur­
den bei der Formulierung dieses Papiers 
auch politische Kompromisse gemacht. 
Aber am Ende der Debatte bestand weit­
gehende Übereinstimmung darin, daß es 
als Arbeitsgrundlage für die weitere 
Konkretisierung der Wahlpolitik in 
Westdeutschland ein vernünftiges In­
strument ist. Die Wahlsstrategie, die 
sowohl Grundlage für die Vorbereitun­
gen der Europa- wie der Bundestags­
wahl sein soll, benennt 5 Schwerpunkte: 
Arbeitsplätze und Sozialstaatlichkeit er­
halten ; den Zerfall der Gesellschaft auf­
halten, für eine demokratische und hu­
manistische Orientierung in der Innen­
politik; den ökologischen Umbau der 
Gesellschaft beginnen; Bildung und 
.Kultur für alle — für eine Wissenschaft 
in gesellschaftlicher Verantwortung; für 
eine friedliche und solidarische Ent­
wicklung der Welt. Die bayerische De­
legation forderte in einem eigenen An­
trag, diese Schwerpunktsetzung dahin­
gehend zu präzisieren, daß der Ausein­
andersetzung mit Rassismus und Natio­
nalismus, rechtsradikalen, populisti­
schen und faschistischen Organisationen 
als weiterer Schwerpunkt begriffen wer­
den müsse. Ein Gedanke, der weitge­
hend unstrittig war. Ihr Antrag geht so­
mit als weiteres Arbeitsmaterial in die 
konkrete Tätigkeit der Wahlkampflei­
tung West mit ein. Ebenso die von zahl­
reichen Delegierten geforderte Aufnah­
me eigener Aktivitäten gegen die reak­
tionäre Politik der „geistig-moralischen 
Wende“, die insbesondere das Recht auf 
Selbstbestimmung von Frauen immer 
massiver einschränkt. Zu recht wurde 
darauf verwiesen, daß ein ideologisches

Kernstück neokonservativer Politik die 
sogenannte Familienpolitik sei, die die 
Verdrängung von Frauen zum Gegen­
stand habe.

Übereinstimmung bestand ebenfalls 
darin, 1994 alles dafür zu tun, daß die 
PDS erneut den Einzug sowohl ins euro­
päische Parlament wie auch in den Bun­
destag schafft. Die 5-Prozent-Hürde 
müsse gesamtdeutsch überwunden wer­
den. Hierin läge eine politische Verant­
wortung auch für Westlinke. Dies habe 
aber zur Konsequenz, in neuer Weise an 
die Vorbereitungen für den Wahlkampf 
zu gehen und sich für ein viel breiteres 
Wählerinnenpotential zu öffnen als bis­
her und somit auch neue Formen der 
Wahlkampfführung zu erproben. Exakt 
in diesem Zusammenhang steht der Vor­
schlag, besondere Anstrengungen in die 
Entwicklung von Wählerinneninitiati­
ven zu setzen, in denen sich insbesonde­
re auch Nichtmitglieder, Menschen aus 
anderen sozialen und politischen Zu­
sammenhängen engagieren, die ihrer­
seits dazu beitragen möchten, daß auch 
nach dem 23.10.94 (dem vermuteten 
Termin für die Bundestagswahlen) eine 
linke und dann gestärkte sozialistische 
Opposition im Parlament vertreten 
bleibt. Die Wahlstrategie hebt hervor, 
daß „der Wiedereinzug einer gestärkten 
PDS-Fraktion in den Bundestag und in 
das Europaparlament (...) auch für die 
Entfaltung neuer außerparlamentari­
scher Aktivitäten einen besseren Boden 
bereitet“. Einen prinzipiellen Wider­
spruch zwischen der Entwicklung eman­
zipatorischer Aktion vor Ort und der 
Führung eines linken Wahlkampfes sa­
hen die Delegierten nicht.

Die Delegiertenkonferenz beschloß in 
Vorbereitung des für März geplanten 
Bundesparteitages der PDS, der sowohl 
Wahlparteitag für die Europa- wie für 
die Bundestagswahlen sein soll, im Ja­
nuar 1994 erneut zusammenzutreten 
Dann soll die Diskussion zu den dann 
vorliegenden Europawahl- und Bundes- 
tagswahlprogrammen geführt, ggf. auch 
ein eigener Wahlaufruf beschlossen uaJ 
über Vorschläge für die Bundesliste rc: 
Europawuhl befunden werden.

(Harri Grünberg ist Landesgeschäft^xrer & 
PDS/LL in Hessen, Andreas Grün^J is: Lr 
desgeschäfisfilhrer der PDS/LL in Hastet)
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Konferenzdokumente
der WEU, der NATO oder der UNO 
eingesetzt werden.
* Die Europäische Einigung vollzieht 
sich nach dem Gesetz von Markt und 
Bürokratie.

Grundlinien d. Wahlstrategie 
im Westen (Auszöge)

I. Die politische Lage
pj- die gegenwärtige Entwicklung ist 
(vpisch, daß die Richtung der Politik 
,-xdrjüg von den Neokonservativen 
gegeben wird. CDU/CSU und FDP 
c.-linieren sowohl die Probleme, als 

die Lösungen, während die SPD 
Anpassung nach der anderen voll­

zieht. Die Anpassung der Grünen erfolgt 
widerstrebender und widersprüchlicher, 
aber auch sie befinden sich tendenziell 
Lu Sog der konservativen Grundströ- 
r.jng. Im Windschatten dieser Entwick­
lung wächst die extreme Rechte, die 
einerseits mit den Unionsparteicn kon­
kurriert, sie andererseits aber auch wei­
ter nach rechts treibt. Andererseits 
wächst aber auch die Unzufriedenheit 
mit den Lösungsansätzen der herrschen­
den Rirteien. Lokal und regional und in 
einzelnen Politikbereichen flackert Wi­
derstand auf.

Die politische Logik der Neokonser­
vativen richtet sich gegen die politisch 
dämpfende Regulierung des Kapitalis­
mus, zielt auf Privatisierung, will den 
Sozialstaat umbauen/beseitigen, die 
Gewerkschaften schwächen und solida­
rische Werte durch individuelle Orien­
tierungen ersetzen. Auf die gleiche Wei­
se werden die Bereiche Kultur, Bildung 
und Wissenschaft umgebaut.

Dieser grundlegende Umbau der Ge­
sellschaft verbindet sich mit nationaler 
Überheblichkeit, Militarisierung der 
Außenpolitik und dem Ringen um eine 
neue Weltmachtstellung der BRD.

Der Erfolg dieser Politik wurzelt 
einerseits darin, daß sie sich parallel zu 
tiefgreifenden Umbrüchen in der Pro­
duktionsweise entwickelt und somit 
scheinbar reale Sachzwänge auf ihrer 
Seite hat. Der Zusammenbruch der 
staatssozialistischen Systeme bewirkte 
zudem, daß die bisherigen gesellschaft- 
(icbstw Alternativen im öffentlichen Be-

1 wußtsein an Glaubwürdigkeit verloren 
| haben, so daß die kapitalistische Moder­

nisierung als Reformbewegung darge­
stellt werden kann.

; Diese scheinbare Sachzwanglogik fin- 
I det immer größere Akzeptanz in der Öf­

fentlichkeit, weil die unübersehbaren 
Probleme nun auch wirkliche Zwänge 
schaffen. Die Union spricht mit ihrer 
Schwerpunktsetzung „Sicherung des 

I Produktionsstandortes Deutschland“
den Kem von realen Massenängsten an, 
und niemand kann dieser Herausforde­
rung ausweichen. Diese Situation hat 
auch die SPD und selbst große Teile der 
Gewerkschaften zur Nachtrabpolitik ge­
zwungen, weil sie Grundaussagen des 

| neokonservativen Modernisierungskur­
ses teilen und lediglich um soziale Abfe­
derung ringen, ohne der „Sachzwanglo­
gik“ eine andere entgegenzusetzen.

Welche politischen 
Schwerpunkte setzen wir ?

! Den Zerfall der Gesellschaft aufhalten, 
für eine demokratische und humanisti­
sche Orientierung der Innenpolitik
♦ Bundesregierung und Kapital zerstö­
ren die Produktivkraft und die Kreativi­
tät der Gesellschaft, indem sie immer 

i mehr Menschen ins Elend stoßen und ih­
re Schöpferkraft brachliegen lassen.
* Gewaltbereitschaft, Kriminalität,

1 fremdenfeindliche und rassistische Aus­
schreitungen, Drogenmißbrauch, Kin­

desmißhandlungen, Frauenfeindlichkeit 
und Egoismus nehmen zu, weil die neo­
konservative Politik die Wolfsmoral des 
kapitalistischen Egoismus zum Leitmo­
tiv ihrer Politik macht.
* Der Paragraph 218 gilt weiter. Selbst 
die Fristenlösung wurde durch das Bun­
desverfassungsgericht abgelehnt.
* Das Schlagwort von der „Inneren Si­
cherheit“ ist zu einem Synonym für 
Demokratieabbau schlechthin gewor­
den. Die wachsende Angst in der Bevöl­
kerung vor sozialer Entsicherung, vor 
verschärfter Konkurrenz auf dem Ar­
beitsmarkt und vor der Zunahme von 
Gewalt in der Gesellschaft wird in dema­
gogischer Weise zur Einführung von 
mehr Überwachung („Lauschangriff“), 
Polizei und schärferen Gesetzen ge­
nutzt.
* Rechtsextremistische und rassisti­
sche Gewalt wurde durch die Abschaf­
fung des Asylrechtes im Nachhinein ge­
rechtfertigt. Ein großer Teil dieser Ge­
sellschaft — Menschen ohne deutschen 
Paß — ist nach wie vor von der Teilhabe 
bürgerlicher Rechte, wie z.B. der Aus­
übung des Wahlrechts ausgegrenzt.
* Die Bundesregierung macht das Ver­
fassungsgericht zum Spielball ihrer In­
teressen.

Deshalb fordert die PDS:
* Sicherheit für die Menschen darf 
nicht mit den Mitteln des Polizeistaates 
und der Verletzung von demokratischen 
Grundrechten durchgesetzt werden. Wir 
sind für eine offene, tolerante und soli­
darische Gesellschaft, die nicht erst die 
Kriminalität, sondern in erster Linie ih­
rer Ursachen bekämpft. So geht es auch 
nicht um „innere“, sondern um öffentli­
che Sicherheit.
* Das Recht auf Selbstbestimmung der 
Frauen, ersatzlose Streichung des Para­
graphen 218, Frauenförderungspro­
gramme, Quotierung in allen gesell­
schaftlichen Bereichen.
* Gleichstellung gleichgeschlechtli­
cher Lebensgemeinschaften.
* Für Menschen in Not müssen die 
Grenzen geöffnet werden. Die doppelte 
Staatsbürgerschaft muß eingeführt und 
das Staatsbürgerschaftsrecht geändert 
werden. Alle Menschen, die hier leben, 
müssen auch das uneingeschränkte 
Wahlrecht haben.
* Entkriminalisierung des Drogenge­
brauchs.
* Reform des Strafrechtes und des 
Strafvollzugs.
* Verfassungsreform und Einführung 
von Elementen direkter Demokratie wie 
Volksbegehren, -befragungen und 
Volksentscheide sowie Direktwahlen.
* Verbot der neonazistischen Organi­
sationen und Parteien.
(Es folgen die Kapitel: „Den ökologi­
schen Umbau der Gesellschaft begin­
nen“ und „Bildung und Kultur für alle 
—für eine Wissenschaft in gesellschaft­
licher Verantwortung “)

Für eine friedliche und solidarische Ent­
wicklung der Welt
* Nach dem Ende des Ost-Wst-Kon- 
flikts gibt es, bis nach Europa hinein, 
mehr kriegerische Konlikte als zuvor. 
Die Bundesregierung definiert ihre in­
ternationale Rolle ausschließlich militä­
risch und strebt durch die Beteiligung an 
UN-Einsätzen und einen Sitz im UNO- 
Sicherheitsrat nach einer Weltmachtrol­
le.
* Der Einsatz deutscher Soldaten in al­
ler Welt wird wieder salonfähig ge­
macht. Sie sollen zukünftig im Rahmen

* Gegen die zunehmenden Probleme 
der „Dritten Welt“ und Osteuropas 
wird eine Politik der Abschreckung und 
Abschottung betrieben (Festung Euro­
pa).
* Die internationalen Beziehungen 
werden zunehmend militarisiert.

Deshalb fordert die PDS:
* Deutsche Verantwortung in der Welt 
muß in einem Verzicht auf jegliche mili­
tärischen Mittel in der Außen- und 
Sicherheitspolitik bestehen. Keine deut­
sche Beteiligung an Blauhelmeinsätzen.
* Abschaffung der Wehrpflicht und al­
ler Zwangsdienste. Demobilisierung der 
Bundeswehr als erster Schritt für ihre 
Abschaffung. Die durch Abrüstung frei­
werdenden Mittel müssen sozialen Auf­
gaben zugeführt werden. Rüstungskon­
version.
* Es muß ein Konfliktregulanum nach 
dem Modell der KSZE geschaffen wer­
den.
* Die BRD muß ihre Verpflichtung, 
0,7 % des Bruttoszialprodukts für Ent­
wicklungshilfe an die UNO abzuführen, 
endlich einhalten bzw. diesen Satz erhö­
hen.
* Ein Schuldenmoratorium für die ar­
men Länder.
* Verbot von Rüstungsexporten als 
Beginn des Verbots von Rüstungspro­
duktion.

2. Die Rolle der PDS / Linke Liste
Die PDS ist erstens die bedeutendste po­
litische und soziale Institution, die aus 
dem Zusammenbruch der DDR hervor­
ging und in die Bundesrepublik über­
nommen wurde. Im positiven wie im ne­
gativen Sinne wird sie deshalb noch lan­
ge den Charakter einer Nachfolgeorga­
nisation haben. Immer weniger eine 
Nachfolgepartei der SED, aber immer 
mehr eine soziale und politische Nach­
folgeinstitution der DDR. Zweitens ist 
sie die einzige reale Ostpartei, nachdem 
auch das Bündnis 90 in den West-Grü­
nen aufging. Drittens ist die PDS/Linke 
Liste seit 1953 die erste sozialistische 
Parlamentsvertretung im Deutschen 
Bundestag. Viertens gibt es mit der PDS 
seit 1956 erstmals wieder eine linke 
Massenpartei in der BRD und fünftens 
werden SPD und Grüne in den I%rla- 
menten immer weniger zu Ansprech­
partnerinnen außerparlamentarischer 
Bewegungen und Gewerkschaften.

All diese Momente machen die PDS 
zu einer Ausnahmeerscheinung, die ih­
ren Platz im Westen allerdings erst noch 
zu erobern hat. Sie kann dies aber nur, 
wenn sie im gegenwärtigen Parteien­
spektrum v.a. in die Wählerinnengrup­
pierungen von SPD und Grünen ein­
bricht. Denn ihre zukünftige Akzeptanz 
als neue Linkspartei hängt in entschei­
dendem Maße von den Ergebnissen des 
Wahljahres 1994 ab. Obwohl das in Be­
wegung geratene Parteienspektrum die 
Chancen der PDS erhöht, werden diese 
Chancen erheblich verspielt sein, wenn 
sie aus dem Bundestag ausscheidet.

Die Mehrzahl der Westlinken, Frie­
densbewegte, engagierte Demokratin­
nen verharren noch in Enttäuschung, 
sind um Utopien ärmer, arbeiten ihre 
subjektive Vergangenheit auf oder sind 
von Gewerkschaften, der SPD und den 
Grünen enttäuscht. Viele „privatisie­
ren“ oder sind nur dann aktiv, wenn sich 
ihr Einsatz unmittelbar lohnt. Anderer­
seits wächst in zahlreichen sozialen Be­
wegungen die Sorge um die politische 
Entwicklung. Aber es fehlt für viele der 
politische Ansatz, latent vorhandenes 
Protestverhalten (im Stadtteil, im Be-

trieb u.a.) auch im Rahmen dauerhafter 
Aktivitäten wieder politisch wirkungs­
voll zu entwickeln.

Der Wiedereinzug einer gestärkten 
PDS-Fraktion in den Bundestag und in 
das Europaparlament wird auch für die 
Entfaltung neuer außerparlamentari­
scher Aktivitäten einen besseren Boden 
bereiten ...
(Angenommen als Grundlage der weiteren Pla­
nung und Arbeit)

Antrag der 
PDS /LL Bayern
Schwerpunkte und konkrete Forderun­
gen im Wahlkampf
Deutschland und Europa befinden sich 
mitten in einer kapitalistischen Wirt­
schaftskrise. Die Verantwortung für die 
Lösung bzw. Verschärfung dieser Krise 
tragen die Bundesregierung und die Un­
ternehmerschaft, die im wesentlichen 
über die Produktionsmittel, die Arbeits­
kräfte und deren Einsatz entscheidet.

Wir Sozialisten und Sozialistinnen 
wenden uns dagegen, daß die Regierung 
und Kapital versuchen, die Krise allein 
auf Kosten der arbeitenden Menschen 
und der Arbeitslosen auszutragen. Die 
Untemehmerklasse versucht sogar, sich 
in dieser Krise zusätzlich zu bereichern: 
Die Forderungen nach Lohnverzicht 
und längeren Arbeitszeiten weisen in 
diese Richtung. Wir Sozialistinnen und 
Sozialisten sind uns mit der Mehrheit 
der Bevölkerung einig, daß die wirkli­
che Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und Armut eine zentrale Aufgabe unse­
rer Zeit ist. Wir unterstützen die Ge­
werkschaften in ihrem Abwehrkampf, 
insbesondere beim Kampf um Arbeits­
zeitverkürzung. Unser Ziel ist nicht nur 
das formale Recht auf Arbeit, sondern 
die Verteilung der Arbeit auf alle Hän­
de, also die völlige Beseitigung der Ar­
beitslosigkeit.

Die PDS/Linke Liste sieht es als ihre 
Aufgabe an, den außerparlamentari­
schen Widerstand gegen Sozialabbau, 
Arbeitsplatzvemichtung, Rechtstrend 
und großdeutschen Nationalismus zu 
unterstützen und zu fördern. Wir wollen 
und werden im Parlament einen aktiven 
Beitrag zur Herausbildung und Unter­
stützung einer gesellschaftlichen Oppo­
sition leisten.

7. Gegen Arbeitsplatzvemichtung — Für 
eine radikale Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich — Gegen Steuer- 
und Subventionsgeschenke an die reiche 
Klasse — Für eine Sonderkapitalsteuer 
und Gesetze zur Unterbindung von Ka­
pitalflucht und Steuerhinterziehung. Er­
hebung einer Sondersteuer für alle Bes­
serverdienenden: Die Reichen sollen 
zahlen!
Für eine soziale Grundsicherung gegen 
die Tendenz der Verelendung von im­
mer größeren Teilen der Bevölkerung — 
Für die Ergreifung von Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Jugend- und Alters­
armut — Erschwinglicher Wohnraum 
für alle und Mieten runter!

2. Den Rechtstrend stoppen! —Gemein­
sam gegen Rassismus und Nationalis­
mus kämpfen! Wir unterstützen außer­
parlamentarische Aktionen zur Abwehr 
neonazistischen Terrors und zur Be­
kämpfung rechtsradikaler und faschisti­
scher Organisationen. Wir sind mißtrau­
isch gegenüber den staatlichen Organen, 
die die Rechten und Neonazis begleiten 
und schützen, anstatt sie zu stoppen.

Wir verfolgen eine internationalisti­
sche Politik, d.h. wir treten dafür ein, 
daß alle Einwanderinnen volle Staats­
bürgerrechte erhalten. Die völkische 
Zuwanderungspolitik der Bundesregie­
rung („Aussiedler“) lehnen wir ebenso

Termine

6.11. Herbsttagung der GNN-Verlage 
in Köln.

7.11. Herbsttagung des Arbeitskreises 
Politische Berichte in Köln.

13.11. 12. Parteitag der DKP in Glad­
beck / Nordrhein-Westfalen. Beschluß­
fassung u.a. über’ die Beteiligung der 
DKP an den Wahlen im Jahr 1994.

27. /28.11. Bundeskongreß der Volks­
front gegen Reaktion, Faschismus und 
Krieg in Köln.

5.12. Kommunalwahl in Brandenburg

1994

21.—23.1. Bundesweites Treffen der 
Cuba-Solidaritätsgruppen in Berlin. An­
meldungen über: Cuba si, Postfach 100, 
10122 Berlin, Tel. 030/28409455.

5.— 6.3. 14. ordentliche Delegierten­
konferenz des BWK in Köln.

12.—13.3. 3. Tagung des 3. PDS-Par­
teitags mit dem Schwerpunkt „Die PDS 
in den Wahlen 1994“ in Berlin.

ab wie das geltende völkische Staats­
bürgerschaftsrecht. Wir sind für das 
Recht auf Asyl für politisch Verfolgte 
und Menschen in Not.

3. Gegen den Kriegskurs der Bundesre­
gierung! Keine Blauhelm- und Kampf­
einsätze der Bundeswehr! — Wir lehnen 
die Weltpolizistenrolle der UNO, der 
USA und anderer Imperialisten ab. Wir 
bestreiten den Anspruch der BRD auf 
einen Sitz im UNO-„Sicherheitsrat“, 
mit dem nur der Großmachtchauvinis­
mus gefördert werden soll.

Wir sind für die Abschaffung der Bun­
deswehr und die Unterbindung von Rü­
stungsproduktionen und Rüstungsex­
porten. Wir verurteilen die Politik der 
Bundesregierung, die noch immer den 
Massenmord der türkischen Regierung 
an den Kurden aktiv unterstützt und sich 
dabei mitschuldig macht.

Neben diesen politischen Schwer­
punkten müssen wir im Wahlkampf kon­
krete Aussagen zum Thema Umwelt- 
und Naturschutz treffen, die an den er­
fahrbaren und gesellschaftlich diskutier­
ten Realitäten ansetzen:
— Schluß mit dem „Grünen-Punkt- 
Schwindel“! Verpflichtung der Indu­
strie zur Rücknahme aller Verpackungs­
mittel und zum Aufbau einer umwelt­
schonenden Recycling-Wirtschaft
— Schluß mit der Freisetzung von 
FCKW und anderen Ozonkillem!
— Schluß mit Müll- und Giftexport auf 
Kosten der abhängigen und unterdrück­
ten Länder
— Ausbau des öffentlichen Verkehrs zu 
subventionierten, günstigen Tarifen, mit 
dem Ziel, den Privatverkehr zurückzu­
drängen
— Ausstieg aus der Atomwirtschaft 
binnen zwei Jahren — Entwicklung ei­
nes Konsenses zur Zwischen- und End­
lagerung des Atommülls
— umfassende gesellschaftliche und 
staatliche Maßnahmen zu Energieein­
sparung und rationellem Energieeinsatz
— aktive Verstärkung des Natur- und 
Tierschutzes: aktiver Artenschutz, mas­
sive Einschränkung von Tierversuchen, 
gegen Mißhandlung von Nutztieren.
—- (H.S., Landesverband Bayern, 30.10.93) 
(Soll als zusätzliches Arbeitsmaterial in die Ar­
beit miteinfließen)
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12%^ Aus Kultur und Wissenschaft

Ein ehemaliger 
Kommandeur der 
Grenztruppen der DDR 
berichtet

Davor — 
— Dabei

Danach
Von Hans Fricke

Die schlimmen und für viele
Menschen tragischen Fol­

gen eines jahrzehntelangen er­
bitterten Kampfes beider Welt­
systeme an ihrer Nahtstelle im 
Zentrum Europas nimmt nach 
Auffassung des Autors die poli­
tische Klasse der Bundesrepu­
blik heute zum Anlaß, um die 
ehemaligen Angehörigen der 
Grenztruppen der DDR in be­
sonderer Weise zum Objekt 
einer als „Aufarbeitung“ dekla­
rierten exemplarischen Abrech­
nung mit dem unterlegenen 
deutschen Staat zu machen. Mit 
„Mauerschützenprozessen“ 
wird staatliches Handeln heute 
als privater Straftatbestand ver­
folgt.

Das im November erschei­
nende Buch unter dem Titel 
Davor — Dabei — Danach 
wendet sich entschieden gegen 
eine solche Politik. Es ist der 
Versuch eines Zeitzeugen, hi­
storische Prozesse' und Fakten 
in Erinnerung zu rufen, die Si- 
cherheits- und Militärpolitik der 
DDR vor dem Hintergrund des 
Kalten Krieges, der ausdrück­
lich vom Westen gegen den 
Osten eingeleitet worden ist, zu 
beschreiben, die Auswirkungen 
des Bonner Alleinvertretungs­
anspruchs auf das Sicherheits­
bedürfnis der DDR zu zeigen 
und als Insider ein umfassendes 
und wahrheitsgetreues Bild von

ihrem Grenzregime, den Grenz­
truppen, aber auch von den Mo­
tiven, dem Denken und Handeln 
ihrer Offiziere und Komman­
deure zu vermitteln.

In einer Zeit, wo der Umgang 
mit der DDR, die Diskussion 
über Verhaltensweisen ehemali­
ger DDR-Bürger, ihre „Katego­
risierung“ und die pauschale

genes bedeuten für ihn nicht die 
Aufgabe von Identität und 
Selbstwertgefühl.

Dem Autor geht es weder um 
unangebrachte DDR-Nostalgie, 
noch versucht er, bestimmten 
Geschehnissen und unbeque­
men Fragestellungen auszuwei­
chen. Er bedauert aufrichtig die 
Opfer an der Grenze sowohl un­
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Verurteilung ganzer Personen­
gruppen die Grenzen des öffent­
lich Sagbaren so niedrig halten, 
daß kaum jemand von ihnen es 
wagt, über seine Vergangenheit 
zu reden, bekennt der Autor sich 
zu seinem Leben und zu seiner 
Verantwortung in der DDR.

Kritisches und selbstkriti­
sches Nachdenken über Vergan­

ter den Flüchtlingen als auch un­
ter den Grenzsoldaten, macht 
gleichzeitig aber auch deutlich, 
daß das Grenzregime der DDR 
nicht losgelöst von der politi­
schen und militärischen Ge­
samtentwicklung betrachtet 
werden darf, gesetzlich nor­
miert und — unabhängig davon, 
wie es politisch zu werten ist —

eine Ausformung ihrer völker­
rechtlich anerkannten Souverä­
nität war.

Er setzt sich auseinander n» 
Geschichtsklitterung, Sieger­
mentalität und Heuchelei, somit 
dem Versuch der politischen 
Klasse, die destruktive Bonner 
Deutschland- und Berlinpolitik 
aus der gegenwärtigen Diskus­
sion ausklammem zu wollen, 
sich im Widerspruch zur histon- 
sehen Realität als steten Ver­
fechter der nationalen Einheit 
darzustellen sowie die eigene 
Verantwortung für die Zuspit­
zung der Lage im geteilten 
Deutschland und ihrer Folgen 
zu leugnen.

Schließlich berichtet der Au­
tor über seine Tätigkeit als Be­
auftragter des Ministers für 
Kohle und Energie und seine 
desillusionierenden Erlebnisse 
und Erfahrungen im Zusam­
menhang mit dem Niedergang 
der DDR-Wirtschaft.

Die autobiographische Form 
seines Berichtes und die an­
schauliche Schilderung von 
Kriegs- und Nachkriegszeit und 
wichtiger Etappen der DDR- 
Geschichte aus der Sicht eines 
langjährigen ehemaligen Offi­
ziers der Volkspolizei und Kom­
mandeurs der Grenztruppen 
verleiht dem Buch den Charak­
ter eines Zeitdokuments beson­
derer Art.

Ende November erscheint im 
GNN-Verlag das Buch Da­
vor — Dabei — Danach des ehe­

maligen DDR-Grenztrupp en- 
Kommandeurs Hans Fricke. Wir 
dokumentieren vorab aus diesem 
Buch Auszüge aus dem Kapitel 

~ „Als .Diensthabender Komman­
deur'“.

Leseprobe
Die Stellvertreter des Brigade­
kommandeurs hatten außerhalb 
der normalen Dienstzeit eines 
Stabes Leitungsdienst. Wenn ich 
meinen Dienst antrat, dann ließ 
häufig das nächste besondere 
Vorkommnis nicht lange auf sich 
warten. In dieser Hinsicht war 
ich wie vom Pech verfolgt. Im 
Scherz hatte ich deshalb dem 
Kommandeur schon einmal vor­
geschlagen, mich von jedem Lei­
tungsdienst zu entbinden. Viel­
leicht gäbe es dann weniger Vor­
kommnisse.

nungsnachbar. Während ich 
mich mit zwei Fahnenfluchten 
herumschlug und den Zorn des 
Chefs der Grenztruppen über 
mich ergehen lassen mußte, hör­
te ich ihn und seine Gäste feiern. 
Bis zum Morgen ließ ich ihn in 
dem Glauben, wir hätten im Be­
reich unserer Brigade eine ruhi­
ge Sylvestemacht gehabt.

Einsatzbereitschaft
im Grenzdienst

Fahnenflucht
in der Sylvesternacht

Der absolute Höhepunkt geschah 
in einer Sylvestemacht: Am spä­
ten Abend wurde mir die erste 
Fahnenflucht und kurz vor Mit­
ternacht eine weitere gemeldet. 
Solche schweren Vorkommnisse 
hatte der Leitungsdienst der Bri­
gade sofort telefonisch dem Lei­
tungsdienst des Kommandos der 
Grenztruppen zu melden. Mein 
Pech war, daß in dieser Nacht 
der Chef der Grenztruppen per­
sönlich Leitungsdienst hatte. 
Wie ich befand auch er sich in 
seiner Wohnung.

Meine erste Hiobsbotschaft 
nahm er grollend zur Kenntnis. 
Als ich ihm dann nach Mitter­
nacht eine weitere Fahnenflucht 
melden mußte, platzte ihm der 
Kragen: „Jetzt reicht es“, schrie 
er mich an, „schaffen Sie sofort 
Ordnung in Ihrem „Laden“!“

Das war ein frommer Wunsch. 
Was hätte ich, vor Telefon und 
Mineralwasser sitzend, schon 
tun können, um eine Fahnen­
flucht entlang eineß über zwei­
hundert Kilometer langen 
Grenzabschnittes mit sechsund­
dreißig Grenzkompanien und 
zwölf Bataillonsstuben zu ver­
hindern?

Ich hatte nur noch einen 
Wunsch: um Gottes Willen kein 
ernstes Vorkommnis mehr bis zu 
meiner Ablösung. Der Brigade­
kommandeur war mein Woh­

Der Dienst im System der Grenz­
sicherung erforderte von den Of­
fizieren und Kommandeuren 
eine ständige Einsatzbereit­
schaft. Dazu gehörte, daß man 
Tag und Nacht erreichbar war. 
Jahrelang gezwungen zu sein, 
jedes Verlässen seiner Wohnung 
dem Operativen Diensthabenden 
des Stabes telefonisch melden zu 
müssen, belastete nicht nur die 
Familie, es schränkte auch die 
individuelle Gestaltung der 
ohnehin sehr knappen Freizeit 
erheblich ein.

Wollte ich beispielsweise mit 
meiner Frau mal ins Kino gehen, 
dann rief ich zuerst beim Dienst­
habenden an und teilte ihm mit, 
von wann bis wann ich in wel­
chem Kino bin. Hatten wir nach 
dem Kino das Bedürfnis, in einer 
Gaststätte noch eine Kleinigkeit 
zu essen oder zu trinken, dann 
mußte ich von der Gaststätte aus 
wieder den Diensthabenden an­
rufen und ihn über meinen neuen 
Aufenthaltsort informieren.

Zu Hause angekommen, war 
die erste Handlung der Griff zum 
Telefon, um mich zurückzumel­
den. Und das nicht nur bei Be­
reitschaftsdienst. Für die Stell­
vertreter eines Brigadekomman­
deurs galt das immer, mit Aus­
nahme des Jahresurlaubs.

Unser Leitungsdienst begann 
nach Dienst und endete früh bei 
Dienstbeginn. An den Wochen­
enden war einer von uns von 
Sonnabend bis Sonntag, ein an­
derer von Sonntag bis Montag 
„Kommandeur vom Dienst“. 
Vor Verlassen des Stabes infor­
mierte man sich über die aktuelle 
Lage an der Grenze und in den 
Einheiten.

Zu Hause angekommen, war 
zu prüfen, ob das Telefon in Ord­
nung war. Bis zum Ende des 
Dienstes durfte die Wohnung 
nicht mehr verlassen werden. 
Der Leitungsdienst im Komman­
do der Grenztruppen wußte, wer 
in den Stäben der Brigaden Lei­
tungsdienst hatte und unter wel­

cher Nummer er erreichbar ist. 
Das gleiche galt für die ständige 
Erreichbarkeit zwischen dem 
Verantwortlichen des Stabes der 
Grenzbrigade und dem des Sta­
bes der Grenzregimenter. Dann 
wartete man auf die Dinge, die 
da kommen würden.

Gab es Anzeichen für eine be­
vorstehende Grenzverletzung, 
dann lief die Meldung vom Po­
sten im Grenzabschnitt über den 
Führungspunkt der Kompanie, 
des Bataillons zum Leitungs­
dienst des Regiments und von 
dort zum Leitungsdienst der Bri­
gade.

Die Kommandeure aller Ebe­
nen faßten die notwendigen Ent­
schlüsse beziehungsweise bestä­
tigten oder präzisierten bereits 
getroffene Entscheidungen. Die 
Handlungen der Grenzkompanie 
und eventuell eingesetzter Reser­
ven zur Verhinderung eines 
Grenzdurchbruches verfolgte 
der Leitungsdienst der Brigade 
anhand seiner Karte und der lau­
fend eingehenden Meldungen. 
Wenn es sich als notwendig er­
wies, gab er selbst Befehle zur 
Präzisierung vor Ort gefaßter 
Entschlüsse.

Über die an der Grenze einge­
tretene Lage und die eingeleite­
ten Maßnahmen informierte der 
Leitungsdienst der Brigade so­
fort den Leitungsdienst des 
Kommandos der Grenztruppen.

Während eines dieser Lei­
tungsdienste wurde mir am 
Sonntagvormittag gemeldet, ein 
westdeutsches Sportflugzeug 
habe die Grenze in Richtung 
Meiningen überflogen. Kurze 
Zeit danach hörte ich die Moto­
rengeräusche eines Flugzeuges. 
Vom Balkon aus sah ich es.

Grenzverletzungen 
und andere Vorgänge

Es flog langsam und blieb über 
der Stadt. Dabei kreiste es auch 
über der Kaserne der Bereit­
schaftspolizei, unserem Stab und 
über der sowjetischen Kaserne. 
Ich hatte keinen Zweifel mehr, 
daß es sich um die gemeldete 
Maschine handelte. Sofort rief 
ich den Diensthabenden der 
nächsten Einheit der Luftstreit­
kräfte an. Ich informierte ihn 
über die erfolgte Grenzverlet­
zung und meine Beobachtungen. 
Wenig später tauchten zwei Hub­
schrauber auf. Sie flogen auf das 
Sportflugzeug zu, nahmen es in 
die Mitte und entfernten sich mit 
ihm.

Zu den Meldungen, die beim 
Leitungsdienst der Grenzbrigade 
eingingen, gehörten auch solche 
über nicht aus dem Urlaub bezie­
hungsweise vom Ausgang zu­
rückgekehrte Angehörige der 
Grenztruppen. Handelte es sich 
um Urlauber, dann wurde das 
zuständige Wehrkreiskomman­
do gebeten, sofort bei der ange­
gebenen Urlaubsadresse nachzu­
fragen, ob und wann der Betref­
fende die Rückreise zur Einheit 
angetreten hat. Kehrte jemand 
nicht rechtzeitig vom Ausgang 
zurück, dann hatte die Einheit al­
le Maßnahmen einzuleiten, um 
den Aufenthaltsort des überfälli­
gen Ausgängers zu ermitteln. Je­
der Vorgesetzte hoffte in solchen 
Fällen, daß es für die nicht 
pünktliche Rückkehr einen 
harmlosen Grund gab.

Die Meldungen über Vor­
kommnisse im Grenzabschnitt 
oder in den Einheiten erfolgten 
in der Regel schnell und präzise. 
Hin und wieder gab es aber auch 
den Versuch, ein ernstes Vor­
kommnis „tröpfchenweise“ zu 
melden.

Ein Feldwebel 
wird vermißt

Ein solches Beispiel erlebte mein 
Kommandeur selbst einmal: 
Eines Nachts meldete der dienst­
habende Offizier einer Grenz­
kompanie, nahe der Grenze sei 
ein Motorrad gefunden worden. 
Näheres teilte er bei seiner ersten 
Meldung nicht mit. Als weitere 
Ergänzungsmeldungen auf sich 
warten ließen, rief der Komman­
deur direkt in der Kompanie an. 
Am nächsten Morgen schilderte 
er uns dieses Gespräch:

Kommandeur: „Was ist mit 
dem gefundenen Motorrad ?“

Offizier: „Wir wissen es noch 
nicht.“

Kommandeur: „Wo genau 
wurde es gefunden ?“

Offizier: „Wenige Meter
freundwärts des Kontrollstrei­
fens.“

Kommandeur: „Was hat die 
Suche nach dem Fahrer des Mo­
torrades ergeben?“

Offizier: „Bisher noch
nichts.“

Kommandeur: „Herrgott
nochmal, lassen Sie sich doch 
nicht jedes Wort einzeln aus der 
Nase ziehen. Wissen Sie wenig­
stens schon, aus welchem Ort es 
ist und wem es gehört?“

Offizier: „Jawohl, das wissen 
wir inzwischen. Es gehört einem

Feldwebel unserer Kompanie.“
Kommandeur (jetzt schon mit 

einem drohenden Unterton): 
„Und wo ist dieser Feldwebel 
jetzt?“

Offizier: „Das wissen wir lei­
der nicht. Wir schließen eine 
Fahnenflucht des Feldwebels 
nicht aus.“

Offenbar dachte dieser gerade 
erst von der Offiziersschule ge­
kommene junge Offizier, daß es 
besser sei, dem vorgesetzten 
Stäb eine Fahnenflucht schonend 
beizubringen, als gleich mit der 
Tür ins Haus zu fallen.

Unterkunft und
Familiensorgen

Die Grenzkompanien waren fast 
alle in neugebauten Objekten un­
tergebracht. Es waren zweige­
schossige Typenbauten mit Ga­
ragen, Kfz-Instandsetzungs- 
punkt, Tankstelle und Hunde­
zwingern. Das Außengelände 
umfaßte eine Hindernisbahn und 
einen Volleyballplatz. Auf einer 
Stube wohnten nicht mehr als 
drei Soldaten.

Das Kompaniegebäude hatte 
eine sinnvolle und für damalige 
Verhältnisse großzügige Raum­
einteilung. Es war modern und 
zweckmäßig eingerichtet. Es gab 
eine moderne Küche, einen lan­
gen, in der Mitte durch eine falt­
bare Zwischenwand teilbaren 
Versammlungs- und Mehr­
zweckraum und andere Einrich­
tungen, die geeignet waren, sich 
in der Unterkunft wohlzufühlen.

Die Offiziere wohnten mit ih­
ren Familien in einem Haus nahe 
der Kompanie. Nicht wenige 
junge Frauen der Offiziere ka­
men aus Großstädten oder grö­
ßeren Orten. Einige wohnten 
früher in Plauen, dem Sitz der 
Offiziersschule der Grenztrup­
pen. Ihnen fiel es oft sehr 
schwer, sich an dörfliche Ver­
hältnisse zu gewöhnen. Einigen 
gelang es nie.

Deshalb wurde ihnen regelmä­
ßig Gelegenheit gegeben, mit 
Fahrzeugen der Kompanie in die 
nächstgelegene Stadt zu fehlen, 
um dort einzukaufen, zum Fri­
seur zu gehen oder mit ihrem 
Mann mal auszugehen. Auch die 
Soldaten erhielten die Möglich­
keit, mit Dienstfehrzeugen in die 
Stadt gefahren zu werden.

Es gab damals eine Zeit, da 
wurden den Soldaten während 
ihres Grenzdienstes von jenseits 
der Grenze häufig Südfrüchte, 
Schokolade und andere Genuß­

mittel zugeworfen. Aufgrund 
der Versorgungslage in der DDR 
hatten sie selbst keine Möglich­
keit, sich zum Beispiel Bananen 
zu kaufen. So kam es vor, daß 
Grenzposten diese Dinge aufho­
ben und verzehrten. Häufig wur­
den sie dabei von westdeutschen

Tricks mit
Südfrüchten

Medien gefilmt, die in einem sol­
chen Augenblick „zufällig“ an 
dieser Stelle waren.

Das führte zu einer Verord­
nung der Regierung der DDR, 
nach der an die Angehörigen der 
Grenzkompanien wöchentlich 
ein Beutel Südfrüchte auszuge­
ben sei. Nun waren sie nicht 
mehr auf westdeutsche Almosen 
mit propagandistischer Zielstel­
lungangewiesen.

Die Verpflegung in einer 
Grenzkompanie war nicht nur 
abwechslungsreich, sie wurde 
auch niveauvoll angeboten. Die 
Früh- und Abendmahlzeit er­
folgten grundsätzlich in Form 
einer Büfett-Versorgung. Dazu 
wurde im Speisesaal für jede 
Dienstschicht ein großes Büfett 
mit einer für damalige Verhält­
nisse vielseitigen Auswahl her­
gerichtet. Jeder konnte so viel 
nehmen, wie er brauchte. Vor 
ihrem Grenzdienst erhielten die 
Soldaten in der Küche zubereite­
te „Postenbrote“. Es war für 
mich immer wieder erfreulich, 
festzustellen, wie rücksichtsvoll 
die Soldaten sich untereinander 
verhielten. Auch von ausgespro­
chener Mangelware blieb für die 
letzten noch etwas im Büfett.

Man hilft sich bei 
der Verpflegung

Diese Art der Verpflegungsver­
sorgung brachte für die Küchen­
kräfte einen erheblichen zusätzli­
chen Arbeitsaufwand mit sich. 
Ich habe aber nie eine Küchen­
frau angetroffen, die darüber ge­
klagt hätte. Sie waren meist 
schon Jahre in der Küche der 
Kompanie beschäftigt und spra­
chen von den Soldaten nur ab 
„unseren Jungs“.

Nicht selten brachten sie Ge­
würze, Gemüse und Obst für die 
Küche aus ihrem Garten ffit 
ohne es sich bezahlen zu lassen 
(...)




